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Organisationsgrad 

Bei der Charite-Tochter CFM wissen die ver.di- 
Kolleglnnen: Ohne gewerkschaftliche Organisation 
gibt es keinen ordentlichen Tarifvertrag. Interview. 
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84 Tage Terror 

Das kurdische Cizre ist zerstört. Wie leben die Men¬ 
schen, wie könnte ein Weg zum Frieden aussehen? 
Interview mit Leyla Imret. 
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Thema der Woche 


Fukushima 

Vor fünf Jahren ereignete sich die „Dreifach“- 
Katastrophe in Fukushima, Japan. Zunächst 
erschütterte ein verheerendes Beben Japan, 
dann kamen die Tsunamiwellen. Durch die 
Schäden fielen im Atomkraftwerk Fukushima 
die Kühlsysteme aus, es kam zur Reaktorka¬ 
tastrophe ... 

In den vergangenen Tagen erinnerten Medien 
und Anti-Atombewegung an die Katastrophe. 
Für den 11. März hatte unter anderem die 
Anti-Atom-Organisation „.ausgestrahlt“ zu 
einem bundesweiten Aktionstag aufgerufen. 
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Angst vor der Zukunft 
führt in die Vergangenheit 

AfD setzt auf eine reaktionäre Wende 



Z irka 12,6 Millionen Wahlberech¬ 
tigte waren am vergangenen 
Sonntag zur Stimmabgabe auf¬ 
gerufen. 8,7 Millionen gingen zu den 
Wahlurnen. Die CDU und vor allem 
die SPD - bis auf Rheinland-Pfalz - 
verloren Stimmen. In Sachsen-Anhalt 
rutschte die SPD von 21,5 Prozent der 
Stimmen (2011) auf 10,6, in Baden- 
Württemberg von 23,1 Prozent auf 
12,7. Die FDP kam in Sachsen-Anhalt 
nicht in den Landtag. Die Partei „Die 
Linke“ scheiterte in Baden-Württem¬ 
berg und Rheinland-Pfalz an der Fünf- 
Prozent-Hürde. In Sachsen-Anhalt 
wählten nur 16,3 Prozent die Partei - 
nach den 23,7 Prozent im Jahr 2011 ist 
das ein politisches Desaster. 

Die AfD, die viele mobilisieren konn¬ 
te, die bislang zum „Nichtwählerlager“ 
gehört hatten, aber auch frustrierte 
bisherige Wählerinnen und Wähler 
anderer Parteien anzog, konnte in alle 
drei Landtage einziehen und wurde 
in Sachsen-Anhalt sogar zweitstärks¬ 
te Partei. 

Überdurchschnittlich stark schnitt 
die Rechtsaußenpartei bei diesen Wah¬ 
len bei männlichen und unter 45-jähri- 
gen Wählern, unter Haupt- und Real¬ 
schülern, unter Arbeitern und Arbeits¬ 
losen ab. Laut dem Forschungsinstitut 
Infratest Dimap erklärten aber nur 21 
Prozent der AfD-Wähler, sie hätten 
die Partei aus Überzeugung gewählt, 
70 Prozent dagegen, sie hätten aus 
„Enttäuschung von anderen Partei¬ 
en“ gehandelt. 

Viele Menschen haben Angst vor 
der Zukunft, vor sozialem Abstieg. Sie 
trauen den etablierten Parteien nicht 
mehr. Die AfD profitierte vor allem 
aber - wie bei den Landtagswahlen 
im Herbst 2015 - von der zugespitzten 
Debatte um Zuwanderung und Flucht, 
den Auseinandersetzungen in der Re¬ 
gierungskoalition und dem Kurs der 
Merkel-Regierung, die in der Flücht¬ 
lingsfrage Schritt für Schritt von den 
Aussagen des Sommers 2015 abging. 

Das alles nutzte den rechten Po¬ 
pulisten, die mit ihrer aggressiven und 


rassistischen Haltung in der Flücht¬ 
lingsfrage Ängste und Abwehrhal¬ 
tungen vieler Menschen im Land be¬ 
dienen und scheinbare Lösungen an¬ 
bieten. Dass die AfD zugleich aber 
Positionen gegen den Mindestlohn be¬ 
zieht und ihn wieder abschaffen wird, 
dass sie an die Stelle von Hartz IV eine 
„Bürgerarbeit“ einführen will, für die 
Niedrigstlöhne gezahlt werden sollen, 
dürfte den meisten ihrer Wählerinnen 
und Wähler unbekannt sein. Auch, 
dass sie eine reaktionäre Familienpoli¬ 
tik durchsetzen und die Frauen wieder 
an den Herd schicken, Steuererleich¬ 
terungen für abhängig Beschäftigte 
streichen will usw. ist kaum bekannt. 
Die AfD in Sachsen-Anhalt will zu¬ 
dem auch in den Schulunterricht ein¬ 
greif en, preußische Disziplin durchset¬ 
zen und die „Lehrpläne überarbeiten“. 
Im Schulunterricht soll weniger über 


die Nazi-Zeit geredet werden: „Eine 
einseitige Konzentration auf zwölf 
Unglücksjahre unserer Geschichte 
verstellt den Blick auf Jahrhunderte, 
in denen eine einzigartige Substanz an 
Kultur und staatlicher Ordnung auf¬ 
gebaut wurde.“ (Wahlprogramm, Sach¬ 
sen-Anhalt, S.l). 

Mittlerweile ist die AfD in acht 
der 16 Landesparlamente vertreten 
und sieht sich schon als „Volkspartei“ 
mit klarem Auftrag, die Gesellschaft zu 
verändern. Bayerns AfD-LandesVorsit¬ 
zender Petr Bystron erklärte am Mon¬ 
tag, die Ergebnisse der Landtagswah¬ 
len vom Wochenende seien „wirklich 
eine Revolution“ („Frankfurter All¬ 
gemeine“ vom 15. März). „Gestern ist 
ein Paradigmenwechsel eingetreten, 
es ist das Ende der Herrschaft der Alt- 
Achtundsechziger in Deutschland. Das 
werden die Leute erst noch begreifen“, 


sagt er. Die AfD will, so der Spitzen¬ 
kandidat der Partei in Sachsen-Anhalt, 
Poggendorf, die Bundesrepublik verän¬ 
dern - „... zum Wohle des deutschen 
Volkes“. 

Die Uhren sollen zurückgestellt 
werden. Die AfD setzt auf eine reakti¬ 
onäre Wende - und übt Druck aus auf 
CDU und CSU, deren rechteste Vertre¬ 
ter rechts neben sich keine relevante 
politische Kraft zulassen wollen, und 
die zu Verunsicherung vieler im Land 
und zur Stimmung gegen jene beitru¬ 
gen, die hierher geflohen sind, und 
nun nach dem Wahltag - wie CSU- 
Chef Seehofer - meinen, nur Merkels 
Flüchtlingspolitik hätte der AfD so vie¬ 
le Stimmen gebracht.... 

Deutschland ist mit dieser Wahl 
weiter nach Rechts gerückt. Nina Hager 

(Siehe auch Seiten 5 und 9) 


Nur noch 
15 Wochen 
bis zum 
UZ-Pressefest 
2016! 

Weitere Infos findet ihr auf der 
neuen und fortlaufend aktua¬ 
lisierten Pressefest-Seite unter 

uz-pressefest.de 

Außerdem suchen wir drin¬ 
gend: 

★ Genossinnen und Genossen, 
die bereits einige Tage vordem 
Fest in Dortmund und Umge¬ 
bung unsere Werbekampagne 
unterstützen möchten 

★ Helferinnen und Helfer für 
unsere Informationsstände 
und den mobilen Verkauf der 
UZ und der Soli-Buttons auf 
dem Pressefest. 

Etwa 75 Schichten ä 3 Stunden 
müssen wir besetzen, um diese 
Ziele erreichen zu können. 

Bitte sagt perTelefon oder Mail 
Bescheid, ob und in welchem 
zeitlichen Umfang ihr auf dem 
Pressefest das Agitationsteam 
unterstützen könnt. 

Weitere Infos findet ihr auf der 
neuen und fortlaufend aktua¬ 
lisierten Pressefest-Seite unter 

uz-pressefest.de 



Gemeinsamer Ostermarsch-Aufruf des Bundesausschusses Friedensratschlag und der Kooperation für den Frieden: 

Fluchtursachen bekämpfen - nicht Flüchtende / Kriegseinsätze sofort beendigen / Unterdrückung beseitigen - Menschenrechte durchsetzen 


Mit dem Militäreinsatz in Syri¬ 
en wird Deutschland nach dem 
Ende des Kalten Krieges zum 
dritten Mal Kriegspartei. Welt¬ 
weite Massenflucht und Mas¬ 
senelend im Ergebnis von Krieg 
und Unterdrückung haben ein 
erschreckendes Ausmaß erreicht: 

Krieg ist nicht die Lösung. 
Krieg ist Terror und die 
Ursache neuer Konflikte. 

Eine gesamteuropäische Frie¬ 
densordnung und Solidarität mit 
den zu uns kommenden Men¬ 
schen sind gefragt. Statt Milliar¬ 
den Gelder aus Machtinteressen 
für Militärgewalt und die Profite 
der Rüstungskonzerne auszuge¬ 
ben, sollten diese Mittel zur Un¬ 
terstützung für Flüchtlinge und 


Zivilbevölkerung verwen¬ 
det werden. 

Die Finanzströme des 
„IS“ sind auszutrocknen, der 
Nachschub an neuen Waffen 
und Kämpfern ist zu unter¬ 
binden. Eine weltweite Koali¬ 
tion der Friedliebenden kann 
den Teufelskreis von Krieg, 
Terror und Flucht durchbre¬ 
chen. 

Wir fordern von der 
Bundesregierung: 

Keine Beteiligung der 
Bundeswehr am sog. Krieg 
gegen den Terror, wie z.B. 
in Afghanistan, Syrien, 
Irak, Libyen, Mali und der 
Türkei. 



Eine aktive Friedens- und Sicher¬ 
heitspolitik in Europa unter Ein¬ 
beziehung Russlands. 

Einhaltung von Grundgesetz, Völ¬ 
ker-, Asylrecht und Genfer Flücht¬ 
lingskonvention. 

Stopp aller Waffenexporte, keine 
Waffenlieferungen in die Kriegsregi¬ 
on Nahost, einen Fonds für Rüstungs¬ 
konversion. 

Keine Zusammenarbeit mit Regie¬ 
rungen, die den „IS“ oder andere Ter¬ 
rormilizen unterstützen. 


Wir setzen Ostern ein Zeichen 
für eine andere Politik. 

Wir fordern Frieden, 
Abrüstung, internationale 
Solidarität. 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Kolumne von Lars Mörking 


Siggi hält stand 


Als mir ein Juso einmal stolz von sei¬ 
nem Rhetorikseminar erzählte, schil¬ 
derte er ausgiebig die „spannende“ 
Situation, in der er die Todesstrafe 
befürworten musste, als sei er davon 
inbrünstig überzeugt. Vorurteilsbe¬ 
laden wie ich bin, überraschte mich 
solche Aufgabenstellung bei Schulun¬ 
gen für SPD-Nachwuchs wenig. Die 
Fähigkeit, innerhalb von wenigen Mi¬ 
nuten umzuschalten und mehr oder 
weniger überzeugend das Gegen¬ 
teil von dem zu vertreten, was der 



eigenen Haltung entspricht, schien 
mir eine notwendig zu vermittelnde 
Kernkompetenz. 

Politiker gelten häufig als oppor¬ 
tunistisch, vor allem solche, die sich 
sozialdemokratisch nennen. Dass 
Politiker opportunistisch sind, er¬ 
gibt sich zumindest teilweise aus ih¬ 
rem Berufsbild. Wer würde nicht sein 
Fähnchen immer mal wieder nach 
dem Wind ausrichten, wenn es doch 
überlebensnotwendig ist, um im Ge¬ 
schäft bleiben zu können? 

Aber über die Jahre musste ich 
lernen: Es stimmt einfach nicht, dass 
es in der SPD nur Umfaller, Ange¬ 
passte und Windbeutel gibt. 

Nehmen wir als prominentes Bei¬ 
spiel den Parteivorsitzenden Sigmar 
„Siggi“ Gabriel und dessen Haltung 


zum Freihandelsabkommen TTIP, für 
die er Gegenwind von Gewerkschaf¬ 
ten, Umwelt- und Sozialverbänden, 
außerhalb und innerhalb seiner SPD 
kriegte und sogar Abstimmungsnie¬ 
derlagen in der SPD einstecken muss¬ 
te. Knapp 3,5 Millionen Menschen - 
die meisten davon in Deutschland - 
haben sich inzwischen schriftlich für 
einen Stopp der Verhandlungen aus¬ 
gesprochen. Angesichts der existenz¬ 
gefährdenden Wahlniederlagen auch 
in Baden-Württemberg und Sachsen- 
Anhalt wäre das sicherlich für viele 
Wackelkandidaten ein Grund, sich 
populistisch auf die Seite der TTIP- 
Gegner zu schlagen, um wenigstens 
hier zu punkten. 

Aber was macht Siggi? Er hält an 
dem Projekt fest - unbeirrt und un¬ 
geachtet wahlpolitischer Konsequen¬ 
zen. Ja, er lacht dem Volk verwegen 
ins Gesicht, wie es vor ihm nur Ebert 
getan hätte. 

Da ist es doch ungerecht, wenn 
im Zusammenhang mit der Hanno¬ 
ver Messe und der dort geplanten 
Pro-TTIP-Show nur von Merkel und 
Obama die Rede ist. Niedersachsen 
ist Siggis Revier, sein „Stammland“. 
Er gehört - ungeachtet der zusätzli¬ 
chen Materialkosten - ins Visier der 
bundesweiten Proteste, die zu diesem 
Anlass angekündigt wurden. 

Ja, Siggi gehört als lebensgroße 
Pappfigur gebastelt, auf jedes Anti- 
TTIP-Transparent, in jede Karika¬ 
tur - egal ob sie Chlorbäder für Ge¬ 
flügel, drangsalierte Kommunen oder 
private Schiedsgerichte zum Thema 
hat. 

Sollte auf der großen Schaubüh¬ 
ne der Hannover Messe wirklich kein 
Platz mehr für Siggi sein, schlage ich 
vor, ihn in die westliche Provinz nach 
Lappenstuhl einzuladen und ihm den 
Widukind-Orden für standfeste Nie¬ 
dersachsen umzuhängen. So viel Lo¬ 
yalität gegenüber Kapitalinteressen 
und „Freihandel darf doch nicht un¬ 
gelobt bleiben. 



Deri9.Märzist„Equal Pay Day“ 


Der 19. März 2016 ist der Tag, bis zu 
dem Frauen über das Jahr 2015 hin¬ 
aus arbeiten müssen, um das Durch¬ 
schnittsgehalt für Männer im Jahr 
2015 (vom 1.1.2015 bis 31.12.2015) 
zu erreichen. Frauen müssen also im 
Durchschnitt 79 Tage länger arbeiten, 
um das gleiche Geld wie Männer zu 
erhalten. In unserer ach so nachah¬ 
menswerten Kultur ist das Recht auf 
gleichen Lohn für gleiche Arbeit im¬ 
mer noch nicht verwirklicht. Worum 
geht es: 

Oftmals wählen Frauen schlech¬ 
ter bezahlte Berufe, weil es ihnen da 
eher möglich ist, Teilzeit zu arbeiten, 
um Familie und Beruf unter einen Hut 
zu bringen. Familienbedingt wird ihre 
berufliche Laufbahn auch öfter unter¬ 
brochen. Aber bei gleichem Beruf, glei¬ 
chem Alter, Ausbildung, Berufserfah¬ 
rung, gleichem Können und im gleichen 
Betrieb erhalten Männer immer noch 
12 Prozent mehr Lohn als Frauen, so 
die Aussage des DGB. 

Weshalb diese Männer-Prämie? 

Hinzu kommt: Wenn die größte Fa¬ 
milienbelastung vorbei ist - die Kin¬ 
der aus dem Haus sind - möchten vie¬ 
le Frauen die Möglichkeit haben, ihre 
Teilzeit aufzustocken. Das ist ihnen 
vielfach verwehrt. 


Oder es gibt Veränderungen in ih¬ 
rem Leben, sie werden Alleinerzieherin 
und Alleinverdienerin, die Mehrarbeit 
und Mehrverdienst notwendig machen. 

Andererseits gibt es auch mehr und 
mehr Männer, die an einer Verkürzung 
ihrer Arbeitszeit zugunsten ihrer Fa¬ 
milien interessiert sind. So lautet die 
Forderung sowohl zum Internationa¬ 
len Frauentag als auch zum Equal Pay 
Day nicht nur „Recht auf befristete 
Teilzeit für alle“ sondern auch „Recht 
auf Rückkehr aus der Teilzeit für alle“. 

Der ver.di-Bundeskongress hat im 
September vergangenen Jahres die For¬ 
derung nach einer „kurzen Vollzeit“ er¬ 
hoben, d.h. Verkürzung der Arbeitszeit 
für alle. In der Diskussion dazu stand 
auch die Forderung nach der 30-Stun- 
denwoche für alle bei vollem Lohn- 
und Personalausgleich. Und natürlich 
nach dem „gleichen Lohn für gleiche 
Arbeit“. 

Am 19. März finden zahlreiche Ver¬ 
anstaltungen und Aktionen von DGB 
und ver.di zum Equal Pay Day statt, so 
u.a. bereits am 18. März eine Kundge¬ 
bung in Berlin, initiiert von DGB, Sozi¬ 
alverband Deutschland und Deutscher 
Frauenrat am Brandenburger Tor. 

Um 12 Uhr mittags geht es los! 

Christine Christofsky 


„Ohne uns läuft keine Operation“ 

Beschäftigte der CFM übernehmen wesentliche Aufgaben am Berliner Uni- 
Klinikum Charite - Um einen Tarifvertrag müssen sie kämpfen 


UZ: Dienstleistungen sind 2006 von der 
Charite in die Charite CFM Facility Ma¬ 
nagement GmbH - kurz CFM - ausge¬ 
gliedert worden. In welchen Bereichen 
sind die Beschäftigten der CFM einge¬ 
setzt? Wie unterscheiden sich die Bedin¬ 
gungen der Kolleginnen von denen an der 
Charite? 

Kati Ziemer: In die CFM sind fast alle 
Dienstleistungen ausgelagert die nicht 
unmittelbar mit Patienten zu tun haben. 
So ist es in Ausschreibungsunterlagen 
des Objektes CFM mit einem Leistungs¬ 
umfang von 1,5 Mio. Euro zu lesen. Im¬ 
mer mehr Aufgaben und Bereiche wer¬ 
den von der Mutter Charite in die Toch¬ 
ter geschoben (siehe Info kästen, Anm. d. 
Red.). Zudem wird immer weiter aus¬ 
gegründet, nach dem „Erfolgsmodell“ 
CFM folgten weitere Ausgründungen 
und Kooperationen, in die Dienstleis¬ 
tungen und Personal geschoben wurden 
und werden. 

Die CFM hat ca. 2800 Beschäftigte - 
Tendenz steigend. Ungefähr 520 - es wa¬ 
ren mal ca. 900 - sind per „Gestellung“ 
von der Charite in die CFM ausgeliehen, 
für sie gilt der Tarifvertrag der Charite. 
In der CFM gibt es keinen Tarifvertrag, 
hier werden lediglich die für allgemein¬ 
verbindlich erklärten Tarifverträge ange¬ 
wandt, das sind mittlerweile sieben. 

Es ist nicht einfach, die unterschiedli¬ 
chen Arbeitszeiten, Löhne und Gehälter 
oder Urlaubsansprüche aus den verschie¬ 
denen Bereichen, die sowieso schon sehr 
unterschiedlich sind, im Auge zu behal¬ 
ten. Es gehört zum Alltag der Kollegin¬ 
nen, mit diesen Unterschieden klarkom¬ 
men zu müssen. 

Es gehört mittlerweile zur „Normali¬ 
tät“, dass es Gehaltsunterschiede von 400 
bis 1000 Euro gibt. Das wird nicht im¬ 
mer toleriert, führt zu Diskussionen und 
Neiddebatten. Auch die Arbeitszeiten 
sind völlig unterschiedlich und reichen 
von Minijobs über Teilzeit von 20 bis 35 
Stunden die Woche bis hin zu 42 Stun¬ 
den die Woche, auch Urlaubsansprüche 
gehen von 24 Tagen bis hin zu 30 (+5). 
Das zieht sich durch alle Bereiche und 
ist für alle deutlich sichtbar. 

UZ: Ihr habt in den vergangenen Jahren 
mehr und mehr Kolleginnen in ver.di or¬ 
ganisiert. Sprecht ihr die Kolleginnen vor 
allem mit dem Thema der ungleichen Be¬ 
handlung auf eine Mitgliedschaft an? 

Kati Ziemer: In der Problematik der un¬ 
terschiedlichen Bedingungen liegt tat¬ 
sächlich enormer sozialer Sprengstoff. 

Hier wird allen immer wieder vor Au¬ 
gen geführt, welches Spiel getrieben wird. 
Die Unterschiede sind politisch gewollt. 
Ein Politiker sagte uns einmal in einem 
Gespräch zu diesem Thema: „Niedriglöh¬ 
ne sind in der Ausschreibung eingepreist“. 
Die ver.di-Betriebsgruppe ist seit Beste¬ 
hen der CFM - es sind jetzt zehn Jahre - 
dabei, die Kolleginnen für dieses Thema 
zu sensibilisieren. 

Wenn du fragst, wie wir die Kollegin¬ 
nen und Kollegen ansprechen, dann kann 
ich nur sagen, das ergibt sich in ganz nor¬ 
malen Unterhaltungen, es sind die The¬ 
men des Alltags. 


Schon wenn man nach scheinbar be¬ 
langlosen Dingen fragt, sich nach dem 
Befinden erkundigt, nach dem Urlaub 
oder dem Dienstplan... das reicht meist 
aus, um ins Gespräch zu kommen. Es ist 
wichtig, den Kolleginnen zuzuhören und 
die Probleme ernst zu nehmen. Meist 
kommt das Gespräch von selbst auf das 
Thema Tarifvertrag und Gewerkschaft. 
Ein Gespräch allein reicht aber nicht aus, 
man verabredet sich für später und lädt 
zur Betriebsgruppe ein. 



Kati Ziemer, Betriebsrätin bei der CFM 


UZ: Warum ist euch der gewerkschaftliche 
Organisationsgrad so wichtig? In euren 
Publikationen wird der ja oft angespro¬ 
chen, so mein Eindruck. 

Kati Ziemer: Wie gut der Tarifvertrag ist 
liegt in unserer Mächtigkeit, an unserem 
Organisationsgrad, das versuchen wir zu 
vermitteln. Ausschlaggebend für den Er¬ 
folg sind die Kolleginnen und was sie be¬ 
reit sind dafür zu tun. Aber die Kollegin¬ 
nen wissen meist selbst, was sie tun müss¬ 
ten, um etwas verändern zu können. Die 
Situation bei der CFM und die Arbeitsbe¬ 
dingungen sind ja ein starkes Argument 
für einen Beitritt zur Gewerkschaft. 
Überzeugen ist aber dennoch nicht so 
einfach, wir hören auch immer wieder 
Gründe, warum es gerade nicht geht, 
warum der Eintritt in ver.di nicht mög¬ 
lich ist. Da geht es um Geld, da ist Un¬ 
wissen dabei, manche meinen „Brauche 
ich nicht“ - das sind so die einfachen Ar¬ 
gumente. Resignation und Desinteresse 
oder gar Angst vor Repressalien oder 
Benachteiligung - das alles können wir 
nicht so einfach wegwischen und nehmen 
wir ernst. Aber gerade dann tut es gut, 
eben nicht allein zu sein und in der Be¬ 
triebsgruppe Schutz und Gleichgesinnte 
zu finden. Nur gemeinsam sind wir in der 
Lage den Tarifvertrag für die CFM zu er¬ 
ringen. Klar ist, das bekommen wir nicht 
geschenkt. 

UZ: Ihr macht öffentlich, wie der Stand 
der Mitgliederwerbung ist und gebt an, 
dass ihr erst ab 30 Prozent Organisations¬ 
grad handlungsfähig seid. Was heißt das 
konkret und ist es nicht problematisch, 
wenn ihr gegenüber der CFM-Leitung of¬ 
fen zugebt, nicht genug ver.di-Mitglieder 
zu haben, um in Tarifverhandlungen bes¬ 
sere Bedingungen durchzusetzen? 

Kati Ziemer: Offenheit gehört zu den 
wichtigsten Elementen der bedingungs¬ 


gebundenen Tarifarbeit. Wir gehen so of¬ 
fen und ehrlich mit unseren Mitglieder¬ 
zahlen um, weil die Kolleginnen genau 
das wissen müssen. Und auf die kommt 
es uns an. 

Wir haben 2011 sehr lange gestreikt, 
ohne das Ziel zu erreichen, einen Tarif¬ 
vertrag für die Kolleginnen in der CFM 
abzuschließen. Damals waren wir nicht 
stark und mächtig genug. Den Fehler 
wollen wir nicht noch einmal machen. 
Mit unseren Veröffentlichungen zu den 
Mitgliederzahlen wollen wir die Kolle¬ 
ginnen erreichen, die noch immer zwei¬ 
feln und unsicher sind. 

Auch der Arbeitgeber soll genau das 
wissen, er hat ja schon auf unsere wach¬ 
senden Mitgliederzahlen mit Lohnerhö¬ 
hungen reagiert. Aber auch 9,50 Euro 
bedeuten keine tarifliche Regelung und 
gleicht den Lohnunterschied zu den Cha¬ 
rite-Beschäftigten nicht aus. 

UZ: Was geschieht, wenn der Organisati¬ 
onsgrad von 30 Prozent erreicht ist? 

Kati Ziemer: Der Plan ist, in allen Berei¬ 
chen gut aufgestellt zu sein. Sind wir stark 
und bereit, in die Auseinandersetzung zu 
gehen, dann fordern wir die CFM zu Ge¬ 
sprächen auf. 

Es gibt mitgliederstarke Bereiche in 
der Logistik, wie den Krankentransport 
und den Sicherheitsdienst. Wir haben 
aber auch Bereiche, da kriegen wir kei¬ 
nen Fuß in die Tür und konnten bisher 
kaum Mitglieder gewinnen. 

Wenn wir unser erstes Ziel, die 30 
Prozent Mitglieder in der CFM zu ge¬ 
winnen, nicht erreichen, dann müssen 
wir auch uns gegenüber ehrlich sein: Wir 
werden dann eher keinen guten Tarifver¬ 
trag abschließen. 

Aber lieber keinen Tarifvertrag als ei¬ 
nen schlechten! Mit dieser Möglichkeit 
müssen wir auch umgehen können. 

UZ: In welchem Zusammenhang steht 
euer Kampf mit dem Kampf der Kolle¬ 
ginnen an der Charite? Wie bewertet ihr 
den Kampf und die Verhandlungen für 
eine betriebliche Regelung für mehr Per¬ 
sonal? 

Kati Ziemer: Die Kolleginnen schauen 
immer sehr gespannt und neugierig auf 
die Charite. Leider ist es uns 2011 nicht 
gelungen, die beiden Streiks zu vereinen. 
Die unmittelbare Zusammengehörigkeit 
wird in solchen Situationen deutlich: Die 
Kolleginnen in der CFM stehen genauso 
unter Druck und sind dauerhafter Über¬ 
lastung ausgesetzt. Auch in der CFM 
ist Personalmangel der Normalzustand. 
Eine Personalbemessung gerade in der 
Reinigung und die Festlegung der zumut¬ 
baren Reinigungsfläche, könnte für die 
Kolleginnen echte Entlastung bringen. 

Die Kolleginnen der CFM blicken 
gespannt auf die zu erwartenden Ergeb¬ 
nisse der Tarifverhandlungen zur Min¬ 
destbesetzung und zum Gesundheits¬ 
schutz und die Umsetzung. Die Hoff¬ 
nung schwingt auch hier immer mit und 
der Wunsch etwas zu verändern. 

Gerade für junge Menschen, die ihre 
Zukunft planen wollen, sind schlechte 
Arbeitsbedingungen und schlechte Be¬ 
zahlung ein Grund zu gehen. Die bleiben 
nicht lange, was den Personalmangel ver¬ 
schärft. Das trifft für die Charite und je¬ 
den anderen Betrieb zu. Statt dieses Pro¬ 
blem anzugehen, wird in der CFM noch 
akribisch aussortiert, und wer unbequem 
ist, Fragen stellt oder gewerkschaftlich 
organisiert ist, hat wenige Chancen über 
die zwei Jahre der Befristung zu kom¬ 
men. 

Die Abhängigkeit der Charite von 
der Servicetochter CFM ist existenziell 
und ohne die CFM ist der Krankenhaus¬ 
betrieb nicht möglich. Allein die Ver¬ 
sorgung mit OP-Verbrauchsmaterialien 
reicht genau ein bis zwei Tage ... ohne 
uns läuft keine OP! Die Essensversor¬ 
gung der Patienten muss täglich erfol¬ 
gen, um nur einige Beispiele zu nennen. 

Wenn sich die Kolleginnen dieser 
Macht kollektiv bewusst werden, dann 
haben wir gewonnen. Mit dieser Erkennt¬ 
nis können wir alles erreichen. 

Die Fragen stellte Lars Mörking 


Was macht die CFM? 

Die CFM Facility Management GmbFI ist eine Tochter der Charite. Diese hält 51 Prozent der 
Anteile und ist für die strategische Ausrichtung verantwortlich. 49 Prozent halten Vamed 
Deutschland sowie die Global Player Dussmann Service und Hellmann Worldwide Logistics. 
Der Umsatz der CFM lag 2014 bei 136,89 Millionen Euro, der Jahresüberschuss bei 424 000 
Euro. 

Ein wesentlicher Teil der anfallenden Aufgaben in der Charite wird inzwischen von der CFM 
erledigt. 

Zu diesen Aufgaben gehören: 

★ Die Reinigung der gesamten Klinik vom Patientenzimmer bis hin zur Desinfektion und 
Bettenaufbereitung, inkl. der Sterilisation von OP-lnstrumenten, dem Packen der Siebe und 
Transport zu den OPs. 

★ Die Versorgung von Patienten und Beschäftigten 

★ Sicherheitsdienst sowie Post und Telefondienste 

★ Gärtnerarbeiten und Straßenreinigung innerhalb des Geländes 

★ Der gesamte Technikbereich, angefangen mit der Versorgung von Wärme und Kälte, Lüf¬ 
tung, Sanitär und Kommunikationstechnik. 

★ Die gesamte Logistik, Ver- und Entsorgung aller Standorte. Hier sind die Kollegelnnen 
verantwortlich für die Versorgung der drei großen bettenführenden Standorte mit notwendi¬ 
gen Verbrauchsmaterialien, von dem 0P Material bis hin zu lebensrettenden Blutkonserven 
der Blutbanken. 

★ Der Krankentransport, der Inter und Extern agiert 

★ Die Archivierung und Pflege der Patientenakten ist ebenfalls in den Händen der CFM 

★ Neuerdings auch die Patientenaufnahme und teilweise die Dokumentation von Behand¬ 
lungsdaten zur Abrechnung. 
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Aktionstag gegen „Rechtsvereinfachung“ 

Hartz IV: Sanktionen werden verschärft, um Betroffene in prekäre Jobs zu drängen 



D as Bündnis „AufRecht bestehen“ 
hat für den 10. März zu einem 
bundesweiten, dezentralen Akti¬ 
onstag aufgerufen, um über die Folgen 
der geplanten „Rechtsvereinfachung“ 
bei Hartz IV aufzuklären. Unterstützt 
wurde das Bündnis von Erwerbslosen¬ 
initiativen unter anderem von dem So¬ 
zialverband „Volkssolidarität“ und in 
zahlreichen Städten kam es zu Kund¬ 
gebungen. Was der Öffentlichkeit sei¬ 
tens der Bundesregierung als „Rechts¬ 
vereinfachung“ verkauft werden soll, 
bringt für Langzeitarbeitslose und 
„Aufstocker“ gravierende Verschlech¬ 
terungen mit sich. 

Noch im April soll der Bundestag 
über den neuen Gesetzentwurf zur 
Änderung der Hartz-IV-Regeln be¬ 
raten und diesen beschließen. Doch 
dieser Entwurf müsse gründlich über¬ 
arbeitet werden, fordert der Verbands¬ 
präsident der Volkssolidarität, Wolf¬ 
ram Friedersdorff, in einer Presseer¬ 
klärung. Die vorgesehene Deckelung 
bei den Heizkosten, verschärfte An¬ 
rechnung von Einkommen und Kür¬ 
zungen bei Freibeiträgen sowie die 
Beibehaltung der besonders stren¬ 
gen Sanktionen für unter 25-Jähri¬ 
ge dürften nicht zum Zuge kommen. 
„RechtsVereinfachung darf nicht zur 
Umschreibung von mehr Rechtlosig¬ 
keit der Betroffenen werden“, sagte 
Friedersdorff. 

Dabei verwies er darauf, dass die im 
Gesetzentwurf enthaltenen Verbesse¬ 
rungen verhältnismäßig dürftig aus- 
fallen. Zwar gebe es tatsächlich eini¬ 
ge Verbesserungen, die aber teilweise 
längst überfällig gewesen seien. So sei 
zu begrüßen, dass Langzeitarbeitslosen 
jetzt der Weg zu besseren Leistungen 
der Arbeitsförderung eröffnet werden 
soll, dass Wiederholungsanträge nur 
noch alle 12 Monate gestellt werden 
müssen oder dass die „unsägliche Er¬ 
benhaftung abgeschafft“ werde. 

Dem gegenüber stehe aber, dass 
Sanktionen bei „sozialwidrigem 
Verhalten“ auf Grundlage unklarer 
Rechtsbegriffe deutlich verschärft 
werden. „Damit wird der Willkür Tür 
und Tor geöffnet“, machte Frieders¬ 
dorff deutlich. Statt die Jobcenter in 
Strafanstalten umzuwandeln, müssten 
„Betreuung und Vermittlung der Leis¬ 
tungsbezieher im Mittelpunkt stehen“. 
Doch dafür gebe es zu wenig Personal 
in den Jobcentern. 


Dokumentiert: 


Nach Einschätzung der Entwicklung der 
vergangenen Monate, insbesondere der 
Krisenregionen des nahen und mittleren 
Ostens, sowie des östlichen Europas be¬ 
treffend, stellen wir fest: 

Die Welt ist aus den Fugen gera¬ 
ten - ein neuer Kalter Krieg droht zu¬ 
nehmend „heiß zu werden“, auch in 
Europa! 

Kriege führen unweigerlich zu 
Flucht und Vertreibung. Die dringend 
notwendige Integration der Geflüchte¬ 
ten in unserer Gesellschaft stellt uns vor 
ungeheure Herausforderungen, die ohne 
Bereitstellung gewaltiger finanzieller 
Mittel, insbesondere für das chronisch 
unterfinanzierte Bildungswesen, nicht 
zu bewältigen sein werden. Stattdessen 
kündigte die Verteidigungsministerin 
an, die Bundeswehr bis 2030 mit neuen 
Waffensystemen im Werte von 130 Mrd. 
Euro aufzurüsten. 130 Mrd. Euro, die für 
den dringend notwendigen Ausbau des 
Bildungs- und Sozialwesen, für die Inte¬ 
gration von Millionen Flüchtlingen, für 
Umweltmaßnahmen und den Verkehrs¬ 
wegeausbau fehlen werden! 

Auf dem NATO-Gipfel 2014 erklär¬ 
te sich Kanzlerin Merkel bereit, bis 2024 
den deutschen Rüstungshaushalt auf 2 
Prozent des Bruttosozialprodukts zu 
steigern - von zurzeit 1,2 Prozent. Dieser 
Anstieg um Zweidrittel würde bedeuten, 
dass Deutschland statt zurzeit 35 Mrd. 
Euro im Jahr 2024 dann 58 Mrd. Euro 
für die Bundeswehr ausgibt! 


„AufRecht bestehen“ machte im 
Vorfeld des Aktionstages darauf auf¬ 
merksam, dass das Arbeitsministerium 
eigentlich angekündigt hatte, „zumin¬ 
dest die verschärften und völlig über¬ 
zogenen Sanktionen für junge Er¬ 
wachsene unter 25 Jahren abschaffen 
zu wollen“. Doch diese Entschärfung 
sei auf Druck der CSU wieder kassiert 
worden. 

Dabei seien Sanktionen asozial, 
erklärte das Bündnis. Hartz IV soll 
eigentlich das Minimum gewährleis¬ 
ten, welches ein Mensch zum Leben 
braucht. Werde hier noch gekürzt, sei 
die Verelendung die Folge: „Eine Kür¬ 
zung um 121 Euro (30 Prozent), 242 
Euro (60 Prozent) und erst recht den 
Totalentzug aller Leistungen kann nie¬ 
mand verkraften.“ Es drohe unter an¬ 
derem Wohnungslosigkeit. Von Sank¬ 
tionen könne man schnell betroffen 
sein: „Wer nichts anderes tut, als da¬ 
rauf zu bestehen, eine Arbeit mit So¬ 
zialversicherungsschutz haben zu wol¬ 
len oder mit Tariflohn oder zumindest 
mit Mindestlohn (der für Langzeit¬ 
arbeitslose nicht gilt), der bekommt 


Als Organisation der arbeitenden 
Menschen vertritt die Gewerkschaft 
ver.di auch das Interesse an der Siche¬ 
rung des Friedens, an der Verhinderung 
oder Beendigung von Kriegen. Die Ge¬ 
werkschaften verstehen sich deshalb 
als natürlicher Teil der Friedensbewe¬ 
gung. 

Vor diesem Hintergrund rufen wir 
die Mitglieder unserer DGB-Gewerk- 
schaften sowie alle Bürgerinnen und 
Bürger auf: 


sein Hartz IV schrittweise auf Null 
gekürzt.“ 

Dass es bei den Sanktionen nicht 
darum geht, „faule“ Menschen wie¬ 
der in das Arbeitsleben zu integrieren, 
geht unter anderem aus einer Studie 
des Instituts Arbeit und Qualifikation 
(IAQ) der Universität Duisburg-Es¬ 
sen (UDE) hervor. Demnach hätten 
in den vergangen Jahren „nie mehr 
als 20 Prozent der Arbeitslosen, die 
Arbeitslosengeld II oder Hartz IV 
erhalten, einen regulären Job“ gefun¬ 
den, schreiben die Wissenschaftler in 
der Studienauswertung. Im vergange¬ 
nen Jahr seien es sogar nur knapp 17 
Prozent gewesen. An mangelnder Be¬ 
reitschaft zur Arbeit liegt es allerdings 
nicht, kommen doch auf eine Stelle 
rund fünf Bewerber. 

Und sollte es doch gelingen, einen 
Arbeitsplatz zu bekommen, bedeutet 
das oft keine ernst zu nehmende Ver¬ 
besserung. Arbeitsplätze werden in 
vielen Fällen nur befristet erteilt oder 
sind in Teilzeit mit einer geringen Ent¬ 
lohnung, so dass die Betroffenen auf¬ 
stocken müssten, heißt es in der Studie 


- Die Arbeit des Friedensforums Neu¬ 
münster und anderer Friedensinitiativen 
zu unterstützen. 

- Am Ostermarsch 2016 in Kiel oder in 
anderen Städten teilzunehmen. 

- Den 1. Mai 2016 auch dazu zu nutzen, 
die gewerkschaftlichen Forderungen 
nach Beendigung der Auslandseinsätze 
der Bundeswehr und aller Waffenexpor¬ 
te in die Öffentlichkeit zu tragen. 

- Sich kritisch mit dem für Sommer 2016 
angekündigten „Weißbuch der Bundes¬ 


weiter. „Die zunehmend befristeten 
Arbeitsverträge bieten von vornherein 
nur geringe Chancen, dauerhaft über¬ 
nommen zu werden“, so die Forscher. 
Auch Fördermaßnahmen oder Ein¬ 
gliederungszuschüsse an die Betriebe 
brächten kaum stabile Beschäftigung. 

Vor diesem Hintergrund gibt es 
nur einen Profiteur der Sanktionspra¬ 
xis - die Unternehmer. Denn völlig 
unattraktive und prekäre Jobs werden 
angenommen oder ertragen, weil an¬ 
sonsten eine Sanktion droht. „Generell 
schwächt es die Verhandlungsposition 
der abhängig Beschäftigten gegenüber 
den Unternehmen, wenn jede Arbeit 
unter Androhung heftiger Strafen an¬ 
genommen werden muss“, so „Auf- 
Recht bestehen“. Dass sich die Jobcen¬ 
ter als willige Helfer der Unternehmer 
betätigen, zeigt unter anderem auch, 
dass Sanktionen oftmals rechtswidrig 
sind. In fast der Hälfte aller Fälle wird 
das Existenzminimum zu Unrecht ge¬ 
kürzt - und nach langer Wartezeit wer¬ 
den diese Sanktionen von den Sozial¬ 
gerichten wieder aufgehoben. 

Bernd Müller 


wehr“ auseinanderzusetzen und hier¬ 
zu auch den gewerkschaftlichen Anti¬ 
kriegstag (1. September 2016) zu nutzen 
und die von den beiden bundesweiten 
Netzwerken „Kooperation für den Frie¬ 
den“ und „Friedensratschlag“ gemein¬ 
sam für Mitte Oktober geplante zentrale 
Friedensdemonstration in Berlin aktiv 
vorzubereiten und durch die eigene Teil¬ 
nahme zu einer unübersehbaren Mani¬ 
festation des Friedenswillens der deut¬ 
schen Bevölkerung zu machen. 


ln der Warteschleife 

In der laufenden Tarifrunde bei der 
Deutschen Telekom setzt das Telekom¬ 
munikationsunternehmen auf Tarifver¬ 
schleppung. Die Vereinte Dienstleis¬ 
tungsgewerkschaft (ver.di) will deshalb 
Druck mit gezielten Warnstreiks auf¬ 
bauen. Erste Aktionen gab es Anfang 
der Woche. 

„Jetzt muss ein verhandlungsfähiges 
Angebot auf den Tisch“, sagte ver.di- 
Streikleiter Frank Sauerland. Die dritte 
Runde der Verhandlungen für die 63 000 
betroffenen Tarifangestellten und Auszu¬ 
bildenden der Deutschen Telekom findet 
am 22. und 23. März 2016 in Berlin statt. 

„Bei der Vorstellung der Jahresbi¬ 
lanz 2015 hat sich die Telekom für gute 
Zahlen feiern lassen. Damit ist auch für 
die Beschäftigten klar: Es ist genug Geld 
für eine spürbare Lohnerhöhung vorhan¬ 
den“, betonte Sauerland. 

ver.di fordert in der laufenden Tarif¬ 
runde unter anderem eine tabellenwirk¬ 
same Entgelterhöhung um fünf Prozent 
bei einer Laufzeit von zwölf Monaten 
sowie eine Komponente zur überpro¬ 
portionalen Anhebung der unteren Ein¬ 
kommen. 

Kaum Gewinne 
wegen Billiglohn? 

In Berlin haben die Tarifverhandlungen 
für die Beschäftigten am Bau begonnen. 
Die Baubranche kann optimistisch in die 
Zukunft blicken. Experten erwarten für 
2016 insbesondere im Wohnungs- und 
im öffentlichen Bau einen deutlichen 
Anstieg der Investitionen. In der Tarif¬ 
runde 2016 fordert die Industriegewerk¬ 
schaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU) 
deshalb ein Plus von 5,9 Prozent für die 
rund 785 000 Beschäftigten, für Azubis 
soll es monatlich 100 Euro für jedes Aus¬ 
bildungsjahr mehr geben. 

Die IG BAU fordert außerdem, die 
Unterkunftsregelung bei auswärtiger 
Beschäftigung zu verbessern und wei¬ 
tere Angleichungsschritte der Ost- an 
die Westlöhne. Die Arbeitstage 24. und 
31. Dezember sollen bei vollen Bezügen 
arbeitsfrei sein. Die Laufzeit des Lohn¬ 
tarifvertrags soll zwölf Monate betragen. 

Die „Arbeitgeber“ lehnten bereits 
vor Verhandlungsbeginn die Forderun¬ 
gen als zu hoch ab. Die Betriebe hätten 
aufgrund der starken Billiglohn-Konkur¬ 
renz kaum Gewinne erwirtschaftet. 

Jammer-Bossis 

Die IG Metall fordert in der aktuellen 
Tarifrunde ein Lohnplus von fünf Pro¬ 
zent und will auch bei tariflosen Betrie¬ 
ben bessere Entgelte durchsetzen. „Ta¬ 
rifflucht schützt vor der IG Metall nicht“, 
sagt der IG Metall-Vorsitzende Jörg Hof¬ 
mann in einem Interview mit der „Leip¬ 
ziger Volkszeitung“. 

Zum Vorwurf von Metall-Arbeit¬ 
geberpräsident Rainer Dulger, die Zeit 
für Höhenflüge sei vorbei, sagte Hof¬ 
mann: 

„Es gibt keinen Grund zu jammern. 
Bis auf wenige Ausnahmen blicken die 
Unternehmen auf ein glänzendes Jahr 
mit guten Ergebnissen zurück. Die Aus¬ 
sichten für 2016 sind ebenso. Jetzt ist es 
an der Zeit, einen Beitrag zu leisten, da¬ 
mit die Konjunktur anhält. Höhere Löh¬ 
ne stärken die Kaufkraft und damit die 
Binnenkonjunktur. (...) Auch die Ost- 
Betriebe stehen zumeist gut da. Fakt ist 
allerdings, dass wir in den neuen Bun¬ 
desländern eine schwache Tarifbindung 
haben. Im Westen liegt sie bei rund 50 
Prozent der Betriebe, im Osten bei nur 
23 Prozent.“ 

Weder Geld noch Freizeit 

ver.di hat auf Grundlage einer Umfra¬ 
ge unter bundesweit knapp 3500 Aus¬ 
zubildenden in den Pflegeberufen den 
„Ausbildungsreport Pflegeberufe 2015“ 
erstellt. 

Demnach leistet rund ein Drittel der 
befragten Auszubildenden in der Kran¬ 
kenpflege regelmäßig Überstunden. 
Rund 17 Prozent erhalten zum Ausgleich 
weder Geld noch Freizeit. Bei den Min¬ 
derjährigen gibt jede Achte an, mehr als 
40 Stunden pro Woche zu arbeiten - ob¬ 
wohl das nach Jugendarbeitsschutzgesetz 
verboten ist. Zwei Drittel der Befragten 
in Krankenhäusern und rund 42 Prozent 
in der Altenpflege leiden unter kurzfris¬ 
tigen und ungeplanten Versetzungen zur 
Kompensation von Personalmangel. 

Der Report ist unter: gesundheit-so¬ 
ziales, verdi.de abrufbar. 



„Krieg und Frieden“ 

Resolution des ver.di-Bezirksvorstandes Südholstein 
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Enthemmte Gewalt 

Opferberatungsstellen warnen vor zunehmender Gewalt und Hetze: Keine sicheren Orte für Flüchtlinge in Deutschland 


B eratungsstellen für Opfer rechter 
Gewalt haben einen massiven An¬ 
stieg rassistischer Gewalt im letz¬ 
ten Jahr ausgemacht. Wie die Berliner 
Beratungsstelle für Opfer rechter, ras¬ 
sistischer und antisemitischer Gewalt 
„ReachOut“ mitteilte, kam es im vergan¬ 
genen Jahr in der Bundeshauptstadt zu 
über 320 Angriffen. Damit verzeichnete 
die Opferhilfeorganisation einen An¬ 
stieg von Gewalttaten und Bedrohun¬ 
gen um fast 80 Prozent im Vergleich zu 
2014. Insgesamt wurden 412 Menschen 
verletzt und bedroht. Allein im Umfeld 
von Flüchtlingsunterkünften sei es zu 
43 Angriffen gekommen. Rassismus sei 
bei 175 Taten das häufigste Motiv ge¬ 
wesen. Politische Gegner seien 59 Mal 
attackiert worden. Auch antisemitisch 
motivierte Taten stiegen im Vergleich 
zu 2014 von 18 auf 25 Angriffe an. 

Bemerkenswert ist auch die Anzahl 
der Kinder, die berlinweit Opfer rechter 
Aktionen wurden; 42 sind es an der Zahl. 
„Besonders erschreckend und brutal 
sind die rassistisch motivierten Angrif¬ 
fe auf Kinder“, konstatierte auch Sabi¬ 
ne Seyb, Mitarbeiterin von „ReachOut“. 
„Für das vergangene Jahr mussten wir 15 
Gewalttaten, von denen Kinder betrof¬ 
fen sind, dokumentieren“. So wurde etwa 
am 16. September des letzten Jahres ein 
12-jähriges Kind in einem Schöneber¬ 
ger U-Bahnhof von einem unbekann¬ 
ten Mann rassistisch beleidigt und ge¬ 
stoßen. In einem weiteren Fall, der sich 
am 18. September 2015 in Hellersdorf 
abspielte, wurden fünf Kinder aus einer 
Flüchtlingsunterkunft aus einer Gruppe 
von 30 schwarz gekleideten und teilwei¬ 
se vermummten Personen heraus rassis¬ 
tisch beleidigt und von einem der Män¬ 
ner mit einem Messer bedroht. Als eine 
der Hauptursachen für den Anstieg der 
rechten Gewalt hat „ReachOut“ die re¬ 
gelmäßigen Aufmärsche von „Pegida“- 
Ablegern, NPD und AfD ausgemacht. 
„Je massiver und andauernder die rassis¬ 
tischen Proteste gegen Geflüchtete sind, 


desto häufiger werden offensichtlich 
Menschen geschlagen und bedroht“, so 
Sabine Seyb. Dazu zählten auch diejeni¬ 
gen, die sich gegen Rassismus, Rechtspo¬ 


pulismus und für die Geflüchteten enga¬ 
gierten. Jedoch seien in 10 Fällen auch 
Journalistinnen und Journalisten atta¬ 
ckiert worden. 

Insgesamt hätten sich die gewalttäti¬ 
gen Angriffe in den ostdeutschen Bun¬ 
desländern und Berlin von 782 auf 1468 
nahezu verdoppelt, berichteten die Op¬ 
ferberatungen Ostdeutschlands in einer 
in der letzten Woche veröffentlichten 


gemeinsamen Statistik. In Sachsen wur¬ 
den mit 477 Fällen die meisten Angrif¬ 
fe gezählt (2014: 257). Damit stieg die 
Anzahl der Attacken um 85 Prozent an. 


In Sachsen-Anhalt kam es 2015 zu 217 
Angriffen (2014: 120), in Brandenburg 
zu 203 (2014: 93), was einen Anstieg 
von 118 Prozent bedeutet. In Mecklen¬ 
burg-Vorpommern wurden 130 Angrif¬ 
fe (2014:84), in Thüringen 121 Attacken 
(2014: 58) gezählt. In allen Bundeslän¬ 
dern, in denen bereits 2014 Angriffe do¬ 
kumentiert wurden, stieg die Zahl da¬ 
mit deutlich an. So fanden 2015 in Ost¬ 


deutschland, Berlin und NRW pro Tag 
im Durchschnitt 4,8 politisch rechts mo¬ 
tivierte Gewalttaten statt. Zum überwie¬ 
genden Teil handelte es sich dabei um - 


teils versuchte - Körperverletzungsde¬ 
likte, davon 10 schwere, 608 gefährliche 
und 613 einfache Körperverletzungen. 

Zusammenfassend betrachtet sei 
das Gewaltpotential „gefährlich ange¬ 
stiegen“, warnten die Beratungsstellen. 
So wurden zunehmend Waffen, Spreng¬ 
stoffe und Brandsätze eingesetzt. Täte¬ 
rinnen und Täter nahmen häufiger töd¬ 
liche Verletzungen in Kauf. Insgesamt 


146 gewaltsame Angriffe auf Geflüch¬ 
tete und deren Unterkünfte (bewohn¬ 
te und unbewohnte; zentrale und de¬ 
zentrale) zählten die Beratungsstellen 
in den ostdeutschen Bundesländern, 
Berlin und NRW. Dabei handelte es 
sich unter anderem um 45 (versuchte) 
Brandstiftungen, 39 (versuchte) gefähr¬ 
liche Körperverletzungen, beispielswei¬ 
se durch Steinwürfe, Pyrotechnik bzw. 
Sprengstoff. Besonders viele Angriffe 
auf bzw. im Umfeld von Geflüchteten- 
unterkünften wurden in Sachsen (74) 
und NRW (54) registriert, gefolgt von 
Berlin (39). 

Mit Nordrhein-Westfalen hatte erst¬ 
malig auch ein westdeutsches Bundes¬ 
land unabhängige Zahlen zur Angriffs¬ 
situation vorgelegt. 279 rechtsmotivierte 
Angriffe wurden in dem bevölkerungs¬ 
reichsten Bundesland gezählt, 1747 sind 
es damit in der Summe. Mindestens 
2237 Personen wurden 2015 in den sie¬ 
ben Bundesländern verletzt und massiv 
bedroht. Trotz des Anstiegs der rechten 
Gewalt leiden die unabhängigen Bera¬ 
tungsstellen unter mangelnder finanzi¬ 
eller Unterstützung seitens der Politik. 
„Nach wie vor geht der flächendeckende 
Ausbau spezialisierter und unabhängi¬ 
ger Opferberatungsstellen in den west¬ 
deutschen Bundesländern zu langsam 
voran“, bemängelt etwa Birgit Rheims 
von der Opferberatung Rheinland. Die 
Beratungseinrichtungen verfügten nicht 
über ausreichende Ressourcen, um ein 
professionelles Monitoring anbieten zu 
können, kritisierte Rheims weiter. 

„Für Geflüchtete gibt es keine si¬ 
cheren Orte in Deutschland. Anhalten¬ 
de rassistische Proteste gegen sie und 
ihre Unterkünfte, die Aufmärsche von 
Pegida und ihren Ablegern in nahezu 
allen Bundesländern, tragen dazu maß¬ 
geblich bei“, monierte Andrea Hübler, 
von der Opferberatung der RAA Sach¬ 
sen. Markus Bernhardt 

www.reachoutberlin.de 



Erwa 3 ooo Pegidisten, Nazis, Hooligans,„Reichsbürger“ und Verschwörungstheoretiker konnten am vergangenen 
Sonnabend fast ungehindert und geschützt durch die Polizei in Berlin demonstrieren. 


Berlin will es nicht „schaffen“ 

Schulstadträte blasen „Willkommenskultur“ ab 


Etwa 10 000 Kinder und Jugendliche, 
die nach Berlin geflohen sind, haben 
dort 2015 einen Schulplatz bekommen. 
Jetzt ist damit Schluss. Die Schulen wa¬ 
ren schon vorher zu eng, jetzt sind sie 
angeblich voll. Geflüchtete Kinder 
und Jugendliche müssen ihre Schul¬ 
pflicht demnächst beim Deutschkurs 
im Wohncontainer nebenan erfüllen. 
Das ist nicht das Ende der Integration 
dieser Kinder, für sie fängt Integration 
gar nicht erst an. 

Eigentlich hätte die Hauptstadt¬ 
journaille die Nachricht gern unter den 
Tisch fallen lassen. Hat sie auch. Nur 
die „Berliner Zeitung“ brach das Kar¬ 
tell des Schweigens. Sie berichtet regel¬ 
mäßig über geflüchtete Schülerinnen 
und Schüler der Johanna-Eck-Schule 
im Bezirk Tempelhof-Schöneberg. Bot¬ 
schaft der Artikelserie: Schule ist Le¬ 
bensmittelpunkt, Heimat, Perspektive 
für alle, auch für Geflüchtete. Regio¬ 
nale Vernetzung sorgt für den Einstieg 
in die Abiturvorbereitung oder Be¬ 
rufsausbildung. Klassenzimmer, Schul¬ 
hof und die verschiedensten Bildungs¬ 
projekte sind die Orte der Integrati¬ 
on. „Schulpflichtige Flüchtlinge sollen 
aus Platzgründen künftig verstärkt in 
ihren Unterkünften unterrichtet wer¬ 
den“ zitierte die „Berliner Zeitung“ 
nun am 26. Februar die Vereinbarung 
der Schulstadträte aller zwölf Berliner 
Bezirke. 

Konkret sollen in den Unterkünf¬ 
ten jeweils vier Unterrichtsräume ein¬ 
geplant werden. Aktuell plant der Ber¬ 
liner Senat 24 Containerdörfer und an 
weiteren 44 Standorten mobile Unter¬ 
künfte. Noch am 13. Januar hatte der 
zuständige Staatssekretär Mark Rack¬ 
les (SPD) die Einrichtung von Flücht¬ 
lingsschulen im Landeselternbeirat ab¬ 
gelehnt. Am 17. Februar brachten die 
Nachfragen des Bezirksverordneten 


Harald Gindra (Partei „Die Linke“) 
Pläne des Bezirks Tempelhof-Schöne- 
berg ans Licht, ein „Bildungszentrum“ 
ausschließlich für geflüchtete Kinder 
und Jugendliche sowie Praxislern¬ 
gruppen einzurichten. In solchen eher 
schwierigen Gruppen werden anders 
nicht mehr beschulbare einheimische 
Jugendliche unterrichtet. Das vorge¬ 


sehene Gebäude, bisher Notunter¬ 
kunft, wurde am 25. Februar geräumt, 
um Platz zu schaffen für Schulpflichti¬ 
ge vom Flughafen Tempelhof, wo eine 
private Firma in Flugzeughangars das 
demnächst größte Flüchtlingslager Eu¬ 
ropas betreibt. 

Die Zahl der „Willkommensklas¬ 
sen“ ist in Berlin im Laufe des vergan¬ 
genen Jahres fast um den Faktor 30 auf 
etwa 700 gewachsen. In diesen Lern¬ 
gruppen bereiten sich offiziell maximal 
zwölf Schülerinnen und Schüler ohne 
Deutschkenntnisse auf den Übergang 
in eine Regelklasse vor. Ihre Lehrerin¬ 


nen und Lehrer wurden befristet für 
maximal zwei Jahre eingestellt. Mög¬ 
lich ist das dadurch, dass erfahrene Kol¬ 
leginnen und Kollegen mit den nötigs¬ 
ten Ratschlägen, Konzepten und Ma¬ 
terialien aushelfen, meist zusätzlich zu 
ihren Aufgaben in der eigenen Schule. 
An etwa 250 von 660 Berliner Schulen 
haben die Lehrerinnen und Lehrer ge¬ 


eignete Nebengelasse in Unterrichts¬ 
zimmer verwandelt, möbliert und den 
Schulbetrieb auf die Neuankömmlinge 
eingestellt. Da die Schulen aber schon 
vorher aus allen Nähten platzten, konn¬ 
te aus der Not - wieder einmal - keine 
Tugend werden. 

Auf 2 Milliarden Euro hatte der 
Landeselternbeirat den Sanierungsstau 
an den Berliner Schulen schon 2015 ge¬ 
schätzt. Nur sieben Schulneubauten ste¬ 
hen bis 2019 im Investitionsplan, gebaut 
werden müssten aber 60 bis 80 Gebäu¬ 
de. In den nächsten Jahren muss durch 
geburtenstarke Jahrgänge und Zuzug 


mit 18 Prozent mehr Schulpflichtigen 
gerechnet werden als bisher. Das ist seit 
Jahren bekannt. Aber in den Stadtbe¬ 
zirken, die für Schulbauten und Sanie¬ 
rungen zuständig sind, arbeiten infolge 
brutalen Personalabbaus nur noch so 
wenig Verwaltungsangestellte, dass sich 
allein schon die Erfassung der Mängel 
seit Jahren ergebnislos hinzieht. Erst 
war die Krise da, die Flüchtlinge kamen 
später. Nun sei der Unterricht in Will¬ 
kommensklassen „kein Allheilmittel“ 
mehr, stellt der Spandauer Bezirksbür¬ 
germeister Hartmut Kleebank (SPD) 
gleich mal die Schulpflicht selbst in Fra¬ 
ge. Legal? Illegal? Scheißegal! 

Obwohl Flüchtlingskinder nach 
geltendem Recht nicht einmal ihre 
Identität nachweisen müssen, um das 
Recht auf Schulbesuch zu haben, pla¬ 
nen Berlins Bezirke den Missbrauch 
der Schulpflicht als Instrument eines 
Massenausschlusses von der Schule. 
Wie es weitergehen soll, zeigt ein An¬ 
trag der CDU-Fraktion in der Bezirks¬ 
verordnetenversammlung Tempelhof- 
Schöneberg, die im Dezember 2015 
den Nachweis von Deutschkenntnis¬ 
sen auf Bl-Niveau für den Übergang 
in die Regelklasse forderte. Schulbe¬ 
such nur noch mit gültigem Ticket. 

Warum die Schule so wichtig ist, 
schrieb eine Lehrerin schon 2014 an 
den „Tagesspiegel“: „Die Jugendli¬ 
chen aus den Krisengebieten unserer 
Welt benötigen zunächst einen ge¬ 
schützten Raum.“ Damals versuchte 
die Hauptstadtpresse den Eindruck 
zu erwecken, die Kinder und Jugend¬ 
lichen könnten in nur einem Jahr gut 
genug Deutsch lernen, um in einer Re¬ 
gelklasse mithalten zu können. Um 


Die DKP Berlin: „Das Recht auf Schul¬ 
besuch mussfür alle gelten. Anstelle 
in den Flüchtlingsunterkünften un¬ 
terrichten zu lassen,sollten modula¬ 
re Unterrichts- und Gemeinschafts¬ 
räume an den Schulen aufgestellt 
werden.“ 


Geld zu „sparen“, hatte der „rot“-,, 
rote“ Senat Jahre zuvor die Verweil¬ 
dauer in den Lerngruppen für Schü¬ 
lerinnen und Schüler ohne Deutsch¬ 
kenntnisse auf nur noch 36 Unter¬ 
richtswochen zusammengestrichen, 
danach sollten sie in den Regelklassen 
angeblich dieselben Chancen haben 
wie in Berlin aufgewachsene Jugendli¬ 
che. Stattdessen seien mindestens zwei 
Jahre erforderlich, forderte die Leh¬ 
rerin in ihrem Leserbrief. Viele der 
Flüchtlinge seien traumatisiert. Not¬ 
wendig sei vor allem ihre Integration 
in die Schulgemeinschaft. „Wenn sie 
in zwei Jahren nur durchs System hin¬ 
durchgepresst werden, dann scheitern 
sie“, so eine Kollegin der Johanna-Eck- 
Schule am 2. März im „heute-Journal“. 
Ihre Schule kam ins Staatsfernsehen, 
weil hier fast alle Schülerinnen und 
Schüler nach nur drei bis vier Jahren in 
Deutschland den Schulabschluss der 
10. Klasse schaffen, obwohl es der Wis¬ 
senschaft zufolge eigentlich sieben bis 
acht Lernjahre braucht, um das Mut- 
tersprachniveau zu erreichen. 

Unter die Diskussion um die Dau¬ 
er und die Kosten der „Willkommens¬ 
klassen“ will die Hauptstadtpolitik nun 
den Schlussstrich ziehen, indem sie das 
Kampffeld der Arbeitenden neu defi¬ 
niert: weg vom Fokus auf die Schülerin¬ 
nen und Schüler, hin zur Beschulung in 
Lagern und an Sonderstandorten. Auf 
der Agenda steht plötzlich der Kampf 
gegen die Fremdvergabe von Bildung 
und Erziehung an „freie“ Träger, de¬ 
nen sich ein profitabler Bildungsmarkt 
bietet, wenn die Geflüchteten gar nicht 
mehr in die Schulen dürfen. Um das 
zu verhindern, hat die DKP Berlin ein 
Flugblatt zum Thema erstellt. 

Uli Scholz 

Die Standpunkte der Berliner GEW sind 
im Internet abrufbar: http://www.gew- 
berlin.de/public/media/Gefluechte- 

te_Kinder_und_Jugendliche_Hand- 

lungserfordernisse_aus_Sicht_der_ 

GEW_BERLIN.pdf 
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Rechter Durchmarsch 

Landtagswahl in Sachsen-Anhalt: Rekordergebnis für politische Rechte 


D ie Befürchtungen sind wahr ge¬ 
worden: Bei der Landtagswahl in 
Sachsen-Anhalt am vergangenen 
Sonntag wurde die sozialchauvinistische 
und in weiten Teilen rassistische „Alter¬ 
native für Deutschland“ (AfD) zweit¬ 
stärkste Partei. Insgesamt 24,2 Prozent 
der Wählerinnen und Wähler votierten 
für die Rechten, die das erste Mal zu ei¬ 
ner Landtagswahl in Sachsen-Anhalt 
angetreten waren. „Wir haben ganz vie¬ 
le Nichtwähler dazu bewegt, endlich an 
der Wahl teilzunehmen. Eine Sache, die 
die etablierten Parteien nicht geschafft 
haben. Wir haben bei dieser Wahl den 
größten Anteil gebracht an der Förde¬ 
rung der Demokratie“ fabulierte der 
AfD-LandesVorsitzende Andre Poggen¬ 
burg, der in seiner Partei zum Rechtsau¬ 
ßenflügel gehört, infolge des vielerorts 
als „historisch“ bezeichneten Wahler¬ 
gebnisses der Rechten. 

Die bis dato gemeinsam mit der 
CDU regierenden Sozialdemokra¬ 
ten erlitten hingegen herbe Verluste 
und halbierten ihr Wahlergebnis. So 
büßte die SPD 10,9 Prozentpunkte 
ein und kam nur noch auf ein mage¬ 
res Ergebnis von 10,6 Prozent. Damit 
verliert die SPD nach und nach ihre 
Stellung als Volkspartei. Die CDU 
erlitt leichte Verluste, wurde jedoch 
mit 29,8 Prozent noch immer stärkste 
Partei. Während die FDP mit 4,9 Pro¬ 
zent den Wiedereinzug in den Landtag 
verpasste, sind Bündnis 90/Die Grü¬ 
nen mit 5,2 Prozent wieder im Land¬ 
tag vertreten. Drittstärkste Kraft wur¬ 
de die Linkspartei. Sie konnte jedoch 
nur noch 16,3 Prozent der Wähler¬ 
stimmen auf sich vereinen und verlor 
7,4 Prozent der Stimmen. Infolge der 
herben Wahlschlappe zog der bisheri¬ 
ge Fraktionschef Wulf Gallert am Tag 
nach der Wahl die Konsequenzen und 
kündigte an, nicht mehr als Fraktions¬ 
vorsitzender antreten zu wollen. „Mein 
Entschluss zu diesem Schritt steht seit 
Monaten fest, konnte aber nur intern 
im kleinen Kreis beraten werden, weil 
wir im Wahlkampf anderes zu tun hat¬ 
ten“, erklärte Gallert. Auch und gerade 
nach diesem Wahlergebnis habe er aus 
der „Partei und der Fraktion unwahr¬ 


scheinlich viel Zuspruch und Dank für 
meinen Wahlkampf “ erhalten, behaup¬ 
tete er weiter. 

Tatsächlich galt Gallert selbst in der 
eigenen Partei keineswegs als unum¬ 
stritten, sondern vielmehr als der „ewi¬ 
ge Kandidat“, der 22 unterschiedliche 
Funktionen bei den demokratischen 
Sozialisten inne hatte. Teils hämischen 
Spott hatte Gallert im nunmehr zu¬ 


rückliegenden Wahlkampf aufgrund ei¬ 
nes Wahlplakats geerntet, welches sein 
Konterfei mit der Aufschrift „Frauen- 
versteher“ zeigte. Am Montag schlug 
Gallert den bundesweit unbekannten 
Swen Knöchel als neuen Fraktionsvor¬ 
sitzenden der Linkspartei vor. 

Nicht nur in Sachsen-Anhalt wird 
sich die Linkspartei künftig Gedanken 
darüber machen müssen, warum sie von 
immer mehr früheren Wählerinnen und 
Wählern nicht mehr als gesellschafts¬ 
politische Opposition wahrgenommen 
wird, sondern vielmehr als Teil des etab¬ 
lierten Parteienkartells. Insgesamt rund 


28 000 bisherige Wähler hatte die Partei 
an die AfD verloren. 

„Ohne Zweifel, wir hätten uns ande¬ 
re Ergebnisse erhofft. Das ist eine Nie¬ 
derlage für uns. Aber eben auch eine 
Niederlage der Werte wie Humanis¬ 
mus, Solidarität und Demokratie“, kon¬ 
statierte Rico Gebhardt, Landes- und 
Fraktionsvorsitzender der Linkspartei 
im „Pegida“-Geburtsland Sachsen. 


Es sei „erschreckend, wie die AfD 
in den letzten Wochen mit Ängsten ge¬ 
spielt“ habe, erklärte Sascha H. Wag¬ 
ner, Landesgeschäftsführer der Links¬ 
partei in Nordrhein-Westfalen. So habe 
die AfD „nichts zu bieten, außer Het¬ 
ze gegen Flüchtlinge, ein Familienbild 
aus dem vorletzten Jahrhundert und 
soziale Kahlschlagspolitik“. „Nicht die 
Flüchtlinge sind ein Problem für die 
Menschen, wir müssen endlich wieder 
Klartext reden“, forderte Wagner auch 
mit Blick auf die eigene Partei. „Bezahl¬ 
bares Wohnen, gute öffentliche Einrich¬ 
tungen, Gesundheitsversorgung, gute 


Jobs: An all dem fehlt es, der Mangel ist 
hausgemacht“, stellte er klar. Gebraucht 
werde hingegen „eine soziale Offensi¬ 
ve“, so Wagner weiter. 

Der Linkspartei dürften zukünftig 
einige Auseinandersetzungen ins Haus 
stehen, wird sie doch auch in Mecklen¬ 
burg-Vorpommern und Berlin, wo noch 
im Herbst dieses Jahres gewählt wird, 
von der Mehrheit der Wähler nicht 


als Opposition wahrgenommen. Viel¬ 
mehr droht in beiden Bundesländern 
ein Einzug der AfD mit zweistelligen 
Wahlergebnissen. „In Berlin gibt es seit 
Jahren keine richtige Opposition mehr. 
Viel zu sehr achten alle auf die Chan¬ 
cen, bei der nächsten Wahl doch noch 
als Regierungspartner an die Macht zu 
kommen“, konstatierte am Dienstag 
selbst der ehemalige Berliner Finanz¬ 
senator aus dem Kabinett von Klaus 
Wowereit, Ulrich Nussbaum. Erst am 
Wochenende hatte die Berliner Links¬ 
partei eben diese Kritik eindrucksvoll 
bestätigt. Markus Bernhardt 


Personal für die Wahl 

Am vergangenen Wochenende hat die 
Berliner Linkspartei im Rahmen ei¬ 
ner Landesvertreterversammlung ihre 
Liste zur Abgeordnetenhauswahl am 
18. September aufgestellt. Zum Spit¬ 
zenkandidaten wählten die knapp 150 
Delegierten den Berliner Landesvorsit¬ 
zenden Klaus Lederer mit 68,3 Prozent. 
Trotz seines schlechten Wahlergebnis¬ 
ses setzte sich Lederer mit seinem Per¬ 
sonalvorschlag, der die ersten 30 Listen¬ 
plätze umfasste, durch. Diesen hatte der 
Landesvorstand im Vorfeld der Vertre¬ 
terversammlung vorgelegt. Während 
die parteiinterne Opposition Lederer 
bezichtigt hatte, nur Regierungsbefür¬ 
worter und seine Getreuen aufstellen 
zu wollen, wies der Gescholtene der¬ 
lei Kritik barsch zurück. „Es wurde 
der Eindruck erweckt, es handele sich 
um eine handverlesene Liste von Ja- 
Sagern“ sagte Lederer. Das sei jedoch 
nicht der Fall. „Diese Liste vereinigt in¬ 
haltliche Stärke und Kompetenz“, be¬ 
hauptete er. 

Zur Erinnerung: Die Berliner Links¬ 
partei hatte ihr Wahlergebnis bei der 
Abgeordnetenhauswahl im September 
2011 nahezu halbiert und nur 11,7 Pro¬ 
zent der Stimmen auf sich vereinen kön¬ 
nen. 2001 hatte die Partei, die damals 
noch als PDS zu den Wahlen angetre¬ 
ten war und infolge dessen in ein Re¬ 
gierungsbündnis mit den Sozialdemo¬ 
kraten einstieg, noch ein sattes Ergebnis 
von 22,6 Prozent erreicht. Verantwort¬ 
lich für diesen Vertrauensverlust waren 
allesamt diejenigen Linke-Politiker, die 
in der einstigen „rot-roten“ Landesre¬ 
gierung in Amt und Funktion waren und 
nunmehr wieder auf den vorderen Lis¬ 
tenplätzen zur Abgeordnetenhauswahl 
stehen. So etwa Ex-Senatorin Katrin 
Lompscher mit 68,3 Prozent auf Platz 
zwei, der amtierende Fraktionschef Udo 
Wolf mit 62,4 Prozent auf Platz vier, die 
ehemalige Senatorin für Arbeit und In¬ 
tegration, Carola Bluhm, auf Platz fünf 
und auf Platz sechs der einstige Wirt¬ 
schaftssenator Harald Wolf. 

Obwohl die meisten Rednerinnen 
und Redner behaupteten, dass ihnen 
die Flüchtlingspolitik und der Kampf 
gegen Rechts besonders am Herzen lie¬ 
gen würde, wurde mit dem bisherigen 
Abgeordnetenhausmitglied Hakan Tas 
nur ein Kandidat mit Migrationhinter¬ 
grund aufgestellt. (bern) 



Gescheitert als Anwärter auf den Ministerpräsidentenposten: Ulf Gallert 


Dem Aufstieg der AfD wurde nichts entgegengesetzt 

Interview mit Björn Blach, Bezirksvorsitzender der DKP Baden-Württemberg 


UZ: Die Kr etschmann-Partei hat bei 
der Landtagswahl in Baden-Württem¬ 
berg noch einmal kräftig dazugewon¬ 
nen. Was ist die Bilanz von Grünen und 
SPD? Warum ist der „grüne“ Minister¬ 
präsident so beliebt bei den Wählerin¬ 
nen? 

Björn Blach: Kretschmann ist mit ei¬ 
nem Slogan „Regieren ist eine Stilfra¬ 
ge“ in die Wahl gegangen. Das ist letzt¬ 
endlich auch, was man festhalten kann. 

Im Vergleich zu der jahrelangen 
CDU-Regierung hat sich der Stil des 
Regierens schon geändert: Man spielt 
den Leuten Beteiligung vor. Man gau¬ 
kelt Volksabstimmungen vor. Und 
das ist eine Änderung gegenüber der 
Hau-Drauf-Politik, die insbesondere 
von Ministerpräsident Mappus (CDU) 
zum Schluss gemacht wurde. Aber an 
den Inhalten hat sich nichts geändert. 

UZ: In Baden-Württemberg wurde das 
Thema Bildungs- und vor allem Schul¬ 
politik heiß diskutiert. Hier konnte 
Kretschmann doch auf konkrete Ver¬ 
änderungen verweisen ...? 

Björn Blach: Die Grüne-SPD-Landes- 
regierung hatte geplant, über 11000 
Lehrerstellen zu streichen, weil die 
Schülerzahlen zurückgegangen sind, 
und feierte als Erfolg, dass sie bis¬ 
her nur 1800 Stellen gestrichen hat, 
Ende dieses Schuljahres sollen weite¬ 
re 400 Stellen folgen. Statt die Situati¬ 
on zu nutzen, dass man Lehrer hat und 
Schülerzahlen zurück gehen, um z.B. 
die Klassen zu verkleinern, rennt auch 


diese Landesregierung der sogenann¬ 
ten schwarzen Null hinterher. 

UZ: Jetzt gab es ja zumindest einen Re¬ 
formschritt, der umgesetzt wurde, das 
sind die Gemeinschaftsschulen. Was 
sagst du dazu? 

Björn Blach: Die Gemeinschaftsschu¬ 
le ist keinesfalls eine Abkehr vom zer¬ 
gliederten Schulsystem, sondern sie 
ist höchstens eine Reaktion darauf, 
dass die Hauptschulen immer weniger 
Schülerinnen hatten. Da hat man dann 
einfach die Hauptschulen zu Gemein¬ 
schaftsschulen erklärt. 

Es ist im Grunde Augenwischerei, 
weil nach wie vor das Gymnasium be¬ 
stehen bleibt und damit das zerglie¬ 
derte Schulsystem. Die soziale Selek¬ 
tion bei uns bleibt, weil Baden-Würt¬ 
temberg das Bundesland ist, in dem 
der Geldbeutel der Eltern am stärks¬ 
ten über die Schulbildung der Kinder 
entscheidet. Darüber hinaus ist dieses 
Programm der Gemeinschaftsschulen 
durchgeführt worden, ohne dass man 
den Schulen dafür entsprechende Mit¬ 
tel zur Verfügung gestellt hätte. Weder 
für notwendige Baumassnahmen, noch 
für entsprechendes Personal. 

UZ: Können wir angesichts des Erfolgs 
einer Partei wie der AfD nicht froh sein, 
wenn so eine „grüne“ Regierung bei 
Wahlen erfolgreich ist, auch wenn sie 
die eigentlichen Probleme nicht ange¬ 
packt hat? 

Björn Blach: Wir haben mehrere grü¬ 
ne Oberbürgermeister in Baden-Würt¬ 


temberg und auch die Landesregierung 
hat sich durch Verkauf von öffentli¬ 
chem Wohneigentum hervorgetan. 
Dem Aufstieg der AfD wurde nichts 
entgegen gesetzt. Im Gegenteil, ein Bo¬ 
ris Palmer, Tübinger Oberbürgermeis¬ 
ter, hat die Angstschürerei aufgegriffen 
und die Baden-Württemberger Lan¬ 
desregierung ist maßgeblich beteiligt 
daran, dass die Staaten des ehemaligen 
Jugoslawien als sichere Herkunftslän¬ 
der gezählt werden und ist damit mit 
verantwortlich für die Rechtsentwick¬ 
lung. Die Diskussion, die die bürger¬ 
lichen Parteien verschärft haben, hat 
jetzt der AfD genutzt. 

UZ: Was sagst du zum Abschneiden 
der linken Kräfte? Zum Wahlkampf 
von „Die Linke“ und der DKP mit ih¬ 
rer Kandidatur in Heidenheim? 

Björn Blach: Das Baden-Württember¬ 
ger Wahlsystem bevorzugt die großen 
Parteien dadurch, dass es nur Direkt¬ 
kandidaten gibt. 

Ich denke, die Linkspartei hat sich 
mit einem unklaren Kurs selbst um ei¬ 
nen möglichen Einzug in den Land¬ 
tag gebracht. Ihr zentraler Slogan war 
„Baden-Württemberg plus sozial“. Da¬ 
mit kann es nicht gelingen, der rech¬ 
ten Stimmungsmache etwas entgegen 
zu halten. 

UZ: Wie hat die DKP in den Wahl¬ 
kampf eingegriffen ? 

Björn Blach: Die DKP hat im Vorfeld 
der Landtagswahl in einigen Orten 


der PDL Gespräche angeboten, um 
gemeinsam in diesen Landtagswahl¬ 
kampf zu gehen. Das ist in den meis¬ 
ten Fällen abgelehnt worden. 

Im Kreis Sinsheim, wo ein Genos¬ 
se der DKP für die Linkspartei kandi¬ 
diert hat, ist diese Kandidatur massiv 
vom Landesvorstand unter Druck ge¬ 
setzt worden. Eigenständig haben wir 
in Heidenheim kandidiert. 

Dort ist es uns gelungen, Stimmen 
zu gewinnen, allerdings ist das Ergeb¬ 
nis im Vergleich zu den Kommunal¬ 
wahlen sehr gering. Die Genossinnen 
vor Ort haben aber einen engagierten 
Wahlkampf gemacht, der sich sicher¬ 
lich in der Zukunft auszahlen wird. 

Auch in Heidenheim gab es im 
Vorfeld den Versuch, gemeinsam zu 
agieren. Wir haben im Landtagswahl¬ 
kampf mit unserer Kampagne „Flucht¬ 
ursachen bekämpfen“ versucht, die 
gesellschaftliche Stimmung gegen die 
Flüchtlinge zu kontern und über die 
Fluchtursachen aufzuklären. Wir ha¬ 
ben den Widerstand auf der Straße 
gestärkt, gegen die AfD und Pegida- 
Ableger. 

UZ: Sind das die „sozialen“Bewegun¬ 
gen hinter dem AfD-Erfolg, die ja als 
Partei relativ jung ist? Lässt sich das 
einschätzen, aus welchem Sumpf sie 
gekrochen kommen? 

Björn Blach: Baden-Württemberg ist 
ein Land, das über Jahre hinweg von 
der CDU regiert wurde. Hinzu kommt 
eine große Stärke von evangelisch-pie- 
tistischen, auch freikirchlichen Verbin¬ 


dungen, die sehr konservativ sind. Und 
man darf auch nicht vergessen, dass 
Anfang der 90er Jahre mit den Repu¬ 
blikanern eine rechte Partei sehr stark 
im Landtag vertreten war. Diese Inhal¬ 
te sind nicht verschwunden. 

Der NSU hatte Verbindungen in 
Baden-Württemberg, es gab Anschlä¬ 
ge auf Flüchtlingsunterkünfte, Waffen¬ 
funde und versuchte Morde. 

Auf der anderen Seite wurde der 
antifaschistische Widerstand auch un¬ 
ter Grünen/SPD behindert und kri¬ 
minalisiert. Ein Oberstaatsanwalt in 
Stuttgart verfolgte lieber Jugendliche 
mit durchgestrichenem Hakenkreuz 
als die Nazikriegsverbrechen im itali¬ 
enischen St. Anna. 

Und wir haben in Stuttgart mit 
den christlich fundamentalistischen 
Bildungsplangegnern eine Mobilisie¬ 
rung, die die AfD genutzt hat Also 
insgesamt ein sehr konservatives 
Klima, mit deutlicher Orientierung 
nach rechts. In den Medien war die 
AfD sehr präsent, aber nicht mit ihren 
Inhalten, sondern nur als Schrecken 
der gutbürgerlichen. Das hat sie na¬ 
türlich attraktiver als die Linkspartei 
gemacht. 

Und es steckt Geld hinter der 
AFD, sie konnte sich einen aufwän¬ 
digen Wahlkampf leisten und hat alle 
Haushalte mit einer kostenlosen Zei¬ 
tung versorgt. Das gab es in der Form 
von keiner anderen Partei. Die Unzu¬ 
friedenheit mit den bürgerlichen Par¬ 
teien und reale Zukunftssorgen brin¬ 
gen dann weitere Wählerstimmen. 

Das Gespräch führte Lars Mörking 
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Kinder des kurdischen Volkes 

Hoffen auf einen Frieden, hoffen auf Rojava - Interview mit Leyla Imret 


UZ: Sie leben in Cizre, Sie waren auch 
während der letzten Ausgangssperre 
in der Stadt. Sie wohnen in einem der 
Viertel, das immer wieder von Polizei 
und Armee angegriffen wurde. Wie ha¬ 
ben Sie diese Zeit erlebt? 

Leyla Imret: Die Ausgangssperre hat 
84 Tage gedauert. Niemand hatte damit 
gerechnet, dass die Ausgangssperre so 
lange dauern würde. Die Leute haben 
nach der letzten Ausgangssperre letz¬ 
tes Jahr im September angefangen, Le¬ 
bensmittel zu horten. Aber nach einem 
Monat war von diesen Vorräten nichts 
mehr übrig, frisches Obst und Gemüse 
hatten sie überhaupt nicht. Viele sind 
aus der Stadt geflohen. 

Hier war es lebensgefährlich. Die 
Menschen konnten nicht vor die Tür 
gehen, weil sie dort von Kugeln oder 
Granatsplittern der türki¬ 
schen Truppen hätten ge¬ 
troffen werden können. 

Die Armee hat auch mit 
schweren Waffen angegrif¬ 
fen. Manchmal haben sie 
auf Wohnhäuser geschos¬ 
sen, da sind auch Menschen 
ums Leben gekommen. 

Manche haben versucht, 
sich in einem Keller in Si¬ 
cherheit zu bringen, oben 
war es durch den Beschuss 
zu gefährlich. Mehr als 
zwei Wochen lang haben 
die HDP-Abgeordneten 
sich dafür eingesetzt, dass 
eine Gruppe, die in einem 
Keller war - darunter auch 
Verletzte - diesen Keller si¬ 
cher verlassen können, aber 
die Armee hat das verhin¬ 
dert. Einige Leute haben 
versucht, zu dem Keller zu 
gehen, um die da rauszuho¬ 
len. Die wurden dann leider 
festgenommen. Zwei Men¬ 
schen wurden dabei auch 
erschossen. 

Zum Schluss haben wir die Lei¬ 
chen der Menschen aus dem Keller 
geholt. Die Familien haben ihre Toten 
nicht mehr wiedererkannt, weil die 
Leichen verbrannt waren, sie konnten 
nur durch DNA-Tests identifiziert wer¬ 
den. In diesen 84 Tagen kamen fast 250 
Menschen in Cizre ums Leben. Unter 
den Toten sind auch ältere Menschen, 
auch ein drei Monate altes Kind. 

UZ: Die türkischen Behörden behaup¬ 
ten ja, dass die Toten Terroristen gewe¬ 
sen seien. Was sagen Sie dazu? 

Leyla Imret: Unter den Toten waren 
ältere Menschen und junge Aktivisten. 
Es waren keine Bewaffneten. Wir ha¬ 


Leyla Imret war bis 2015 Bürger¬ 
meisterin von Cizre. Die türkischen 
Behörden haben sie abgesetzt und 
angeklagt. 


ben die Namen der Toten an den In¬ 
nenminister gemeldet. Ich sage dazu: 
Das waren Kinder dieses Volkes. 

UZ: Wie sieht es jetzt in Cizre aus? 

Leyla Imret: Die Stadt ist zerstört 
und zerbombt. Wenn man sich die 
Stadt anguckt, sieht man: Das sind 
keine Wohnungen mehr, in denen 
man wohnen kann. Viele Häuser sind 
zerstört, zerschossen und abgebrannt. 
In vielen Häusern, die nicht gebrannt 
haben, haben das Militär und die 
Spezialeinheiten der Polizei alles 


zerstört: Sie haben die Fernseher, 
die Waschmaschinen, die Schränke 
kaputt gehauen und alles durchein¬ 
ander gebracht. 

UZ: Was machen die Menschen jetzt? 
Wie kann man in Cizre im Moment 
leben? 

Leyla Imret: Viele sind zu ihren 
Nachbarn oder Verwandten gezo¬ 
gen, weil ihre Häuser unbewohnbar 
sind. Es sieht schrecklich aus. Alles ist 
zerstört. Sie versuchen, zumindest ein 
Zimmer ihrer Wohnung herzurichten. 
Es gibt Unterstützung und Solidarität 
aus anderen Städten, auch von den 
Stadtverwaltungen, die Nahrungs¬ 


mittel und andere Sachen schicken, 
damit die Menschen hier nach drei 
Monaten der Ausgangssperre wie¬ 
der zu sich kommen können. Jetzt 
versuchen die Leute, die Schäden zu 
beseitigen und die Stadt wieder auf¬ 
zubauen. 

UZ: Neulich hat die AKP-nahe Zei¬ 
tung „ Sabah “ gefordert, die HDP zu 
verbieten, weil sie angeblich den „ Ter¬ 
rorismus “ unterstütze. Ist es für Sie als 
HDP-Politikerin überhaupt möglich, 
öffentlich für einen Frieden in den 
kurdischen Gebieten zu arbeiten? 

Leyla Imret: Man fühlt schon, dass 
jetzt alles ein bisschen schwieriger ist, 
auch für die HDP. Die HDP wird ja 
vom Staat nicht wirklich wahrgenom¬ 
men, auch die Parlamentsabgeordne¬ 


ten der HDP nicht. Die Politiker der 
HDP sind ein Ziel zum Beispiel für 
Festnahmen, sie sind in Gefahr. Öf¬ 
fentliche Äußerungen können für die 
Behörden ein Anlass sein, Politiker 
verhaften zu lassen. Man kann nicht 
mehr so bequem Politik machen. Na¬ 
türlich ist es schwierig für uns, unter 
diesen Bedingungen die Bewegung 
für einen Frieden zu führen. 

Die Regierung saß drei Jahre lang 
mit Herrn Öcalan an einem Tisch und 
hat über einen Frieden verhandelt. 
Warum gab es diesen Friedenspro¬ 
zess, wenn doch die PKK angeblich 
Terroristen sind? Warum hat die Re¬ 
gierung einen Dialog mit ihnen ge¬ 
führt? Und jetzt sagt die Regierung, 


die HDP ist auch terroristisch oder 
sie unterstützt Terroristen. Wir unter¬ 
stützen keine Terroristen, wir setzen 
uns für den Friedensprozess ein. 

UZ: Sie selbst sind im November festge¬ 
nommen worden, sie dürfen das Land 
nicht verlassen. 

Leyla Imret: Genau. Im September, 
während der ersten Ausgangssperre, 
wurde ich als Bürgermeisterin von Ciz¬ 
re abgesetzt. Da haben die Behörden 
ein Interview, das ich gegeben habe, 
verfälscht, um einen Vorwand zu fin¬ 
den. Während der letzten Ausgangs¬ 
sperre wurde ich festgenommen, nach 
meiner Freilassung haben sie mir ver¬ 
boten ins Ausland zu reisen. Ich muss 
mich jede Woche bei der Polizei mel¬ 
den. 

Das war keine juristi¬ 
sche Entscheidung, das war 
eine politische Entschei¬ 
dung. Sie haben mich wie¬ 
der vor Gericht gestellt we¬ 
gen einer Behauptung, die 
nicht stimmt, die total ge¬ 
logen ist. Wir befinden uns 
in einem harten Kampf. Es 
ist eine schwierige Zeit, 
auch für mich und für die¬ 
ses Volk. 

Wir wollen natürlich, 
dass sich so schnell wie 
möglich alles normalisiert, 
dass die Unruhen aufhö¬ 
ren, dass der Friedenspro¬ 
zess wieder auf den Tisch 
kommt. Die Angriffe auf 
unsere Stadt tun uns nur 
weh. Ich wünsche mir, dass 
die Regierung sich auf ei¬ 
nen Friedensprozess ein¬ 
lässt. Das ist unsere Hoff¬ 
nung. 

UZ: Als ich im vergangenen 
Oktober in Cizre war, kurz 
nach der ersten Ausgangs¬ 
sperre, habe ich die Zerstörungen gese¬ 
hen. Aber ich habe auch gesehen, dass 
die Menschen versucht haben, sich mit 
Barrikaden vor den Angriffen der Poli¬ 
zeieinheiten zu verteidigen. Wie ist das 
heute? 

Leyla Imret: Ich kann darauf nicht ant¬ 
worten. Im vergangenen September 
habe ich in einem Interview gesagt: Ich 
habe die Angst, dass es noch mehr Un¬ 
ruhen gibt, wenn es keinen Friedens¬ 
prozess gibt. Die türkischen Medien 
haben das manipuliert und behauptet, 
ich würde zum Bürgerkrieg aufrufen. 
Dabei habe ich nur unseren Wunsch, 
den Wunsch des kurdischen Volkes, 
nach Frieden ausgedrückt. Deshalb 


muss ich bei jedem Wort aufpassen, 
das ich sage. 

UZ: Was ist stärker in Cizre: Die Angst 
vor neuen Angriffen der Armee oder die 
Hoffnung auf einen Frieden? 

Leyla Imret: Die Angst vor der Armee 
gibt es, aber die Hoffnung auf einen 
Frieden ist stärker. 

UZ: Cizre gehört zu den Städten, die im 
vergangenen Jahr eine kurdische Selbst¬ 
verwaltung ausgerufen haben. Kann so 
eine Selbstverwaltung eine Perspektive 
für die Kurden sein? 

Leyla Imret: Das kann eine Perspektive 
für alle Bürger sein, für die ganze Türkei. 
In Europa ist das ja auch möglich. War¬ 
um sollte es in der Türkei nicht möglich 
sein? Vielleicht ging es bei diesen ganzen 
Unruhen ja auch genau darum. Aber in 
Rojava sehen wir ja, dass eine Autono¬ 
mie, eine Selbstverwaltung möglich ist. 

UZ: Cizre liegt direkt an der Grenze zu 
Rojava. Was bedeutet Rojava für Sie? 

Leyla Imret: Die Grenze zu Rojava ist 
abgeriegelt. Aber Rojava ist für uns ein 
Teil von uns selbst, unser Herz schlägt 
auch dort, wir sind ein Volk. Nur die 
Grenze ist dazwischen. Viele von uns ha¬ 
ben Verwandte dort. Wenn es den Men¬ 
schen dort nicht gut geht, kann es uns 
hier auch nicht gut gehen. Wenn Roja¬ 
va Erfolg hat, ist das ein Erfolg für alle 
Kurden. Unsere Gefühle sind dieselben. 

UZ: Wie bewerten Sie die Angriffe der 
türkischen Armee auf Rojava? 

Leyla Imret: Rojava hat große Erfol¬ 
ge im Kampf gegen den „Islamischen 
Staat“ (IS) gehabt. Die Türkei will das 
nicht, sie wollen als Nachbarn wohl lie¬ 
ber die Terroristen des IS als die Kur¬ 
den haben. 

UZ: Was muss passieren, damit es Frie¬ 
den gibt? 

Leyla Imret: Es muss Druck aus Euro¬ 
pa auf die Türkei geben, damit es einen 
wirklichen Friedensprozess gibt, damit 
die Unruhen aufhören. Wir brauchen, 
wie in Rojava, eine gute Lösung. Aber 
für die EU steht die Flüchtlingsfrage an 
erster Stelle, das ist das Problem. Jetzt 
kann es sein, dass auch das Volk von 
Cizre durch die Angriffe der Armee 
zur Flucht getrieben wird, dass auch die 
Menschen von hier nach Europa fliehen 
müssen. Hier ist man ja seines Lebens 
nicht sicher. So wird das Flüchtlingspro¬ 
blem immer größer. Man muss mensch¬ 
lich denken. Interview: Olaf Matthes 



„Die Hoffnung auf Frieden ist stärker“: Bei einer Demonstration gegen die Angriffe der Armee in der 
kurdischen Stadt Silvan, Oktober 2015. 


Nicht reformierbar 

Vier kommunistische Parteien diskutierten über den Kampf gegen die EU 


Am 12. und 13. März fand in Lüttich die 
11. Vier-Parteien-Konferenz statt, bei 
der sich seit 2006 die Kommunistische 
Partei Luxemburgs (KPL), die Par¬ 
tei der Arbeit Belgiens (PTB-PvdA), 
die Neue Kommunistische Partei der 
Niederlande 
(NCPN) und 
die DKP ein¬ 
mal jährlich 
zu Themen 
von gemeinsamem Interesse zusam¬ 
menfinden. Wie schon 2015 in Gronin¬ 
gen war auch dieses Jahr die Partei der 
Arbeit der Schweiz als Beobachterin 
eingeladen. Nicht ausgeschlossen, dass 
dieses Treffen künftig als Fünf-Partei- 
en-Konferenz fortgeführt wird. 

Jeweils zehn Delegierte der vier 
Parteien sowie zwei Vertreter aus der 
Schweiz diskutierten während einer in¬ 
haltlich und organisatorisch exzellent 
vorbereiteten Konferenz zwei Tage 
über Zustand, Charakter und Zukunft 
der Europäischen Union. Dabei ka¬ 
men viele Gemeinsamkeiten hinsicht¬ 
lich der Bewertung des derzeitigen 


Zustands zutage. Auch die Charak¬ 
terisierung als imperialistischer Zu¬ 
sammenschluss, der einen Suprastaat 
anstrebt, war allgemeiner Meinungs¬ 
stand, wobei die belgische Partei der 
Arbeit bei der herrschenden Gruppe 
von einer „eu¬ 
ropäischen 
Bourgeoisie“ 
spricht, wäh¬ 
rend die ande¬ 
ren Parteien die nationalen Bourgeoi¬ 
sien als nach wie vor bestehend und 
aktiv ansehen. Die Frage der kommu¬ 
nistischen Kräfte, wie die EU zu über¬ 
winden sei, könnte bald - ohne selbst 
entscheidend dazu beigetragen zu ha¬ 
ben - abgelöst sein von der Frage, ob 
man auf ein relativ plötzliches Ende 
der EU von linker Seite vorbereitet 
ist. Denn alle waren sich einig, dass 
Rechtskräfte auf dem Vormarsch sind 
und so gleichermaßen zur Krise der 
Union beitragen als auch von ihr pro¬ 
fitieren können. Dennoch dürfe man 
sich nicht davon abhalten lassen, die 
EU zu bekämpfen. 


Alle Parteien streben ein Modell 
an, das anstatt der EU und nicht etwa 
auf ihren Grundmauern aufzubauen ist 
und dann nicht den Unternehmen, son¬ 
dern selbstverständlich den Menschen 
zugute kommen muss. Klar ist, dass es 
kein Zurück zu irgendwelchen „Wer¬ 
ten“ geben kann, die die EU angeblich 
einmal zu Gründungszeiten gehabt 
habe. Deren Vorläufer Montanunion, 
EWG und EG waren Kinder des Kal¬ 
ten Krieges, und nach der Einverlei¬ 
bung der ehemals sozialistischen Staa¬ 
ten Osteuropas und der Einführung der 
Einheitswährung ging es nur um Ein¬ 
flussverteilung zwischen den dominie¬ 
renden Ländern, die derzeit zugunsten 
Deutschlands entschieden ist. 

Wie groß der Einfluss der USA auf 
die heutige EU ist, war Thema einer ak¬ 
tuell einberufenen Debatte. Die NCPN 
formulierte in ihrem Eingangsreferat, 
dass die EU erheblich von den USA 
dominiert sei. Alle anderen Parteien wi¬ 
dersprachen dieser Ansicht, da die Euro¬ 
päische Union heute eher von Konkur¬ 
renz denn von Partnerschaft zu den USA 


geprägt sei. Im Gegenteil bedienten sich 
die Vereinigten Staaten kleinerer Staa¬ 
ten wie Polen, Ungarn oder aus dem Bal¬ 
tikum, um Keile in die EU zu treiben. 
Diverse militärisch ausgetragene Kon¬ 
flikte (Libyen, Syrien, Ukraine) zeigten 
zudem, dass die Interessen der Kapital¬ 
kreise eher auseinanderdriften, trotz ge¬ 
meinsamer NATO-Mitgliedschaft. 

Dass die Flüchtlingsfrage zu einem 
Sprengsatz für den Zusammenhalt der 
EU werden 
kann, unter¬ 
strichen die 
Organisato¬ 
ren dadurch, 
dass auch zu 
diesem Thema kurzfristig ein zusätz¬ 
licher Diskussionsstrang eingebaut 
wurde. Interesse gab es an den Aus¬ 
führungen der DKP-Delegation, da in 
Deutschland eine große Anzahl von 
Flüchtlingen untergekommen ist; aber 
auch wegen der Haltung der Bundes¬ 
kanzlerin und den Implikationen, wie 
sie die drei Landtagswahlen nach Kon¬ 
ferenzende erwartungsgemäß brach¬ 


ten. Auch Luxemburg hat mit etwa 
3 000 Flüchtlingen im Verhältnis zu sei¬ 
ner Größe viele Menschen aus Syrien 
und dem Irak aufgenommen, während 
in der Schweiz 2015 ganze 50 Personen 
Zuflucht gefunden haben: die Schweiz 
hat ein Abkommen mit der EU ge¬ 
schlossen, wonach sie sich die Men¬ 
schen nach Religion, Hautfarbe und 
Qualifikation aussuchen darf. 

Die DKP-Delegation zeigte sich 
im Anschluss 
angetan von 
der Konfe¬ 
renz und den 
interessanten 
Debatten. Si¬ 
cher wird vieles davon in den entspre¬ 
chenden Parteigruppen ankommen. 
Im Jahr 2017 soll die 12. Vier-Parteien- 
Konferenz zum dritten Mal in Deutsch¬ 
land stattfinden; ein Konferenzthema 
steht noch nicht fest. 

Günter Pohl 

In der nächsten UZ: Aus den Referaten 
der Vier-Parteien-Konferenz 


„Gibt es eine europäische 
Bourgeoisie 


„Die EU sei von den USA 
dominiert - die anderen Parteien 
widersprachen." 
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Kiew lässt weiterschießen 

Ukraine: Wer behindert die Umsetzung von „Minsk II“? 


V or über einem Jahr, am 12. Fe¬ 
bruar 2015, Unterzeichneten die 
Vertreter der Kiewer Regierung 
und der ostukrainischen Volksrepubli¬ 
ken das Abkommen „Minsk II“ Der 
Inhalt: Ein Katalog von Maßnahmen, 
um das „Protokoll von Minsk“ vom 
September 2014 umzusetzen und den 
Krieg in der Ukraine zu beenden. Die 
Präsidenten von Russland und Frank¬ 
reich, Putin und Hollande, und die 
deutsche Kanzlerin Merkel waren an 
den Verhandlungen beteiligt. 

Die Maßnahmen von „Minsk II“ sollen 
eine politische Regelung des Konflikts 
im Donbass möglich machen. Diese 
Punkte hätten in einer genau festge¬ 
legten Reihenfolge bis Ende 2015 um¬ 
gesetzt werden müssen. Inzwischen 
zeigt sich: Die Putschistenregierung in 
Kiew blockiert eine Lösung. Sie führt 
seit April 2014 Krieg gegen die bei¬ 
den Volksrepubliken von Donezk und 
Lugansk, die sich im Osten der Ukrai¬ 
ne gebildet hatten. Dieser so genann¬ 
ten „ Anti-Terror-Operation“ sind etwa 
4 000 Menschen zum Opfer gefallen, 
große Teile der zivilen Infrastruktur 
wurden zerstört. 

Ein erster Komplex von „Minsk II“ 
umfasst einen Waffenstillstand und den 
Abzug aller schweren Waffen von bei¬ 
den Seiten unter Kontrolle der OSZE. 
Dieser Waffenstillstand hat zu einem 
Nachlassen der ukrainischen Angriffe 
auf Städte im Donbass geführt. Einen 
vollständigen Waffenstillstand hat es 
jedoch nie gegeben. Immer noch be¬ 
schießt die Armee Wohngebiete und 
öffentliche Einrichtungen - auch zu 
Zeitpunkten, zu denen in Minsk ver¬ 
einbarte Reparaturen in der Nähe der 
Front durchgeführt werden. 

Einmal abgezogene Waffen der ukra¬ 
inischen Streitkräfte bleiben nicht an 
den Abzugsorten. Dies geht selbst aus 


den OSZE-Berichten hervor, obwohl 
die OSZE in vielen Fällen ukrainische 
Angriffe und Provokationen ignoriert. 
Besonders deutlich wurde das bei der 
Besetzung von acht Ortschaften in der 
Pufferzone durch ukrainische Truppen 
im Januar 2016. 

Ein zweiter Komplex umfasst die po¬ 
litische Regelung des Konflikts: Eine 


neue ukrainische Verfassung mit weit¬ 
reichender Dezentralisierung. Diese 
Verfassung soll dauerhaft festschrei¬ 
ben, dass der Donbass weitreichende 
Rechte zur Selbstverwaltung erhält - 
einschließlich eigener bewaffneter 
Strukturen, die nicht der Zentralre¬ 
gierung unterstehen. Außerdem sieht 
das Abkommen vor, das Verfahren 
für Kommunalwahlen in den Gebie¬ 
ten der Volksrepubliken neu zu regeln. 
Entscheidend ist, dass diese Regelun¬ 
gen zwar von der Obersten Rada, dem 
Parlament der Ukraine, beschlossen, 
jedoch mit den Vertretern der Volks¬ 
republiken abgestimmt werden müs¬ 
sen. Der Maßnahmenkatalog zur Um¬ 
setzung der Minsker Vereinbarung 


schreibt also einen unmittelbaren Dia¬ 
log zwischen Kiew und den Volksrepu¬ 
bliken zwingend vor, der im Rahmen 
einer Kontaktgruppe in Minsk statt¬ 
findet. Bisher gibt es zahlreiche Vor¬ 
schläge der Volksrepubliken für Ge¬ 
setze und Verfassungsänderungen, die 
bereits angesetzten Kommunalwahlen 
wurden verschoben, um den Verhand¬ 


lungsprozess nicht zu behindern. Kiew 
ist jedoch nicht bereit in eine Diskussi¬ 
on darüber einzutreten. Die Regierung 
hat stattdessen ohne Dialog versucht, 
Beschlüsse in der Rada zu fassen, die 
für die Volksrepubliken nicht akzepta¬ 
bel gewesen wären. Verhindert wurden 
diese Beschlüsse durch nationalistische 
Kräfte, die ein noch härteres Vorgehen 
gegen die Volksrepubliken verlangen. 
Umgekehrt fordert Kiew die Kont¬ 
rolle über die Grenze zwischen der 
Ostukraine und Russland. Das wäre 
aber erst der letzte Schritt, nachdem 
alle anderen Teile des Minsker Prozes¬ 
ses abgeschlossen sind. 

Ein dritter Komplex des Maßnahmen¬ 
katalogs umfasst die Aufhebung der 


Wirtschaftsblockade der Volksrepu¬ 
bliken durch die Ukraine, einschließ¬ 
lich der Wiederherstellung des ukrai¬ 
nischen Bankensystems, das derzeit in 
den Volksrepubliken gar nicht mehr 
existiert, und die Zahlung von Renten 
und Sozialleistungen durch die Ukrai¬ 
ne. Davon ist bisher nichts erfolgt, die 
Renten werden an Einwohner des von 
den Volksrepubliken kontrollierten 
Territoriums trotz eines entsprechen¬ 
den Beschlusses des ukrainischen Ver¬ 
waltungsgerichts nicht gezahlt. In den 
Volksrepubliken wurde inzwischen ein 
eigenes Rentensystem und ein eigenes 
Bankwesen aufbaut. 

Ein vierter Komplex betrifft schließ¬ 
lich humanitäre Regelungen. Festge¬ 
legt ist, dass die Oberste Rada ein Am¬ 
nestiegesetz für die an der Auseinan¬ 
dersetzung Beteiligten beschließt. Dies 
ist nicht erfolgt. In der Ukraine gibt es 
im Zusammenhang mit der Auseinan¬ 
dersetzung im Donbass über tausend 
Gefangene. Mehr als die Hälfte von 
ihnen sind politische Gefangene, die 
anderen sind Soldaten und unbeteilig¬ 
te Zivilisten. In den Volksrepubliken 
gibt es nur einige Dutzend gefangene 
ukrainische Soldaten. Zum Austausch 
ist die ukrainische Regierung nur in 
Einzelfällen bereit, während die Volks¬ 
republiken mehrfach als Zeichen gu¬ 
ten Willens einseitig größere Gruppen 
ukrainischer Soldaten freiließen. 
Selbst die deutsche Bundesregierung, 
die zusammen mit der französischen 
und der russischen Regierung unmit¬ 
telbar an dem Regulierungsprozess 
beteiligt ist, gibt inzwischen in eini¬ 
gen Punkten zu, dass die Kiewer Re¬ 
gierung ihren Verpflichtungen nicht 
nachkommt. 

Renate Koppe 

Dervollständige Katalog von„Minsk II“ 
ist dokumentiert auf news.dkp.de. 



Der Krieg ist nicht vorbei: Nationalistische Freiwillige bei der Ausbildung. 


NATO übt Winterkrieg Kein Ende des 

Norwegen: Bundeswehrsoldaten trainieren in fortschrittlichen Prozesses 

extremer Kalte 

Internationales Seminar linker Parteien in Mexiko 


Das Ziel der NATO ist, die „nukleare 
Abschreckung“ gegenüber Russland 
zu verstärken. Das sagte der Oberbe¬ 
fehlshaber des Strategischen Bomber¬ 
kommandos der US-Armee, Admiral 
Cecil D. Haney. Diesem Zweck dient 
das NATO-Manöver „Cold Response“, 
das bis zum 22. März mit Beteiligung 
von Eliteeinheiten der Bundeswehr in 
Norwegen stattfindet. 

Die Übung simuliert den Einsatz 
von Atombomben zur Verteidigung 
gegen eine vermeintliche russische 
Aggression. Geübt wird unter anderem 
mit drei B 52-Bombern, die auf den Ab¬ 
wurf von Atombomben spezialisiert 
sind. Haney erklärte die Bedeutung 
der Flugzeuge: Sie seien unabdingbar 
für die „globale Machtprojektion“ der 
NATO. Die norwegischen Streitkräf¬ 
te ergänzten, sie hätten im Afghanis¬ 
tankrieg „gute Erfahrungen“ mit der 
Feuerunterstützung durch B 52-Bom- 
ber gemacht. 

An „Cold Response“ beteiligen sich 
auch Einheiten der US-Marineinfan- 
terie, die für Landungsoperationen in 
fremdem Hoheitsgebiet ausgebildet 
werden. Ein Sprecher der US-Streit- 
kräfte schätzte ein, dass sich diese Eli¬ 
tetruppe mit den Kampfbedingungen 
in der Wüste inzwischen gut auskennt. 
Nun gehe es darum, sie auf den Krieg in 
„extremer Kälte“ vorzubereiten. 

Ähnlich äußert sich die Bundes¬ 
wehr. Gemeinsam mit 14 000 Solda¬ 
ten aus anderen NATO-Staaten und 
aus Schweden und Finnland sollten in 
Norwegen die „Fähigkeiten im Win¬ 
terkampf“ geschult werden. Die deut¬ 
schen Streitkräfte wollen trainieren, 
unter widrigen klimatischen Bedingun¬ 
gen „die Voraussetzungen für eine gro¬ 
ße amphibische Landung zu schaffen“. 

Außerdem solle bei „Cold Respon¬ 
se“ das „Zusammenwirken“ von konven¬ 
tionellen Einheiten und Eliteeinheiten 


geübt werden, die für verdeckte Kom¬ 
mandooperationen hinter den feind¬ 
lichen Linien vorgesehen sind. An der 
Übung ist das deutsche „Kommando 
Spezialkräfte“ beteiligt, das in Afghanis¬ 
tan in illegale Tötungen involviert war. 

Solche gezielten Tötungen hinter 
den feindlichen Linien vorzubereiten 
wurde offenbar bereits 2014 bei „Cold 
Response“ trainiert. In diesem Jahr wa¬ 
ren sogenannte Fernspäher der Bun¬ 
deswehr an der Übung beteiligt. Diese 
Einheit soll auf fremden Boden Vor¬ 
dringen, um aufzuklären - anscheinend 
auch, um tagelang einzelne Angehöri¬ 
ge der feindlichen Streitkräfte auszu¬ 
spähen, um eine Tötung vorzuberei¬ 
ten. Die Bundeswehr schrieb über die 
Übung der Fernspäher: „Wichtig ist es, 
auch am fünften Tag noch hellwach zu 
sein, um beispielsweise die wichtige 
Person nicht zu verpassen, die gerade 
über eine Brücke fährt.“ 

Parallel zum diesjährigen „Cold 
Response“-Manöver hat die US-Mari- 
ne unter der Bezeichnung „Ice Exer- 
cise“ eine Übung mit Atom-U-Booten 
im Polarmeer gestartet. Trainiert werde 
das „Aufspüren“ feindlicher Unterwas¬ 
serfahrzeuge, um eine Russland zuge¬ 
schriebene „Militarisierung der Arktis“ 
zu kontern, erklären führende Vertreter 
der US-Armee. Laut der offiziösen US- 
amerikanischen Militärzeitung „Stars 
and Stripes“ besteht zwischen „Cold 
Response“ und „Ice Exercise“ eine di¬ 
rekte Verbindung: „Zusammengenom¬ 
men unterstreichen die beiden Manö¬ 
ver, dass es sich bei der Arktis um eine 
Interessensphäre handelt, deren Zu¬ 
kunft - bedingt durch das Abschmelzen 
der Polkappen - von der Konkurrenz 
um lebenswichtige unterseeische Res¬ 
sourcen geprägt sein dürfte. Das Ge¬ 
biet könnte zum Zankapfel zwischen 
den USA und Russland werden.“ 

www.german-foreign-policy.com 


Vom 10. bis zum 12. März lud zum 20. 
Mal die mexikanische Partei der Ar¬ 
beit (PT) zu ihrem internationalen 
Seminar über Parteien und eine neue 
Gesellschaft ein. Dass diese Begegnung 
stattfinden konnte, war für sich bereits 
ein Triumph, denn im vergangenen Jahr 
versuchte der mexikanische Staat un¬ 
ter faulen Vorwänden, ihr den Status 
als Partei und somit wesentliche Teile 
ihrer Finanzierung zu entziehen. 

Erst 1991 gegründet, ist die PT ver¬ 
gleichsweise unbelastet von früheren 
internationalen Zusammenhängen 
linker Parteien. Ihr Kongress kann so 
die Teilnahme eines sehr breiten Spek¬ 
trums von Organisationen verzeich¬ 
nen, die kommunistische, maoistische, 
trotzkistische und reformistische Ori¬ 
entierungen einschließen. Die Mehr¬ 
heit kommt dabei aus Lateinamerika; 
die Beteiligung außerhalb dieser Re¬ 
gion ist im Vergleich zum Vorjahr eher 
zurückgegangen. 

Die Diskussion drehte sich immer 
wieder um die Frage, ob in Lateiname¬ 
rika eine Phase emanzipatorischer Po¬ 
litik ende. Diese Frage stellte sich an¬ 
gesichts jüngerer Wahl- und Abstim¬ 
mungsniederlagen beispielsweise in 
Argentinien, Venezuela und Bolivien. 
Sofern Redner ausdrücklich Stellung 
bezogen, gingen sie von einer Fortfüh¬ 
rung des fortschrittlichen Prozesses 
in der Region aus. In diesem Kontext 
stellten auch regierende Parteien wirt¬ 
schaftliche und soziale Errungenschaf¬ 
ten dar, die sie etwa in Nicaragua, El 
Salvador, Bolivien und Uruguay vor¬ 
weisen können. Diese seien nicht allein 
durch einen Wahlerfolg erzielt worden, 
denn - so Bianca Flor Bonilla von der 
FMLN (El Salvador) - allein mit der 
Besetzung von Regierungsämtern sei 
noch nicht die politische und wirt¬ 
schaftliche Macht erobert. 


Die Breite des politischen Spek¬ 
trums bezeugt auch die am Mikrofon 
vertretene und vor Ort gewiss nicht 
mehrheitsfähige Ansicht, für den künf¬ 
tigen Sozialismus komme es nicht mehr 
auf das Eigentum an Produktionsmit¬ 
teln an, sondern auf die Macht, in trans¬ 
nationalen Unternehmen und in Re¬ 
gierungen Entscheidungen treffen zu 
können. Derselbe Redner wollte auch 
Feminismus und machismo gleichge¬ 
setzt sehen, wodurch er eine entschie¬ 
den kritische Entgegnung seitens einer 
Genossin der Kolumbianischen KP am 
Folgetag hervorrief. 

Unter zahlreichen Beiträgen, die 
sich mit der Situation in den Her¬ 
kunftsländern der Delegierten und 
deren Parteien befassten, zeichnete 
sich eine Analyse der Guatemalteki¬ 
schen Nationalen Revolutionären Ein¬ 
heit (URNG) besonders durch offene 
Selbstkritik aus. Diese Partei ging 1996 
aus der gleichnamigen bewaffneten Be¬ 
freiungsbewegung hervor. Ihr General¬ 
sekretär Gregorio Chay führte aus, dass 
seine Partei heute in Guatemala margi- 
nalisiert sei. Ihr sei die Fähigkeit abhan¬ 
den gekommen, die Oligarchie wirk¬ 
sam herauszufordern. Dies liege auch 
an eigenen Fehlern und Schwächen, 
unter anderem der Überbetonung von 
Wahlen. Die URNG wolle sich wieder 
stärken, indem sie die Basisarbeit der 
Partei wieder intensiviert und pater- 
nalistische Herangehensweisen gegen¬ 
über der Bevölkerung überwindet. 

Über die Redebeiträge vom Podi¬ 
um hinaus besteht ein wichtiger As¬ 
pekt dieser Zusammenkunft auch in 
der Möglichkeit, mit vielen mehr und 
weniger nahe stehenden Parteien ins 
Gespräch zu kommen - eine Möglich¬ 
keit, die der Vertreter der DKP vor Ort 
ausgiebig genutzt hat. 

CS 


Die Russen gehen 

Laut Russlands Präsident Wladimir Pu¬ 
tin haben die in Syrien eingesetzten rus¬ 
sischen Streitkräfte ihre Aufgabe erfüllt 
und werden abgezogen. Die Entschei¬ 
dung sei mit Syriens Präsidenten Baschar 
al-Assad abgestimmt. Die Ankündigung 
Russlands ist auch vom UN-Sicherheits- 
rat begrüßt worden. Der schrittweise 
Abzug bedeute aber nicht die sofortige 
Einstellung der Luftangriffe auf Stellun¬ 
gen der IS, stellte Kreml-Sprecher Dmitri 
Peskow klar. Details und Zeitrahmen des 
Abzuges würden vom Verteidigungsmi¬ 
nisterium festgelegt. 

Trump ist gegen Müll 

Die Show um die Nominierung des US- 
Präsidentschaftskandidaten der Repu¬ 
blikaner eskaliert. Nach gewalttätigen 
Auseinandersetzungen zwischen Geg¬ 
nern und Anhängern in Chicago wurde 
Donald Trump am Wochenende bei sei¬ 
nen Auftritten Dutzende Male von De¬ 
monstranten unterbrochen. Seine Reak¬ 
tion: „Los! Schlagt dem Kerl ins Gesicht, 
ich bezahle auch die Anwaltsrechnung.“ 
Trump sprach von „organisierten At¬ 
tacken“. Er bezeichnete die Demons¬ 
tranten als „Müll“ und drohte, er werde 
Störer seiner Kundgebungen verklagen. 
Seine innerparteilichen Rivalen gaben 
derweil Trump eine Mitschuld an der 
Eskalation: Er habe durch extreme Rhe¬ 
torik das Klima angeheizt, äußerten Ted 
Cruz, Marco Rubio und Ohios Gouver¬ 
neur Kasich. Cruz verglich Trump sogar 
mit einem Diktator in der Dritten Welt. 

USA und Südkorea üben Angriff 

Bei dem bisher größten gemeinsamen 
Militärmanöver übten die USA und 
Südkorea die Erstürmung nordkorea¬ 
nischer Strände, teilte die US-Marine 
am Samstag mit. Nach offiziellen An¬ 
gaben nehmen 17 000 US-Soldaten 
und mehr als 300 000 Südkoreaner an 
der Übung eines Angriffs auf die Ko¬ 
reanische Demokratische Volksrepub¬ 
lik teil. Die seit dem Jahr 2010 größten 
Übungen „Key Resolve“ und „Foal Ea¬ 
gle“ haben am 7. März begonnen und 
dauern bis 30. April an. Die Manöver 
folgen dem sogenannten Kriegsopera¬ 
tionsplan „OPLAN 5015“, der Rake¬ 
tenschläge gegen die Regierung der 
KDVR und deren Raketen- und Nu¬ 
klearwaffenarsenale vorsieht. 

Japan gedachte der 
Tsunami-Opfer 

Mit Gedenkminuten im ganzen Land hat 
Japan der Opfer der Katastrophe von 
2011 gedacht. Durch Erdbeben,Tsunami 
und Atomunfall in Fukushima kamen fast 
19 000 Menschen ums Leben. Im Atom¬ 
kraftwerk Fukushima war es kurz nach 
dem Beben zu Kernschmelzen gekom¬ 
men - der schlimmsten Atomkatastrophe 
seit Tschernobyl. Zehntausende Men¬ 
schen müssen immer noch in Behelfsun¬ 
terkünften hausen. Viele Betroffene be¬ 
klagen, dass der Wiederaufbau der Regi¬ 
on, die schon lange vor der Katastrophe 
unter Überalterung und Abwanderung 
litt, nur schleppend vorangeht. 

Myanmar: Präsident gewählt 

Das Parlament von Myanmar hat am 
Dienstag einen Vertrauten der Frie¬ 
densnobelpreisträgerin Aung Suu Ky, 
Htin Kyaw, zum ersten zivilen Präsiden¬ 
ten seit den 1960er-Jahren gewählt. Suu 
Kyi, die ihrer Partei Nationale Liga für 
Demokratie im November zu einem Erd¬ 
rutschsieg verholten hat, darf das höchste 
Staatsamt aufgrund von Verfassungsbe¬ 
stimmungen nicht bekleiden. 

Kolonialregime für Libyen 

Fast fünf Jahre nach der Zerschlagung 
Libyens durch die Nato und einige arabi¬ 
sche Staaten stehen sich in dem nordafri¬ 
kanischen Land eine islamistische Re¬ 
gierung in Tripolis und eine laizistische 
in Tobruk gegenüber, die beide über 
bewaffnete Kräfte verfügen. Der fran¬ 
zösische Außenminister Ayrault nann¬ 
te vergangene Woche die Situation in 
Libyen eine Bedrohung für die Region 
und auch für Europa. Die Außenminis¬ 
ter der USA, Frankreichs, Großbritanni¬ 
ens, Italiens und Deutschlands sowie die 
EU-Außenbeauftragte Mogherini droh¬ 
ten dem Land nun mit Sanktionen, sollte 
die Installierung einer von denVereinten 
Nationen vermittelten Einheitsregierung 
weiter behindert werden. 
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500 Wendländer am und auf dem Gelände des geplanten Endlagers in Gorleben. 
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Am Tag der Reaktorkatastrophe von Fukushima (Japan) protestierten 





Fukushima, Juni 1999 



Nähe des Reaktors 



AKW Doel und Tihange sofort abschalten! 


Fukushima mahnt 

Aktionstag der Umwelt- und Friedensorganisationen 


S eit der Reaktorkatastrophe von 
Fukushima sind fünf Jahre ver¬ 
gangen. Dennoch gehört sie 
nicht der Vergangenheit an. Für den 
11. März hatte unter anderem die An¬ 
ti-Atom-Organisation „.ausgestrahlt“ 
zu einem bundesweiten Aktionstag 
aufgerufen. Vielerorts sind ihm Men¬ 
schen gefolgt. Sie wollten Druck ma¬ 
chen, dass die letzten acht Atommei¬ 
ler in Deutschland endlich abgeschal¬ 
tet werden, und sie wollten darauf 
aufmerksam machen, dass die Gefahr 
weiterer Atomunfälle keineswegs ge¬ 
bannt ist. 

Einige Tage zuvor hatte auch die 
Organisation Internationale Ärz¬ 
te für die Verhütung des Atomkriegs 
(IPPNW) auf die Gefahren aufmerk¬ 
sam gemacht, die von europäischen 
Atomkraftwerken ausgehen. Beson¬ 
ders die Altmeiler seien gefährlich. 
Laut Online-Magazin „EurActiv“ be- 
zeichnete der stellvertretende IPPNW- 
Vorsitzende, Alex Rosen, die beson¬ 
ders umstrittenen belgischen AKWs 
Tihange und Doel als „tickende Zeit¬ 
bomben“. Besonders gefährdet ist nach 
Rosens Meinung die Region Nord¬ 
rhein-Westfalen. Gegen das Wiederan¬ 
fahren der beiden Kraftwerke will die 
Aachener Städteregion juristisch Vor¬ 
gehen (UZ berichtete am 22. Januar). 
Letzte Woche haben die Landesregie¬ 
rungen von Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz zudem beschlossen, 
eine Beschwerde bei der EU-Kom- 
mission einzureichen, weil die Belgier 
für die Verlängerung der Laufzeiten 
der Reaktoren Tihange 1 sowie Doel 
1 und 2 keine Umweltverträglichkeits¬ 
prüfung durchgeführt hatten. 

Das Risiko eines gravierenden 
Atomunfalls bestehe allerdings nicht 
nur für Belgien, sondern für alle um¬ 
liegenden Länder. Neben Tihange und 
Doel rechnet Rosen auch das tsche¬ 
chische Atomkraftwerk Temelin, die 
beiden französischen Pannenmeiler 
Cattenom und Fessenheim, mehrere 
ukrainische Kraftwerke und den letz¬ 
ten verbliebenen deutschen Siedewas¬ 
serreaktor in Gundremmingen zu den 
„größten Risiko-AKW“ in Europa. Es 
müsse aber nicht immer nur ein „Altre¬ 


aktor aus Osteuropa sein“, warnte Ro¬ 
sen. „Kein Land der Welt, kein Atom¬ 
reaktor ist zu hundert Prozent sicher, 
überall kann es jeden Tag zu einer 
Atomkatastrophe kommen.“ Beson¬ 
ders deutlich sei das geworden bei den 
erst kürzlich aufgedeckten Skandalen 
im AKW Fessenheim. Eine Beinahe- 
Katastrophe war jahrelang vertuscht 
worden. 

★ 

In Fukushima kam es am 11. März 
2011 in mehreren Reaktoren zur 
Kernschmelze, weil infolge eines 
schweren Erdbebens und eines Tsuna¬ 
mis das Kühlsystem ausgefallen war. 
Drei von sechs Reaktoren wurden da¬ 
bei zerstört, die umliegenden Gebiete 
radioaktiv verseucht. Zehntausende 
Menschen mussten ihre Heimat ver¬ 
lassen - ob sie jemals wieder zurück¬ 
kehren können, ist zweifelhaft, denn 
die Aufräumarbeiten sollen noch etli¬ 
che Jahrzehnte dauern. Rosen fordert 
deshalb eine seriöse und unabhängi¬ 
ge wissenschaftliche Untersuchung zu 
den Folgen von Fukushima. Doch in 
Japan gebe es große Interessen, die¬ 
se Untersuchung zu verhindern. „Die 
in Japan einflussreiche Atomlobby 
und die Atomwirtschaft haben dar¬ 
an kein Interesse“, kritisierte Rosen. 
Das Problem wird noch dadurch ver¬ 
größert, dass wissenschaftliche Studi¬ 
en beispielsweise zum Schilddrüsen¬ 
krebs von der Atomlobby finanziert 
werden. Die Fukushima Medical Uni- 
versity führt eine solche Studie durch 
und wird dabei von der Internationa¬ 
len Atomenergie-Organisation IAEO 
finanziell unterstützt, was die Neutra¬ 
lität der Studie infrage stellt. 

Bereits im Februar hatte die 
IPPNW ihren Bericht „5 Jahre Leben 
mit Fukushima - 30 Jahre Leben mit 
Tschernobyl“ veröffentlicht. Die Ge¬ 
sundheit der Menschen wird bis heute 
stark beeinträchtigt. Der Bericht gibt 
einen Überblick über den Stand der 
Forschungen zu den Folgen der beiden 
Katastrophen. So wird auch darauf hin¬ 
gewiesen, dass die sogenannte „Nied¬ 
rigstrahlung“ wesentlich gefährlicher 
ist als bislang angenommen. 


Auch nach dem Reaktorunglück 
tritt in Fukushima immer noch Ra¬ 
dioaktivität aus: Nach Angaben des 
Kraftwerksbetreibers TEPCO fließen 
Tag für Tag rund 300 Tonnen radioak¬ 
tives Abwasser ins Meer. „Millionen 
von Menschen wurden und werden 
seit Beginn der Katastrophe erhöhten 
Strahlendosen ausgesetzt - vor allem 
in den Regionen mit relevantem ra¬ 
dioaktiven Niederschlag, aber auch in 
weniger belasteten Teilen des Landes, 
wo Menschen mit verstrahltem Trink¬ 
wasser und radioaktiv kontaminierter 
Nahrung konfrontiert werden“, heißt es 
in einer IPPNW-Mitteilung. 

Auch der GAU von Tschernobyl 
trifft noch immer Millionen Menschen 
weltweit: mehr als 830 000 Aufräum- 
arbeiter, 350 000 Evakuierte aus der 
30-km-Zone und anderen stark ver¬ 
seuchten Regionen, rund 8,3 Milli¬ 
onen Menschen aus den stark strah¬ 
lenbelasteten Regionen in Russland, 
Weißrussland und der Ukraine sowie 
600 Millionen Menschen in anderen 
Teilen Europas, die geringeren Strah¬ 
lendosen ausgesetzt wurden. Damals 
gingen rund 36 Prozent der gesam¬ 
ten Radioaktivität über Russland, der 
Ukraine und Weißrussland nieder - 
53 Prozent über dem Rest Europas. 
Elf Prozent verteilten sich über dem 
restlichen Globus. Die Folge waren ein 
rasanter Anstieg verschiedener Krebs¬ 
arten. Aber auch Krankheiten des 
Herz-Kreislauf-Systems und der Lun¬ 
gen nahmen deutlich zu. Die Zahl der 
Fehlbildungen bei Embryonen stieg 
damals in ganz Europa. 

Betrachte man die wichtigsten in¬ 
ternationalen Forschungsergebnisse, 
so liegt die Zahl der zu erwartenden 
tschernobylbedingten Krebserkran¬ 
kungen bei bis zu 850 000, heißt es in 
der IPPNW-Mitteilung. In Japan sind 
im Laufe der nächsten Jahrzehnte rund 
10 000 zusätzlicher Krebsfälle zu er¬ 
warten - im günstigen Fall. Lege man 
aber den Berechnungen realistischere 
Faktoren zugrunde, komme man auf bis 
zu 66 000 zusätzlicher Krebsfälle, von 
denen wohl die Hälfte zum Tode füh¬ 
ren wird. 

Bernd Müller 




Ein Mitglied der internationel Atomenergie¬ 
agentur vor den Überresten des Reaktors 
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Nach dem Staatsterror, 
vor neuen Kämpfen 

Kolumbien: Die Kommunistische Partei und der Friedensprozess 


UZ: Du bist einer der besten Kenner 
der verschiedenen Etappen des Konflikts 
in Kolumbien und hast diverse Bücher 
dazu veröffentlicht. Manche sagen, du 
könntest zu einem der Wegbereiter eines 
aus gehandelten Friedens werden. Warum 
ist das Klima jetzt günstig, seit man in Ha¬ 
vanna miteinander spricht? 

Carlos Lozano: Danke, das ist zu freund¬ 
lich. In der Tat wusste die PCC seit dem 
ersten Augenblick - noch in der geheimen 
Erkundungsphase, vor sechs Jahren - von 
den Kontakten zwischen der Regierung 
von Präsident Juan Manuel Santos und 
den FARC-EP, mit dem Ziel zu einem 
stabilen und dauerhaften Frieden zu 
kommen. Die Partei entschied, mir die 
Aufgabe zu geben, wegen der Erfahrung 
und Teilnahme an vorherigen Prozessen 
dieser Art. Das haben wir auf Grundla¬ 
ge einer Entscheidung des 13. Parteitags 
1980 getan, wo wir eine politische Lösung 
des kolumbianischen Konflikts vorge¬ 
schlagen hatten, auf der Basis eines Frie¬ 
dens mit Demokratie und gesellschaftli¬ 
cher Gerechtigkeit. Damals dachten wir, 
dass es gute Bedingungen gab, weil bei¬ 
de Seiten darin übereinstimmten, dass es 
keine mögliche militärische Lösung gab. 
Der Staat hatte die Guerilla nicht besiegt, 
und diese auch nicht den herrschenden 
Staat. Da war der einzige Weg eine ausge¬ 
handelte politische Lösung. Wir haben in 
dieser Richtung gearbeitet und Hinder¬ 
nisse und Schwierigkeiten aus dem Weg 
geräumt, wie z.B. die Ermordung des 
FARC-Kommandanten Alfonso Cano im 
November 2011, als die geheimen Annä¬ 
herungen auf dem Weg waren. Wir haben 
nie verstanden, warum Santos den Mord¬ 
befehl gab, wo Cano doch der Partner bei 
den Gesprächen sein sollte. Es gab dra¬ 
matische und gefährliche Momente, die 
die Stabilität der Gespräche in Havanna 
bedrohten, aber zum Glück ließen sie 
sich überwinden. Die Regierung erkann¬ 
te letztlich die Existenz des Konflikts an, 
und es gibt guten Willen auf beiden Sei¬ 
ten; daher jetzt auch das gute Klima. 

UZ: Einige Medien sprechen von einer 
Unterschrift unter einen Friedensvertrag 
für diesen Monat. Was ist daran? 

Carlos Lozano: Im September letzten Jah¬ 
res, als in Havanna mit der Vereinbarung 
über den Umgang mit den Konfliktop¬ 
fern eines der weitreichendsten Details 
des Prozesses angekündigt wurde, trafen 
sich Präsident Santos und der Guerilla- 
kommandant Timoleön Jimenez und ga¬ 
ben als Termin für eine Unterschrift den 
23. März 2016 an. Es hat sich allerdings ge¬ 
zeigt, dass der Termin angesichts der Viel¬ 
zahl an offenen Themen zu nah gewählt 
war. Am 23. März wird man vielleicht ir¬ 
gendein wichtiges Übereinkommen an¬ 
kündigen wie eine Feuerpause, aber es ist 
offensichtlich, dass das Ende des Konflikts 
nicht vereinbart sein wird. Die Gespräche 
werden sicher um einige Wochen verlän¬ 
gert. Das Wichtige ist, dass beide Seiten 
bei der Entscheidung bleiben, den Konflikt 


mittels eines demokratischen Abkommens 
zu beenden. 

UZ: Am 17. Februar hast du in „ Voz “ einen 
Artikel mit dem Titel „PaxColombia, wie¬ 
der einen Kriegsplan“ veröffentlicht. Du 
spielst darin auf den 15 Jahre alten „Plan 
Colombia“an, mit Zehntausenden Toten. 

Carlos Lozano: Der Plan Colombia war 
ein Kriegs- und Antiaufstandsplan der 
USA in einem Moment, in dem von 
1999 bis 2002 die Regierung von And- 



Carlos Lozano ist Mitglied des Exe¬ 
kutivkomitees der Kolumbianischen 
Kommunistischen Partei (PCC) und 
Direktor ihrer Wochenzeitung „Voz“. 

Er hat als Vermittler an Verhand¬ 
lungen zwischen den Guerilleros 
der FARC und der kolumbianischen 
Regierung teilgenommen. 

res Pastrana in San Vicente del Caguän 
mit den FARC sprach. Es war reichlich 
widersprüchlich, denn Pastrana hatte 
den Dialog und die politische Lösung 
gewollt, aber gleichzeitig eine solche 
militaristische Ausgeburt bevorzugt. 
Das hat bei der Guerilla zu Misstrau¬ 
en geführt. Fünfzehn Jahre später fei¬ 
ert Präsident Santos im Weißen Haus 
den Jahrestag des Plan Colombia und 
akzeptiert eine neue Version, jetzt Paz 
Colombia (Frieden für Kolumbien) ge¬ 
nannt - wieder mit einer starken militä¬ 
rischen Komponente. Wofür dieser Plan, 
wenn wir vor dem Postkonflikt stehen? 
Das erzeugt Zweifel und Misstrauen. 
Wiederholt sich die Geschichte? Das 
ist riskant seitens der Regierung und 
zeigt Konzessionen von Santos gegen¬ 
über dem Militärkomplex, der extremen 
Rechten und den Feinden des Friedens 
inner- und außerhalb der Regierung. 

UZ: Ein Grundproblem eines möglichen 
Friedens in Kolumbien - abgesehen da¬ 
von, dass es ja noch ein Abkommen mit 
dem EEN geben müsste - ist die Frage, 
wie verhindert werden kann, dass der 
Staat und seine legalen und illegalen Hel¬ 
fershelfer Gewalt gegen die Bevölkerung 
und die dann unbewaffneten Guerilleros 
verüben werden, wie so viele Male in der 
Geschichte deines Landes. 

Carlos Lozano: Eine gute Frage. Der 
herrschende kolumbianische Staat - ge¬ 
führt von einer Oligarchie, die an die In¬ 


teressen des Imperialismus angebunden 
ist - hat immer falsch gespielt. Deshalb 
muss das jetzige Abkommen mit einem 
Gesetzesmechanismus besiegelt werden, 
wofür das beste Vorgehen eine Verfas¬ 
sunggebende Versammlung wäre. Der 
Schlüssel für diese Vereinbarung ist, das 
Problem des Paramilitarismus und seiner 
Verbindung ins Militär, zur Polizei und 
zu Regierungsagenten zu lösen; die de¬ 
mokratischen Reformen müssen in die¬ 
ser Hinsicht klare Kriterien schaffen. Es 
ist ein Thema, das nicht allein mit Bo¬ 
dyguards und Sicherheitsmaßnahmen 
zu regeln ist, sondern im Kern geht es 
über eine politische Entscheidung des 
Establishments für eine demokratische 
Öffnung und gesellschaftlichen Wandel. 
Andernfalls wird es schwierig sein zu ei¬ 
nem stabilen und dauerhaften Frieden 
zu kommen. Das wissen die Sektoren 
der Oligarchie, die Frieden wollen, weil 
sie ihn für ihre Geschäfte und Gewinne 
brauchen. 

UZ: Dieses Jahr findet der 22. Parteitag 
der PCC statt. Welche Themen sind da¬ 
bei relevant? 

Carlos Lozano: Ja, die Kolumbianische 
Kommunistische Partei beruft den 22. 
Parteitag mit einer Perspektive der An¬ 
passung der politischen Linie an eine 
neue Situation nach dem Ende des 
Konflikts ein. Wenn man zum Frieden 
kommt, eröffnet sich eine neue Etappe 
im Leben Kolumbiens nach 60 Jahren be¬ 
waffneter Konfrontation und Staatster¬ 
rorismus. Die Partei muss wachsam sein 
und ein Garant für die Vereinbarungen, 
damit die Kompromisse von Havanna 
auch umgesetzt werden. Unter den neu¬ 
en Bedingungen muss eine neue Bewe¬ 
gung der Linken und der demokrati¬ 
schen Sektoren entstehen, im Beisein der 
Guerilla, die dann zu einer politischen 
Kraft ohne Waffen geworden sein wird, 
aber mit einer Machtoption. Die demo¬ 
kratische Öffnung dient den fortschritt¬ 
lichen Kräften, die sich auf die Massen 
stützen - die Oligarchie stützte sich der¬ 
weil auf die Gewalt und einen Mangel 
an Demokratie, um herrschen zu können. 
Ein stabiler, andauernder Frieden geht 
über Demokratie und Gerechtigkeit in 
der Gesellschaft und ist günstig für die 
grundlegenden Veränderungen im Le¬ 
ben Kolumbiens. 

UZ: Wir danken dir und wünschen seitens 
der DKP den kolumbianischen Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten Erfolg beim 
Parteitag und dem Volk einen wirklichen 
Frieden. 

Carlos Lozano: Danke - vor allem auch 
für die dauerhafte Solidarität der Kom¬ 
munisten und fortschrittlichen Kräfte 
in Deutschland. Trotz des schmutzigen 
Krieges und der Verfolgung durch das 
Regime bleibt die PCC im Kampf; in der 
Hoffnung auf ein besseres Morgen, das 
demokratisch und sozialistisch sein wird. 

Interview: Günter Pohl 


Kolumne von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 


Viele Augen blicken nach Eschborn 

Zum Bundeskongress der SDAJ 


Eigentlich ist es eher eine Mischung 
aus Schlafstadt Frankfurts und Busi¬ 
nessstädtchen. An diesem Wochen¬ 
ende richten sich viele Blicke nach 
Eschborn im Taunus. Augen und 
Ohren von Menschen, die beruflich 
rechts blind und links alarmiert sind, 
wenn sich junge Menschen nicht da¬ 
mit abfinden, dass Kriege und Flucht 
Naturgesetz seien sollen, sondern 
nach dem Zusammenhang mit Profit 
und Kapital fragen. Diese Berufslau¬ 
scher werden genau nach Eschborn 
hören. 

Es werden auch diejenigen ihre 
Blicke nach Eschborn richten, die die 
DKP darum beneiden, dass sie eine 
enge Verbundenheit mit einer Orga¬ 
nisation hat, die kontinuierlich be¬ 
weist, dass ein Teil der Jugend nicht 
nur die genannten Zusammenhänge 
erkennt, sondern aus der Erkenntnis 
die Notwendigkeit des Kampfes zieht. 

Und darum blicken auch die Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten die¬ 
ses Landes nach Eschborn, wenn sie 
nicht gar selbst vor Ort sind: Denn in 
Eschborn treffen sich die rund 150 
jungen Revolutionäre, die von ihren 
Gliederungen zu Delegierten zum 
Bundeskongress der Sozialistischen 
Deutschen Arbeiterjugend gewählt 
wurden. In Eschborn tagt das höchs¬ 
te Organ der SDAJ, der Organisation 
der jungen Revolutionäre Deutsch¬ 
lands. 

Für mich selbst jährt sich in die¬ 
sem Jahr zum 39. Mal mein Eintritt 
in die SDAJ. Es wird mir gehen wie 
vielen Mitgliedern der DKP. Das war 
der Anfang eines anderen Lebens. 
Bewusst war ich mir dessen damals 
in der Konsequenz wohl eher nicht. 
Klar, Ende der 70er Jahre war links 
schick, Sozialismus, wie man heute 
sagen würde, „en vogue“. Was mich 
aber die SDAJ lehrte, war, dass die 
moralische Empörung der Anfang, 
eine notwendige Konsequenz aber 
die wissenschaftliche Analyse und 


ein dafür unverzichtbares Instru¬ 
ment die wissenschaftliche Weltan¬ 
schauung ist. 

An bestimmten Punkten beein¬ 
flusste die SDAJ mein Leben ent¬ 
scheidend. Nach dem Abitur als Al¬ 
ternative zum Studium den Weg in 
den Großbetrieb zu wählen, auf diese 
Überlegung wäre ich ohne die SDAJ 
nicht gekommen. Zu versuchen, den 



Friedenskampf auch in die Bundes¬ 
wehr unter die anderen Wehrpflich¬ 
tigen zu tragen, dieser Konsequenz 
hätte ich mich ohne die SDAJ nicht 
gestellt, allerdings wollte mich dann 
die Bundeswehr nicht. Ohne das, was 
ich in der SDAJ und natürlich dann 
auch in der DKP gelernt habe, hätte 
ich vielleicht auch die Illusion gehabt, 
dass die Konterrevolution in den so¬ 
zialistischen Ländern Europas zum 
friedliebenden Kapitalismus führt. 

Ja, im Moment ist die SDAJ eine 
kleine Organisation. Im Verhältnis 
dazu aber eine sehr ausstrahlende. Sie 
ist ein revolutionärer Jugendverband, 
der kampagnenfähig, streitbar und 
organisiert ist. Sie ist eine hochpoliti¬ 
sche Organisation und zugleich eine, 
die kein bisschen dünkelhaft oder gar 
abgehoben ist. Sie ist die beste Freun¬ 
din der kommunistischen Partei. 

Ich schaue nicht nur nach 
Eschborn, ich fahr da hin. 


Presseerklärung der DKP zum AfD-Ergebnis: 


Linke Alternative zum 
Rassismus zeigen 


„Die AfD ist eine Partei der Banken 
und Konzerne. Ob es um das Asyl¬ 
recht, um Kriegspolitik oder um den 
Mindestlohn, um Steuerpolitik oder 
Hartz IV geht: Die AfD steht für eine 
asoziale Politik gegen die Bedürfnisse 
der arbeitenden Menschen. Ein Teil 
der Eliten in Deutschland braucht 
diese Politik. Auch viele Beschäftigte 
und Erwerbslose, Rentnerinnen und 
Rentner sowie Jugendliche haben die 
AfD gewählt. Sie haben gegen ihre ei¬ 
genen Interessen gewählt. 

Im letzten Jahr haben wir eine 
Welle der Solidarität mit Flüchtlin¬ 
gen erlebt. Auch die DKP-Mitglieder 
haben sich an Aktivitäten und Hilfs¬ 
aktionen beteiligt. Aber die ,Willkom¬ 
menskultur 4 der Bundeskanzlerin sah 
so aus: Die Kommunen sollten die 
Kosten tragen. Die Ehrenamtlichen 
sollten die Arbeit machen. Die Unter¬ 
nehmer sollten Flüchtlinge als billige 
Arbeitskräfte bekommen. Die Bun¬ 
desregierung hat zur gleichen Zeit 
ihre Politik der Abschottung gegen 
Flüchtlinge und ihre Politik des Rot¬ 
stifts und der Aufrüstung fortgesetzt. 
Sie hat vor allem ihre Kriegspolitik 
fortgesetzt und damit weiter Flucht 
verursacht. CDU und SPD verlieren 
Vertrauen. Die Scheinheiligkeit der 
Merkel-Rhetorik ist offensichtlich. 

Die verlogene AfD-Propaganda 
behauptet, die Rassisten wollten die 
sozialen Probleme lösen. Linke Poli¬ 
tik heißt, den arbeitenden Menschen 
eine Alternative dazu anzubieten. 
Die Flüchtlinge, die in Griechenland 
im Schlamm festsitzen, mussten ihre 


Heimat verlassen, weil die Kriegspo¬ 
litik der Großmächte das Leben dort 
unerträglich macht. Die DKP bleibt 
dabei: Wir fordern ein Bleiberecht für 
alle Flüchtlinge, wir fordern, dass die 
Banken und Konzerne zur Kasse ge¬ 
beten werden, um für Unterbringung 
und Integration der Flüchtlinge zu 
bezahlen. Das Geld, das in neue Rüs¬ 
tungsprogramme gesteckt wird, ge¬ 
hört in den Wohnungsbau und das 
Bildungswesen. 

Keine Regierung wird von selbst 
für Sozialwohnungen sorgen, kein 
Unternehmer wird freiwillig höhere 
Gehälter und gute Ausbildung zahlen. 
Die Flüchtlinge sind für diese Politik 
nicht verantwortlich. Sie werden aber 
von Politikern und Unternehmern 
benutzt, um uns gegeneinander aus¬ 
zuspielen, um die Arbeiterklasse zu 
spalten. Die DKP sagt:,Unsere Will¬ 
kommenskultur heißt gemeinsam 
kämpfen! 44 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Der nützliche Feind: IS & Co. 

Die neuen Marxistischen Blätter 2_2 0i6 sind ausgeliefert 


E s ist unglaubliche elf Jahre her, dass 
die Marxistischen Blätter in einem 
Schwerpunkt über das „Feindbild 
Islam“ geschrieben haben. Liest man er¬ 
neut Editorial und Beiträge dieser Aus¬ 
gabe (4_2005), ist man vielleicht über¬ 
rascht, aber auf jeden Fall erschrocken 
über Aktualität und Gültigkeit der Hin¬ 
tergrundbeiträge, Argumente, Einschät¬ 
zungen der Autorinnen. 

Erschreckend ist vor allem, dass seit¬ 
dem alles noch viel schlimmer geworden 
ist. Der globale „Krieg gegen den Terror“, 
den G. W. Bush nach dem 11. September 
2001 ausgerufen und mit einer „Koaliti¬ 
on der Willigen“ geführt hat, löste kei¬ 
nen einzigen Interessenkonfhkt, sondern 
hat viele neue Konfliktherde geschaffen. 
Die globale Kriegsgefahr ist dramatisch 
gewachsen. An der Eskalationsspirale 
von „Terror-Angriffen“ und „Anti-Ter- 
ror-Maßnahmen“ wird ungebremst ge¬ 
dreht. Die Bundeswehr wird dabei mit 
neuem Milliarden-Etat aufgerüstet für 
den weltweiten Kriegseinsatz. Das nütz¬ 
liche Feindbild funktioniert also besser 
denn je. „Islam“ und „Terror“ sind als 
Begriffszwillinge heute fest etabliert. 
Standen anfangs nur El Kaida und Osa¬ 
ma bin Laden im Fokus, ist die Gefahr 
heute metastasiert, nicht nur bezüglich 
neuer Akteure. Die Angst vor „islamis- 
tischer Bedrohung“ ist weit in bundes¬ 
deutsches Alltagsbewusstsein, in unser 
Leben vorgedrungen. Auch die Mobi- 
lisierungs- und Wahlerfolge von Pegida 
und ihrem parlamentarischen Arm AfD 
zeugen davon. 

Wissend, dass der massenhaften 
Feindbildproduktion und -propaganda 
allein mit Aufklärung nicht beizukom¬ 
men ist, wie wir bereits 2005 schrieben, 


bleibt uns trotzdem nichts anderes, als 
aufzuklären. Blicken wir also genauer 
auf den nützlichen Feind IS & Co., auf 
seine Konstruktion, seine Konstrukteu¬ 
re, seinen Nutzen, seine Nutznießer - mit 
dem Ziel, mehr Klarheit zu schaffen, was 
Terrorismus genau ist und wie man ihn 
wirkungsvoller als derzeit üblich be¬ 
kämpfen kann. 

Jens Wernicke sprach mit dem 
deutsch-palästinensischen Politologen 
Imad Mustafa über Hintergründe und 
Ursachen der Politisierung und teilwei¬ 
sen Radikalisierung im Islam und des 
wachsenden antimuslimischen Rassis¬ 
mus, aber auch über Chancen der Ko¬ 
operation jenseits von Vorurteilen, Ras¬ 
sismus und Angst. „Ob es um die Kölner 
Silvesternacht geht, um die Flüchtlings- 
frage, um Integrationsprobleme oder um 
Terrorgefahr durch Islamisten, immer 
wird in der politischen Diskussion und 
der medialen Berichterstattung Alteri- 
tät konstruiert, d.h. die Matrix von Vor¬ 
stellungen von uns und den Anderen, die 
nur allzu oft an weitverbreitete, tief in 
der europäischen Geschichte wurzelnde 
anti-islamische, anti-arabische, rassisti¬ 
sche Ressentiments anschließt“, schreibt 
Salvador Oberhaus eingangs seines Bei¬ 
trages. „Dieses binäre Denken privile¬ 
giert fast immer eine Seite, so dass ,der 
Andere 4 als das Negative des Ersten er¬ 
scheint.“ Am Beispiel des „Deutschen 
Djihad“ im Ersten Weltkrieg zeigt er u. a., 
welche fatalen realpolitischen Folgen ein 
völlig falsch konstruiertes Bild von Islam 
und Orient damals hatte. Joachim Guil- 
liard analysiert in seinem Beitrag „Ter¬ 
ror made bei NATO“ konkret an den 
Fallbeispielen Irak und Syrien nicht das 
Phänomen eines zunehmenden „islamis- 


Generation Allah 

Rezension zum Buch von Ahmad Mansour 


Als die Hamas im August 1988 in ihrer 
Charta schrieb, sie begreife sich als Teil 
einer weltumspannenden Bewegung, 
klang das gelinde gesagt absurd. Knapp 
30 Jahre später wissen wir, dass islami¬ 
scher Fundamentalismus tatsächlich ein 
globales Problem ist. „Und schon lange 
ist klar, dass wir auch in Deutschland 
von der Gefahr des islamischen Radi¬ 
kalismus betroffen sind“, schreibt der 
in Berlin lebende und in Israel gebore¬ 
ne palästinensische Psychologe Ahmad 
Mansour in seinem Buch „Generation 
Allah - Warum wir im Kampf gegen re¬ 
ligiösen Extremismus umdenken müs¬ 
sen“. 

Die Frage, mit der Mansour sich be¬ 
schäftigt: Wieso fühlen sich in Europa 


aufgewachsene, sozialisierte, gebildete 
und ausgebildete Jugendliche von sol¬ 
chen reaktionären Ideen so angezogen, 
dass sie bereit sind, dafür alles aufzu¬ 
geben? Der Psychologe versucht in sei¬ 
nem Buch Antworten auf diese Frage zu 
geben. Und auch auf die Frage, was zu 
tun sei, um die Jugendlichen von diesem 
Weg abzubringen. 

Der wohl bemerkenswerteste Satz 
des Buches lautet: „Wir haben es hier 
nicht mehr mit Migranten zu tun, son¬ 
dern mit deutschen Jugendlichen.“ Ihr 
und Wir, solange dieses Schema nicht 
passe sei, werde immer wieder neu der 
Grundstein für die Radikalisierung ge¬ 
legt, so der Autor. „Diese Jugendlichen 
sind Teil unserer Gesellschaft - und des¬ 
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tischen Terrorismus“, sondern wie ver¬ 
schiedenste bewaffnete Kampfgruppen 
mit islamistischer Ideologie derart wach¬ 
sen und sich verbreiten konnten. Klaus 
von Raussendorff informiert, wie im 
heutigen internationalen Diskurs Islam¬ 
gelehrte selber über den takfiristischen 
Terrorismus diskutieren. Klaus Wagener 
argumentiert in „High-Tech-Terroristen“, 
wie der Repressionsapparat des Imperi¬ 
alismus im „Global War on Terror“ sei¬ 
ne ultimative Form gefunden hat: das 
anonyme, automatisierte, ferngesteuer¬ 
te Mordprogramm. Der Politikwissen- 
schaftler und Friedensaktivist Rudolph 
Bauer gibt Denkanstöße, wie der verro¬ 
henden und lähmenden Dominanz des 
Militärischen begegnet werden kann. Zu 
dem Zweck versucht er Ordnung in das 
begriffliche Chaos in der Debatte über 
Terrorismus zu bringen, wirbt für ein 
tieferes Verständnis seiner kolonialen/ 
postkolonialen Vorgeschichte sowie sei¬ 
ner aktuellen Entstehungsbedingungen. 
Vor diesem Hintergrund sei erkennbar, 
dass der Terror in Ländern des Südens 
zur politischen Destabilisierung dient 
und ablenkt von den Aufgaben der po¬ 
litischen Umgestaltung. Sein Fazit: „Der 
Krieg gegen den Terror gebiert nur neu¬ 
en Terror? Die Bekämpfung des Terroris¬ 
mus mit militärischen Mitteln sei daher 
ein Fehler. Für die Friedensbewegung 
steht er sechs Schlussfolgerungen zur Po¬ 
sitionierung zur Diskussion. Im letzten 
Beitrag des Schwerpunktes macht Dirk 
De Block, Stadtrat der belgischen Par¬ 
tei der Arbeit in Brüssel, vor dem Hin¬ 
tergrund seiner Arbeitserfahrungen im 
Brüsseler Vorort Molenbeek Vorschläge 
zur Bekämpfung dschihadistischer Ra¬ 
dikalisierung von Jugendlichen vor Ort. 


Nicht direkt zum Schwerpunkt, aber 
in den höchst aktuellen Kontext nationa¬ 
ler Befreiung von imperialistischer Vor¬ 
herrschaft gehören auch die sehr anre¬ 
genden Beiträge von Priscilla Metscher 
über James Connolly, die erweiterte Klas- 
senpolitik und den irischen Osterauf¬ 
stand von 1916, der übrigens zeitgleich 
in der Zeitschrift der Londoner Marx- 
Memorial-Library „Theory & Struggle“ 
erscheint, sowie „Ein anderer Weg für 
Griechenland“ von Andreas Wehr. 

Klärende Diskussionen anregen wer¬ 
den hoffentlich auch die erfrischend an¬ 
deren Anmerkungen des linken Krimi¬ 
nologen Michael Stiels-Glenn zu den 
Vorgängen in der Kölner Silvesternacht 
2015 und die grundsätzliche, metho¬ 


dische Kritik des US-amerikanischen 
Historikers und Kommunisten Ro¬ 
ger Keeran an dem Ende 2014 auf den 
deutschen Büchermarkt geschmissenen 
Buch „Chruschtschows Lügen“. In ihm 
untersucht der US-amerikanische Li¬ 
teraturwissenschaftler Grover Furr die 
„wirkmächtigste Rede des 20. Jahrhun¬ 
derts“, Chruschtschows Geheimrede im 
Rahmen des XX.Parteitages der KPdSU 
1956. LoG 

Marxistische Blätter 2_2 016, Der nütz¬ 
liche Feind: IS & Co, 152 Seiten, 9,50 
Euro, erhältlich bei Neue Impulse Ver¬ 
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halb sind auch ihre Probleme und die 
Herausforderung, vor die sie uns stellen, 
Teil unserer Gesellschaft.“ 

Offiziellen Schätzungen zufolge sind 
bislang etwa 700 junge Männer und 
Frauen aus Deutschland in den Dschi¬ 
had gezogen. Mansour hält diese Zahl 
für sehr niedrig gegriffen: „Man muss 
momentan mindestens von einer Zahl 
zwischen 1 500 und 1 800 ausgehen. 
Auch die Zahl der Salafisten ist gestie¬ 
gen. Sie liegt derzeit meiner Einschät¬ 
zung nach bei etwa 10 000 Menschen. 
Das sympathisierende Umfeld ist aber 
noch um ein Vielfaches höher.“ 

Der Autor nennt sechs Gründe für 
diese Entwicklung: 1. das gestiegene 
Selbstbewusstsein dieser Gruppe, die 
in der Lage sind, ihre Vorstellungen of¬ 
fen zu artikulieren, 2. Zunahme der Be¬ 
deutung von Religion, 3. die politische 
Situation in den muslimisch geprägten 
Herkunftsländern der Familien der Ju¬ 
gendlichen, 4. Ausgrenzung durch die 
weiße Mehrheitsgesellschaft, 5. gezielte 
Missionierung durch die Regierungen 
der muslimisch geprägten Länder, und 
in Verbindung damit 6. die gestiegene 
Anzahl fremd finanzierter radikaler 
Prediger. 

Mansour teilt den islamischen Fun¬ 
damentalismus in drei Gruppen ein: 
ganz oben El Kaida und IS, Boko Ha¬ 
ram (Nigeria) und Al Shabaab (Soma¬ 
lia) sowie Hamas und Hisbollah. In der 
Mitte die Muslimbrüder und das Islam¬ 
verständnis des türkischen Staatspräsi¬ 
denten Recep Tayyip Erdogan, der über 
den Verband DITIB, die deutsche Sek¬ 
tion der Türkischen Religionsbehörde 
DIB (Präsidium für Religionsangele¬ 
genheiten), besagte Missionierung be¬ 
treibt. Wie auch die Muslimbrüder von 
Ägypten oder Katar oder die Salafisten 
von Saudi-Arabien aus. 

Das Fundament aber, auf dem die¬ 
ses Konstrukt fußt, bilden laut Mansour 
„diejenigen, die ich Generation Allah 
nenne ... sie bilden die Basis für den 
Radikalismus, und diese Basis ist breit.“ 

Vielfach wird der Zusammenhang 
zwischen dem „friedlichen“ und dem 


„politischen“ Islam, also den friedlich 
vor sich hin betenden Geistlichen und 
Gläubigen einerseits, und den radikalen 
Salafisten oder gar den Gotteskriegern 
andererseits, bestritten. Mansour hinge¬ 
gen sieht in den reaktionären Inhalten, 
die in vielen (bei weitem nicht allen) 
Moscheen ganz friedlich vermittelt wer¬ 
den, in der teilweise sehr rückständigen 
Weitsicht der zumeist älteren Muslime 
und in den daraus resultierenden rest¬ 
riktiven (Familien)Traditionen und -ge- 
setzen den Boden, auf dem die Bereit¬ 
schaft wächst, sich radikalen Predigern 
anzuschließen und schlussendlich in den 
Dschihad zu ziehen. Gepaart mit dem 
Gefühl, ausgeschlossen zu sein, keine 
Perspektive zu haben und der Erwar¬ 
tung, im Kalifat endlich „anzukommen“. 

Das deckt sich mit Erfahrungen aus 
Prozessen gegen heimgekehrte Gottes¬ 
krieger. So sagte z.B. im Wiener „Isla- 
misten-Prozess“ ein Angeklagter aus, 
ausschlaggebend für den Entschluss 
nach Syrien zu reisen sei gewesen, dass 
seine Burka-tragende Freundin vielen 
Anfeindungen ausgesetzt gewesen sei. 
Die junge Familie habe gehofft, dass 
im Kalifat ein Leben nach ihren Vor¬ 
stellungen möglich sei. Ähnliches sagte 
auch eine junge österreichische Musli¬ 
ma aus, die sich auf den Weg nach Syrien 
gemacht hatte. 

Natürlich ist nicht im Umkehr¬ 
schluss jede Muslima und jeder Mus¬ 
lim eine Schläferin oder ein verkappter 
Gotteskrieger. Aber zu behaupten, der 
radikale Fundamentalismus habe nichts 
mit dem Islam zu tun, ist ungefähr so 
logisch, wie zu behaupten, Exorzismus 
habe nichts mit dem Katholizismus zu 
tun. 

Mansour fordert, dass Integration 
eine Aufgabe für staatlich und weltlich 
ausgebildete Pädagoglnnen und Sozial¬ 
arbeiterinnen sein sollte, die allerdings in 
diesen Fragen besser ausgebildet werden 
müssten. Ihnen müsste im Rahmen des 
Studiums Wissen über den Islam vermit¬ 
telt werden. Ebenso müssten sie Lösun¬ 
gen bei der Radikalisierung von Jugend¬ 
lichen parat haben. Dabei müsste seiner 


Ansicht nach der Islam kritisiert werden 
dürfen. Das reaktionäre Frauenbild, Ra¬ 
dikalisierung, Ehrenmorde und Antise¬ 
mitismus müssten klar verurteilt werden. 
Allerdings ohne pauschal alle Muslime 
auszugrenzen, so der Psychologe. 

Mit der Ausbildung hapert es aller¬ 
dings noch gewaltig. „Transkulturelle 
Kompetenz ist das Zauberwort.“ Ei¬ 
gentlich gar nicht so zauberhaft, schon 
gar kein Mysterium. Etwas genauer 
hingucken würde oft schon reichen. So 
beschreibt Mansour Begegnungen mit 
Pädagoginnen und Pädagogen, die von 
einem extrem hohen Anteil „Türken“ 
in ihren Klassen sprachen. Mansours 
Nachfrage ergab, dass von „türkisch¬ 
stämmig“ die Rede war. Das waren al¬ 
lerdings nur zwei von angeblich 28. Die 
anderen 26 hatten einen libanesischen, 
palästinensischen, bosnischen oder 
marokkanischen Hintergrund. Einige 
Missverständnisse wären der betrof¬ 
fenen Lehrerin erspart geblieben, z.B. 
Verwirrung über den islamischen Fas¬ 
tenmonat Ramadan, der nicht in allen 
muslimischen Ländern gleichzeitig be¬ 
gangen wird. 

Solche Nachlässigkeiten, aus Be¬ 
quemlichkeit oder schlicht Desinteres¬ 
se, führten dazu, dass die Jugendlichen 
sich zu dieser Gesellschaft nicht zugehö¬ 
rig fühlten, so der Autor, dem die Frage 
„Wie lange wollen Sie denn in Deutsch¬ 
land bleiben?“ bei der Grenzkontrolle 
am Flughafen durchaus geläufig ist. 

Das Buch bietet keine Patentrezep¬ 
te für das geschilderte Problem, son¬ 
dern Denkanstöße für alle, die interes¬ 
siert sind an einer bunten, vielfältigen 
Gesellschaft. Ein „must read“ für alle 
Menschen, die beruflich mit Jugendli¬ 
chen zu tun haben, egal welcher Nati¬ 
onalität oder mit welchem ethnischen 
Hintergrund. Denn längst nicht alle Ju¬ 
gendlichen, die sich auf den Weg ins IS- 
Kalifat nach Syrien machen, haben fa¬ 
miliäre Wurzeln in muslimisch gepräg¬ 
ten Ländern. Birgit Gärtner 

Ahmad Mansour: Generation Allah, S. 
Fischer, Frankfurt 2016,271 S., 19,99 Euro 
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Kommunist als Kinoheld 

Jay Roach erinnert mit „Trumbo“ an die US-Kommunistenparanoia 


Z ugegeben, es gibt politischere Fil¬ 
me. Hollywood und der Kommu¬ 
nismus, das ist eine komplizierte 
Sache. Bis heute. Und wären wir Kom¬ 
munisten nicht so schwach, vielleicht 
gäbe es nicht einmal diesen Film. An re¬ 
aktionären, religiös-fanatischen Eiferern 
mangelt es auch heute nicht. Einer von 
ihnen, Ted Cruz, bewirbt sich gerade für 
das Präsidentenamt. 

Regisseur Matthew Jay Roach, frü¬ 
her eher bekannt für Austin-Powers-Fil- 
me oder schlichte Komödien vom Kali¬ 
ber „Meine Braut, ihr Vater und ich“, ist 
bislang nicht gerade durch analytische 
Ernsthaftigkeit aufgefallen. Möglicher¬ 
weise haben die Krise und die wenig 
erbaulichen politischen Realitäten der 
letzten Obama-Jahre ihn veranlasst, sich 
mit umstrittenen Personen der US-Ge- 
schichte zu befassen. Aber einen leib¬ 
haftigen Kommunisten entstehen zu 
lassen, von dem man erfährt, was ihn 
bewegt und antreibt und was das spezi¬ 
fisch Kommunistische seines Denkens 
ausmacht und warum es dieses Denken 
auch und gerade in „Gods own Coun- 
try“ gibt, das wäre denn doch wohl ein 
bisschen arg viel verlangt. Und so wird 
aus dem Kommunisten Dalton Trumbo 
posthum ein American Hero. Der FAZ 
ist selbst das schon zu viel. 

Immerhin. Ein American Hero, der 
nicht im John-Wayne- oder Sylvester- 
Stallone-Stil zynisch-stupide grinsend 
auf selbstgeschossenen Leichenbergen 
steht, sondern in der Badewanne oder 
am Schreibtisch sitzend an seinen Texten 
feilt und völlig unkorrekt Whisky säuft 
und Kette raucht. Und der dazu noch, 
warum auch immer, das Stigma „Com- 
mie“ mit sich herumträgt. Aber immer¬ 
hin einer, der sich - klassisch - gegen alle 
Widerstände zum Sieg kämpft, zum ver¬ 
söhnlichen, altersmilden Happy End in¬ 
klusive glücklicher Sonnenscheinfamilie. 

„Trumbo“ gibt uns einen Einblick 
in die Zerstörung der glamourös-heilen 
Welt des US-Kinos durch den Kalten 
Krieg. Ein Blick durch die Brille eines 
seiner Erfolgreichsten. Der Drehbuch¬ 
autor Dalton Trumbo (Bryan Cranston) 


galt Ende der 1930er und in den frühen 
1940ern als einer der bestbezahlten Au¬ 
toren Hollywoods. Die (immer fragile) 
Anti-Hitler-Koalition, das taktisch be¬ 
grenzte gemeinsame Interesse von SU 
und USA, die Bedrohung durch die fa¬ 
schistischen bzw. militaristischen Ach¬ 
senmächte zu zerschlagen, machte in 
Hollywood auch Kommunisten akzep¬ 
tabel. Zeitweise. 

Kommunisten standen nicht nur 
in der Roten Armee, sondern in vielen 
Staaten in vorderster Front gegen einen 
brutalen Faschismus, der nahezu ganz 
Europa überrollt und zu seiner Macht¬ 
basis gegen die SU und, nicht ganz so ge¬ 
plant, auch gegen Großbritannien/USA 
geformt hatte. Der aufopferungsvolle 
Kampf der Kommunisten, die im Ge¬ 
gensatz zu den rassisch Verfolgten indi¬ 
viduell in der Regel durchaus eine ande¬ 
re Wahl gehabt hätten, nötigte vor allem 
der Intelligenz einigen Respekt ab. Wer 
intellektuell etwas auf sich hielt, kam am 
Kommunismus nicht vorbei. 

Die Kalten Krieger in FBI, OSS & 
Co. und vor allem die Hearst-Presse 
wussten natürlich ihren zeitweilig ver- 
ordneten Antifaschismus von jenem der 
„Premature Anti-Fascists“ zu unterschei¬ 
den, also jenen Antifaschisten, die schon 


vor Pearl Harbor beispielsweise in der 
Lincoln-Brigade gegen Franco gekämpft 
hatten. Letztere waren natürlich kommu¬ 
nistische Verräter. Wer also gegen Richt¬ 
hofens „Legion Condor“ bei Guernica 
gekämpft hatte, war ein Schurke, wer ge¬ 
gen die Luftflotte 4 desselben Richtho¬ 
fen und desselben Hitler bei Stalingrad 
kämpfte, war ein Held. Zumindest zeit¬ 
weise. 

Dieses Moralkonzept verfocht die 
US-Meinungsindustrie, im Film perso¬ 
nifiziert durch die militant antikommu¬ 
nistische Klatschkolumnistin Hedda 
Hopper (brillant: Helen Mirren), nach 
Churchills Fulton-Rede (5. Mai 1946) in 
einer radikalisierten Variante. Dem Auf¬ 
stieg zur „Einzigen Weltmacht“ stand nur 
noch die Sowjetunion im Weg. Und mit 
ihr das vom deutschen Faschismus uner¬ 
ledigt gelassene Problem des Roten Ok¬ 
tober. Nun hatte man die Bombe. Eine 
Art nuklearer Peacemaker. Damit würde 
man der Commies schon Herr werden. 

Was also dringend gebraucht wurde, 
war panikartige Kriegsstimmung. Nicht 
einfach nach den ausgelassenen Sieges¬ 
feiern in New York, London und Paris 
und einem nach Stalingrad zunehmend 
sympathisch erscheinenden „Uncle Joe“. 
Die Zeit der Hoppers und McCarthys 


war gekommen. Die hysterisch-antikom¬ 
munistische Feindbildproduktion star¬ 
tet zu ungeahnten Höhenflügen. „The 
second red scare“, die zweite rote Angst 
(die erste, von Alexander Mitchell Pal¬ 
mer und John Edgar Hoover gesteuerte, 
versetzte das Land von 1917 bis Anfang 
der 1920er in Ausnahmezustand) hatte 
begonnen. 

Die CPUSA war denkbar weit ent¬ 
fernt von einer Machtübernahme, die 
SU großflächig zerstört und bar jeder 
Angriffsmittel. Die inmitten der Kriegs¬ 
zerstörung unzerstörten, atomar gerüste¬ 
ten und praktisch unangreifbaren USA 
repräsentierten 50 Prozent der globalen 
Wirtschaftskraft. Ein Angriff auf sie er¬ 
schien nachgerade absurd. Also mussten 
Vorgänge im Ausland, welche die USA 
eigentlich nichts angingen, die chinesi¬ 
sche Revolution, der Koreakrieg, die 
Etablierung sozialistischer Regierungen 
in Osteuropa, und innenpolitisch die 
Spionagephobie im Zusammenhang mit 
der sowjetischen Atombombe herhal¬ 
ten. Ethel und Julius Rosenberg bezahl¬ 
ten diese Panikmache mit ihrem Leben. 
Nur diese Hysterie machte es möglich, 
dass jemand so harmloses wie ein Hol¬ 
lywood-Stückeschreiber als Staatsfeind 
Nummer Eins für eine globale Super¬ 
macht erscheinen konnte. 

„Trumbo“ verrät uns von diesen Hin¬ 
tergründen wenig bis nichts. Wir sehen 
stattdessen das ruhige Leben einer US- 
amerikanischen Oberschichtfamilie. In 
diese Idylle bricht, mehr oder weniger 
aus heiterem Himmel, der Ausschuss 
für unamerikanische Umtriebe und Mc¬ 
Carthys Government Operations Com¬ 
mittee ein. Der ebenso großmäulige wie 
alkoholsüchtige „Tail Gunner Joe“ Mc¬ 
Carthy war das ideal-skrupellose Werk¬ 
zeug seiner Hintermänner in Politik, 
Geheimdiensten und militärisch-indus¬ 
triellem Komplex. Unter dem enormen 
Druck der Mediendenunziatoren wie 
Hedda Hopper und anderen knickten 
selbst ehemalig Freunde der als „Hol¬ 
lywood Ten“ bekannten angeklagten 
Filmschaffenden ein. Andere, wie John 
Wayne, Robert Taylor oder Ronald Re¬ 


agan von der Motion Picture Alliance, 
brauchen vom antikommunistischen 
Kreuzzug nicht erst überzeugt werden. 
Die elitäre Theoretikerin des „rationa¬ 
len Egoismus“ Ayn Rand (Alissa Sinow- 
jewna Rosenbaum) brachte es 1947 in ih¬ 
rem „Pamphlet for the Alliance“ auf den 
Punkt: „Der Zweck der Kommunisten in 
Hollywood ist es nicht, politische Filme 
zu drehen, die offen den Kommunismus 
propagieren. Ihr Zweck ist, unsere Moral 
mit nichtpolitischen Filmen zu zersetzen, 
indem sie kleine beiläufige Teile von Pro¬ 
paganda in unschuldige Geschichten ein¬ 
bauten. “ Hunderte dieser „Moralzerset¬ 
zer“ kamen auf die Schwarze Liste. Nicht 
sehr viele hatten die Möglichkeit wie die 
Stückeschreiber, sich dem persönlichen 
Ruin unter einem Decknamen zu ent¬ 
ziehen. Es gelingt Regisseur Roach und 
vor allem Helen Mirren, zumindest eine 
Ahnung von diesem repressiven Klima 
zu vermitteln. 

Wie viele Kommunisten wandert 
auch Dalton Trumbo nach 1945 in den 
Knast und auf die Schwarze Liste. Nach 
Jahren elender Zeilenschinderei für B- 
Movies bei King Brothers Productions 
gelang 1960 mit Kirk Douglas 4 (Dean 
0‘Gorman) Film „Spartacus“ und Otto 
Premingers 4 (Christian Berkel) „Exo¬ 
dus“ der Durchbruch. Der Name Trum¬ 
bo stand wieder auf den Plakaten. 

Wir wollen die Verdienste von Dou¬ 
glas und Preminger, auch Kennedy soll 
geholfen haben, nicht schmälern. Aber 
ganz so einfach war es nicht. Es war der 
Sputnik-Schock (1957), der die Lage ra¬ 
dikal änderte. Die SU hatte die Wasser¬ 
stoffbombe und die notwendigen Trä¬ 
germittel. Die USA waren nun tatsäch¬ 
lich verwundbar. Die Politik des Großen 
Knüppels funktionierte nicht mehr. Die 
Hoppers und McCarthys durften auf die 
Reservebank (bis sie unter Reagan und 
nach 1989 als Neocons ein Comeback fei¬ 
erten). Die Kennedys und Brandts konn¬ 
ten zwischenzeitlich ein bisschen „mehr 
Demokratie wagen“ und Menschen wie 
Dalton Trumbo ein bisschen rehabilitie¬ 
ren. 

Klaus Wagener 



Hedda Hopper (Helen Mirren) klatscht Trumbo (Bryan Cranston) nieder. 


Ein Dokument der Zensur 

Zu Siegfried Lenz' Roman aus dem Nachlass „Der Überläufer", der in der jungen Bundesrepublik nicht erscheinen durfte 


Der Wehrmachtssoldat Walter Pros- 
ka, auch als „Assistent des Gewissens“ 
(298) bezeichnet, fährt vom Heimatur¬ 
laub im masurischen Lyck 1944 an die 
zusammenbrechende Ostfront. Der Zug 
wird von Partisanen gesprengt und statt 
an der Front findet sich Proska, der die 
Sprengung als einziger überlebt, an ei¬ 
nem Stützpunkt für ein Kommando 
wieder, das die Bahnstrecke bewachen 
soll, aber mit sechs Mann und einem 
Unteroffizier auf verlorenem Posten ge¬ 
gen die Partisanen steht. Proska erlebt 
konzentriert auf engstem Raum und 
in einer kleinen Einheit, zusätzlich ab¬ 
geschieden durch bedrohliche Sümpfe, 
den barbarischen Krieg ebenso wie den 
menschenverachtenden Drill der Wehr¬ 
macht im Zeichen des „nationalistischen 
Ressentiments“ (238). Es ist bei Rokitno 
und den Rokitno-Sümpfen, die 1943/44 
von Partisanen beherrscht werden; der 
deutsche Vormarsch ist Niederlagen und 
Flucht gewichen. Nach schrecklichen 
Verbrechen - unter anderem wird ein 
Pfarrer von einem deutschen Korporal 
hinterrücks erschossen - läuft Proska zur 
Roten Armee über und kämpft auf ih¬ 
rer Seite, dabei in einer gespenstischen 
Szene den eigenen Schwager als Gegner 
erschießend, handelnd, wie er glaubte 
„handeln zu müssen“. 

Nach Kriegsende wird er von der Roten 
Armee in der Sowjetischen Besatzungs¬ 
zone als Bürgermeister eingesetzt. Als er 
die stalinistischen Säuberungsaktionen 
spürt und sich bedroht meint, geht er in 
den Westen. Während er in der sowjeti¬ 
schen Besatzungszone erlebte, wie um 
sozialistische Positionen gerungen und 
dabei Fehler gemacht wurden, erlebt er 
in der westlichen Besatzungszone - kon¬ 
zentriert auf einer Anzeigentafel - eine 


Rückkehr zu einer Alltäglichkeit, als wä¬ 
ren nie die Verbrechen der Nazis gewesen. 
Nur ihm begegnet die Vergangenheit: „... 
am Rande der Tafel hing eine Anzeige“, 
seine Schwester sucht nach ihrem Mann. 
Er schreibt den Brief, mit dem der Ro¬ 
man beginnt. Aber der kommt am Ende 
als „nicht zustellbar“ zurück. Die Vergan¬ 
genheit ist nicht abzuschließen; sie war es 
1952 nicht und sie ist es heute nicht. 

Lenz nutzte geschickt eine Möglich¬ 
keit, um die Schrecken des Krieges mit 
den Schönheiten des Lebens, beson¬ 
ders der Natur, zu kontrastieren: Er ver¬ 
schränkte Elemente der Spannungslite- 
ratur, des Kriminalromans für die Be¬ 
schreibung von Angst, Schrecken und 
Tod, teils bis zur Kolportage getrieben, 
mit der epischen Breite atmosphärischer 
Beschreibungen, wie sie von realistischen 
Romanciers des 19. Jahrhunderts gepflegt 
wurden. So findet Proska eine über¬ 
schwänglich beschriebene schöne Land¬ 
schaft vor. Aber in dieser Schönheit lau¬ 
ert der Tod. Der Stützpunkt, „die Festung 
hieß ,Waldesruh“ 4 ist eine insulare Welt; 
ein weiterer Gegensatz entsteht: Fast wie 
ein Wunder und neben der Kriegsrealität 
spielt sich eine Liebesgeschichte ab, die 
mythische Züge bekommt. Wanda trägt 
nicht nur die Urne ihres Bruders mit sich, 
die sich als Aufbewahrungsbehälter von 
Dynamitpatronen herausstellt - Wanda 
erscheint wie eine moderne Pandora -, 
sondern sie wird in überhöhter Figura¬ 
tion mit „rotem Haar“ und „grünblauen 
Augen“ beschrieben und bekommt da¬ 
mit Attribute, wie sie Hexen, Nymphen 
oder Göttinnen besitzen. Das Verhältnis 
zwischen dieser überhöhten Gestalt, die 
als Partisanin auch Proskas Gegnerin ist, 
und dem um sein Leben bangenden und 
kämpfenden Soldaten wird zu einer Pa¬ 


rabel für die Möglichkeit und Wirklich¬ 
keit des Lebens, sogar sprachlich wird sie 
pathetisch abgehoben, die beschreibende 
Prosa geht, einen Liebesakt gestaltend, 
in lyrische Versatzstücke über. Wenn 
Wanda, deren Bruder Proska als Gegner 
erschossen hat, ein Kind von Proska er¬ 
wartet, verwandte Lenz das gleiche Sta¬ 
fettenprinzip der Wiederkehr des Lebens 
wie Anna Seghers in ihrem Roman „Die 
Toten bleiben jung 44 . Das als „Lovestory“, 
die „sentimental“, „sogar schmalzig“ sei, 
abzutun (Ulf Heise, „Freie Presse“ vom 
10.3.) ist bösartig oder verständnislos, in 
jedem Fall aber geschmacklos. An die 
Seghers erinnert auch anderes bei Lenz, 
so wenn er Personifizierungen vornimmt 
wie „Der junge Vormittag saß ahnungslos 
über dem Sumpf, mit vergnügter Torheit 
rieb er die Landschaft heiter 44 . Eine Paral¬ 
lele findet sich in der Eröffnung der Seg- 
hers-Erzählung „Aufstand der Fischer 
von St. Barbara 44 in der der Aufstand auf 
dem Marktplatz saß und „ruhig an die 
Seinigen“ dachte. 

Ein anderes Gestaltungelement ist 
ebenfalls überzeugend: Lenz baut die 
Gesamthandlung in eine Rahmenhand¬ 
lung ein, die mit dem Probanden Proska 
beginnt, ihn also am Leben sieht und so 
von Beginn an das Interesse auf dieses 
Überleben in aussichtsloser Situation 
richtet. Proska trägt Züge seines Schöp¬ 
fers, der wurde 1926 in Lyck geboren und 
auch er desertierte kurz vor Kriegsende. 
Im Roman selbst wird der Gegensatz 
von Leben und Tod nochmals ins Bild 
gebracht durch den dauernden Kampf 
zwischen dem Oberschlesier Jan Zwi- 
czosbiren und einem riesigen Hecht, der 
eine ähnliche Bedeutung bekommt wie 
Hemingways Erzählung „Der alte Mann 
und das Meer“, die fast gleichzeitig ent¬ 


stand. Lenz 4 Erzähltechnik hat zudem 
eine Hemingway vergleichbare Qualität. 
In der Binnenhandlung wird ein weite¬ 
rer Rahmen gebaut, denn die Handlung 
beginnt mit einem Zug, der in die Luft 
gesprengt wird, und kurz vor dem Ende 
bringt ein Zug Kriegsgefangene zurück, 
darunter Zwiczosbirski. 

Leser aus der DDR kennen solche 
Themen, ob aus „Die Toten bleiben 
jung 44 oder Gedichten Erich Weinerts, ob 
aus Dokumentationen zum „National¬ 
komitee Freies Deutschland“, von dem 
Überläufer dringend erwünscht wur¬ 
den, oder oft zitierten Einzelschicksa¬ 
len. Die Fronteinsätze der Schriftsteller 
Willi Bredel und Erich Weinert waren 
hinlänglich bekannt, in denen sie an vor¬ 
derster Front zum Überlaufen aufgeru¬ 
fen hatten. Aufregungen wie über Alfred 
Anderschs „Die Kirschen der Freiheit“ 
hat es nie gegeben; denn Überläufer wa¬ 
ren in der DDR anerkannte Gegner des 
faschistischen Krieges. In der Bundes¬ 
republik wurde erst 1998 begonnen, die 
Deserteure des Zweiten Weltkrieges zu 
rehabilitieren. Es dauerte bis 2002, ehe 
sich diese Haltung offiziell durchgesetzt 
hatte, ohne dass sie zum Bestandteil der 
Tagespolitik geworden ist. 

Lenz 4 Roman ist tatsächlich eine 
Sensation: Einmal wegen des Themas, 
obwohl man das durch die DDR-Li- 
teratur hätte kennen können, aber vor 
allem wegen des Schicksals, denn der 
Roman wurde nach seiner Beendigung 
1951 vom Verlag Hoffmann und Campe 
nicht gedruckt. Man folgte einer Selbst¬ 
zensur, die keine staatliche Auflage be¬ 
nötigte, sondern das gesellschaftliche 
Tabu, mit dem der Faschismus belegt 
wurde, verinnerlicht hatte. Mit seinem 
Thema des Überläufers - Lenz hatte 


sich zu diesem Titel nach einer ersten 
Überlegung „... da gibt 4 s ein Wiederse¬ 
hen“ entschlossen - hatte er gegen die¬ 
se praktizierte Übereinkunft verstoßen; 
er wusste, dass er keine Chance mit der 
Wahrheit hatte. Die Erstausgabe liefert 
dieses Wissen nach mehr als 60 Jahren 
mit und dokumentiert es. Es ging nicht 
nur um den aufbrechenden Kalten Krieg, 
wenn der Roman in der zweiten, gründ¬ 
licheren Fassung, die jetzt vorliegt, mit 
scharfen Worten vom Lektor Otto Gör- 
ner zurückgewiesen wurde, sondern es 
ging auch um die Aufrechterhaltung des 
Ehrbewusstseins der Wehrmacht und der 
Nazis, die stolz auf ihre Taten waren und 
die in der jungen Bundesrepublik überall 
wieder am Wirken waren. 

Es ist ein bezeichnender Vorgang, 
der verdeutlicht, wie in der alten Bun¬ 
desrepublik eine ebenso wirksame Zen¬ 
sur herrschte wie man sie der DDR gern 
unterstellt. Nur es war noch schlimmer: 
Diese Zensur war eine Selbstzensur in 
vorauseilendem Gehorsam. Während 
sich DDR-Verleger und -Lektoren oft 
selbstlos vor die Werke stellten und da¬ 
bei manches erreichten - es ließen sich 
Dutzende Beispiele aufzählen -, wussten 
die westdeutschen Lektoren und Verla¬ 
ge ziemlich genau, was man von ihnen 
erwartete, und viele hielten sich daran, 
ohne dass ein einziges Machtwort ge¬ 
sprochen werden musste. Die damali¬ 
ge Verurteilung des Romans wird wei¬ 
tergeführt, wenn eine aktuelle Kritik 
des Lenz-Romans überschrieben wird 
„Kitsch und schiefe Bilder“ (Ulf Heise) 
und mit solchem Titel mehr Skandal als 
objektive Kritik ist. Rüdiger Bernhardt 

Siegfried Lenz: Der Überläufer. Hoff¬ 
mann und Campe, 368 S., 25.- Euro 
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Internationaler Frauentag 2016 

Dort kämpfen wo das Leben ist 



Hamburg 

„Die Emanzipation der Frau wie die des 
ganzen Menschengeschlechtes wird aus¬ 
schließlich das Werk der Emanzipation 


der Arbeit vom Kapital sein. Nur in der 
sozialistischen Gesellschaft werden die 
Frauen wie die Arbeiter in den Vollbe¬ 
sitz ihrer Rechte gelangen“ 


1910 beantragte die hier zitierte Clara 
Zetkin zusammen mit anderen Frauen 
auf der sozialistischen Frauenkonferenz 
in Kopenhagen, in allen beteiligten Rän¬ 
dern einen Frauentag durchzuführen. 

Seit 1922 findet dieser Internationa¬ 
le Frauentag am 8. März statt. Die DKP 
Hamburg hat in diesem Jahr schon am 
6. März zu einer politischen Kulturver¬ 
anstaltung eingeladen in der sie sich mit 
Frauen in Arbeitskämpfen beschäftigte. 
Inhaltlich ging es zum einen um die Si¬ 
tuation von Arbeitsmigrantinnen, die in 
privaten Haushalten angestellt sind, zum 
zweiten wurde über die Arbeitsbedin¬ 
gungen in den Krankenhäusern berich¬ 
tet. Zum Einstieg wurde der Trailer des 
Dokumentarfilms „Dringend gesucht - 
Anerkennung nicht vorgesehen. Haus¬ 
angestellte erstreiten sich ihre Rechte“ 
gezeigt. Der Film begleitet zwei Hausan¬ 
gestellte, die vor Gericht ziehen, um ihre 
Rechte gegenüber ihren Arbeitgebern 
einzuklagen. Und er zeigt Aktivistinnen 
in Amsterdam, die öffentlich Anerken¬ 
nung und Rechte einfordern und dafür 
die Organisation United Migrant Dome¬ 
stic Workers gegründet haben. Fast alle 
Mitglieder sind Hausangestellte ohne 
Papiere. Ein Beitrag zur gesellschaftli¬ 
chen Diskussion um Arbeit in privaten 
Haushalten. 

Wir hatten eine der Regisseurinnen 
zu Gast, die auf die Entstehung des Films 
einging. 

Im zweiten Teil der Veranstaltung 
ging es um die Situation in den Kranken¬ 
häusern. Kolleginnen aus dem Gesund¬ 
heitsbereich berichteten aus ihrem All¬ 
tag und ihren Erfahrungen. Benachteiligt 
sind Frauen oft bei den Vertragslaufzei¬ 
ten und sie leiden öfter unter Stellenstrei¬ 
chungen in den Krankenhäusern. Eine 
Kollegin schilderte sehr eindrucksvoll die 


Alltagshürden einer Schwangerschaft. 
Dass der Arbeitsdruck zu Entsolidarisie- 
rung führt, wurde auch hier bestätigt. Um 
so wichtiger ist es im Gesundheitswesen 
für mehr Personal zu kämpfen. Hervorge¬ 
hoben wurde der Kampf der Kolleginnen 
der Charite Berlin um Mindestpersonal¬ 
bemessungen. Hier sind Ansätze zur Ver¬ 
besserung unserer Febensbedingungen, 
für die wir gemeinsam kämpfen müssen. 

Abgerundet wurde dieser Sonntag¬ 
nachmittag durch die manchmal nach¬ 
denklich und manchmal kämpferischen 
Fieder einer Sängerin, die sonst im Duo 
Sokugayu auftritt, an diesem Tag aber al¬ 
leine mit ihrer Gitarre zu ihren Fiedern 
spielte. 

Norbert Noreik 

Mörfelden-Walldorf 

Am Sonntag gewählt - und am internati¬ 
onalen Frauentag auf der Straße. 

Die neu gewählten Stadtverordne¬ 
ten der DKP/Finke Fiste Mörfelden- 
Walldorf, verteilten rote Nelken und 
überbrachten Grüße zum Internationa¬ 
len Frauentag. In vielen Kindereinrich¬ 
tungen, den Rathäusern, zahlreichen 
Geschäften oder im Altenhilfezentrum, 
schauten die Vertreter der DKP/FF vor¬ 
bei. Es gab kurze Gespräche, Glück¬ 
wünsche zum gestärkten Einzug ins 
Parlament, es wurde gelacht und etli¬ 
che Frauen warteten schon auf den „ro¬ 
ten Blumengruß“, denn seit Jahren ist es 
eine feste Institution, am 8. März sind die 
örtlichen Mitglieder der DKP/FF in der 
Stadt unterwegs. 

Dietmar Treber 

Essen 

Wahrlich kein leichtes Thema, das der 
Essener Frauenarbeitskreis bei seiner 
diesjährigen Revue zum Internationalen 
Frauentag präsentierte. Es ging um die 
jahrhundertelange Verfolgung und Dis¬ 
kriminierung der Roma, angefangen vom 
Mittelalter, über die Vernichtung in Kon¬ 
zentrationslagern in der Zeit des Faschis¬ 
mus, bis zum heutigen Tag, wo mit der Er¬ 
klärung der Balkanstaaten zu sicheren 
Herkunftsländern ein weiterer trauriger 


Höhepunkt der Verfolgung zu verzeich¬ 
nen ist. Sie werden abgeschoben in Rän¬ 
der, in denen sie unter verheerenden Be¬ 
dingungen zu überleben versuchen. Die 
Febenserwartung einer Rom-Frau in Ser¬ 
bien liegt zwischen 48 und 58 Jahren. 

Kann man zu diesem Thema eine 
Revue machen, nach der das Publikum 
nicht deprimiert, sondern kämpferisch 
und motiviert nach Hause geht und bei 
der sogar herzhaft gelacht werden darf? 
Den Essener Frauen ist das gelungen. 
Immer wieder wurde die Schwere des 
Themas gebrochen durch ironisierende 
Sketche und satirische Einlagen. Es wird 
sich lustig gemacht über den Spießbür¬ 
ger, der das Bild der „Schönen Zigeune¬ 
rin“ über dem Sofa hängen hat ebenso 
wie über die Sängerin Alexandra, die in 
den 70er Jahren ihren „Zigeunerjungen“ 
anschmachtete - ein gutes Beispiel für 
den romantisierenden Antiziganismus. 
Sehr interessant ist auch das Referat 
über die Musik der Roma, ohne deren 
Einfluss es z.B. den andalusischen Fla¬ 
menco, den jüdischen Klezmer oder den 
ungarischen Czardas so nicht geben wür¬ 
de. 

Aber auch der Umgang mit Flücht¬ 
lingen im Allgemeinen wird in der Re¬ 
vue bissig thematisiert und beißend ana¬ 
lysiert. So wird in einer „Heuchelshow“ 
aufgedeckt, wie unter dem Deckmantel 
von „Gleichberechtigung“, „Ahnungslo¬ 
sigkeit“ oder „Expertenmeinung“ seitens 
der Politik gelogen und geheuchelt wird, 
was das Zeug hält. 

Es war ein hochinteressanter und 
informativer, aber auch unterhaltsa¬ 
mer und amüsanter Nachmittag, was die 
knapp 200 Zuschauerinnen mit begeis¬ 
tertem Beifall belohnten. 

Barbara Kuprat 

Pinneberg 

„Frauenrechte und Asylrecht sind Men¬ 
schenrechte ... und nicht weniger!“ 
war das Veranstaltungsthema des DGB 
Kreisverbandes Pinneberg, des ver.di Be¬ 
zirk Pinneberg - Steinburg, der IG Metall 
Unterelbe und des GEW Kreisverbandes 
Pinneberg. 



Mörfelden-Walldorf 
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Aktionen 
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Berlin 


Referentinnen waren Bettina Jür- 
gensen aus Kiel, vom zentralen ver.di- 
Arbeitskreis „Offensiv gegen Rassismus 
und Rechtsextremismus“, Aktivistin der 
Frauenbewegung und Dana Gora aus 
Wedel vom GEW-Landesausschuss „Mi¬ 
gration, Diversität und Antidiskriminie¬ 
rung“. 

Die kulturellen Beiträge kamen von 
Jane Zahn, Kabarettistin und Sängerin. 

Bettina Jürgensen vermittelte histo¬ 
rische Zusammenhänge zur Einführung 
des Internationalen Frauentages, zur an¬ 
haltenden Diskriminierung von Frauen, 
zu ihrer kämpferischen Rolle in Streik¬ 
kämpfen und den Kampf gegen jede 
Form des Sexismus. 

Dana Gora stellte die zahlreichen He¬ 
rausforderungen, Schwierigkeiten aber 
auch Erfolge beim Erlernen der deut¬ 
schen Sprache durch Flüchtlinge und 
Asylbewerber dar, auch mögliche Zu¬ 
kunftschancen. Zu ihrem Vortrag entwi¬ 
ckelte sich eine lebhafte Diskussion. 

Jane Zahn forderte Mitdenken bei 
ihren kritischen Texten, die vielfältige 
Probleme und Herausforderungen für 
Frauen beschrieben, aber auch befrei¬ 
endes Lachen ermöglichten, wenn es um 
Verhalten, kluges Agieren bei manchen 
Episoden ging, die vielen im Saal nicht 
unbekannt waren. Ihre Lieder vermitteln 
aber auch Zuversicht, z.B. wenn es darum 
geht, Rassismus und Ausländerfeindlich¬ 
keit zu bekämpfen. 

Die Veranstaltung hatte ein politisch 
sehr anspruchsvolles Programm, die Be¬ 
sucherinnen und Besucher zeigten durch 
den Beifall, dass der DGB nach vielen 
Jahren Abstinenz von Frauentagsveran¬ 
staltungen einen guten Neustart organi¬ 
siert hat. 



Berlin 


gemeinsam gesungenen Lied „Brot und 
Rosen“. 

Die Anwesenden haben Mut zum 
Kämpfen getankt, das wird angesichts 
der politischen Herausforderungen ge¬ 
braucht. 

Heinz Stehr 

Aktionen vor Berliner 
Krankenhäusern 

„Schrittmacher“-Verteilung vor dem 
Haupttor des Virchow-Krankenhauses 
in Berlin Wedding: Die Verteilerinnen 
berichten, dass in eineinhalb Stunden 
alle Blumen und 600 Betriebszeitungen 
der DKP an die Frau gebracht wurden. 
Auch an anderen Toren und Standorten 
der Charite wurden Blumen und Zeitun¬ 
gen verteilt und zwar mit gutem Erfolg. 


Der DGB-Vorsitzende Peter Brandt 
dankte den Referentinnen und der Mo¬ 
deratorin mit roten Rosen, passend zum 



Alle Kräfte sammeln 

Erinnerung an Peter Gingold 



D a sich im März 2016 der Ge¬ 
burtstag des im In- und Ausland 
bekannten Frankfurter Anti¬ 
faschisten und Kommunisten Peter 
Gingold zum 100. Mal jährt, luden die 
Ettie-und-Peter-Gingold-Erinnerungs- 
initiative und die Vereinigung der Ver¬ 
folgten des Naziregimes - Bund der 
Antifaschistinnen und Antifaschis¬ 
ten (VVN-BdA e.V.) Frankfurt am 
13. März von 11-13 Uhr zu einer Ma¬ 
tinee in das Haus Gallus in Frankfurt 
am Main ein. 

An der Veranstaltung nahmen gut 
500 Freunde, Genossen, Mitkämpfer 
und Verwandten von Peter Gingold teil. 
Diese Veranstaltung hat neben vielen 
Anwesenden auch mich sehr gerührt 


und dazu motiviert in seinem Sinne wei¬ 
ter zu kämpfen. 

Das Haus Gallus war voll, der Haus¬ 
meister musste weitere Stühle organisie¬ 
ren. Der obere Rang war ebenso besetzt, 
der ein oder andere konnte nur noch auf 
der Treppe einen Platz finden. 

Mathias Meyers eröffnete die Feier 
und stellte das Programm vor. Er nann¬ 
te alle Unterstützer und Sponsoren, 
die diese Veranstaltung mittrugen und 
auch finanziell unterstützt haben. Bru- 
ni Freyeisen und er sind Mitglieder der 
Etti- und-Peter-Gingold-Erinnerungs- 
initiative und waren letzten Endes die 
maßgeblichen Organisatoren, denen wir 
es zu verdanken haben, dass diese Feier 
in diesem Rahmen stattfinden konnte. 


Die jungen Musiker der Klezmer- 
Band „Tacheles & Schmu“ spielten zwi¬ 
schen einzelnen Beiträgen traditionelle 
und neuere jiddische Partisanenlieder. 
(Das Gründungsmitglied Joscha ist Sohn 
von Silvia Gingold). Zwischen den ein¬ 
zelnen Beiträgen sahen wir zudem kur¬ 
ze dokumentarische Filmbeiträge von 
Philipp Teubner aus einem Interview, 
anhand derer wir uns zurückerinnern 
konnten, wie lebendig Peter immer wie¬ 
der erzählte und uns aufrief wachsam zu 
sein, in Bewegung zu bleiben, sich zu or¬ 
ganisieren und dabei aber auch frohen 
Mutes bleiben sollen. Er erzählte von 
seiner Familie, seinem Leben, seiner 
Frau Etti und seiner Arbeit als Wider¬ 
standskämpfer und Kommunist, bei der 
sein Leben immer wieder bedroht war. 

Elke Sautner (SPD), Stadträtin 
der Stadt Frankfurt, sprach im Namen 
des Oberbürgermeisters Feldmann ein 
Grußwort an die Familie und alle An¬ 
wesenden. Sie berichtete, dass 1991 Pe¬ 
ter und Ettie Gingold mit der Johanna- 
Kirchner-Medaille der Stadt Frankfurt 
am Main für ihren Widerstand gegen die 
NS-Diktatur ausgezeichnet wurden. Am 
12. Dezember 2004 wurde ihm in Berlin 
von der Internationalen Liga für Men¬ 
schenrechte die Carl-von-Ossietzky- 
Medaille verliehen. Sie betonte, dass es 
wichtig sei, dass seine Erfahrungen und 
Kenntnisse weiter gereicht werden müs¬ 
sen. Außerdem wurde in FFM die Anne- 
Frank- Begegnungsstätte gebaut, die ein 
Erfolg von Peter Gingold sei. 

Im Anschluss sprach Ulrich Schnei¬ 
der, Generalsekretär der Internationa¬ 
le Föderation der Widerstandskämpfer 
(FIR). Er erzählte über Peters Emi¬ 
gration als jüdischer Kommunist. Pe¬ 
ter hatte in Frankreich früh Interesse 
an politischer Arbeit gewonnen, weil er 
die Missstände und Ungerechtigkeiten 
erkannte und den Zusammenhang der 
faschistischen Politik. 

Zusammenfassend betonte Ulrich 
Schneider, dass Peter immer sagte, dass 
die Faschisten nicht stärker gewesen 
seien. Alle Gegner hätten sich zu einer 
Einheitspartei zusammenfinden müs¬ 
sen. Die Menschen damals konnten die 
Faschisten nicht einschätzen, sie hatten 
keine Erfahrung. Heute allerdings weiß 
man sehr wohl um die Gefahren. Peter 


würde heute dafür kämpfen, dass sich 
alle Kräfte sammeln, um gegen Rechts 
vorzugehen und uns auffordern mitzu¬ 
gehen. 

Ein sehr bewegender Augenblick 
und absolute Ruhe trat ein, als der Bru¬ 
der Siegmund Gingold, Jahrgang 1922 
gemeinsam mit Anne Jolet die Bühne 
betrat. Das Sprechen fiel im schwer, aber 
es war ihm wichtig uns daran zu erinnern 
niemals aufzugeben. Nie wieder Faschis¬ 
mus - Nie wieder Krieg! Er zog Paralle¬ 
len von 1933 zu heute und wiederholte 
die Parole der Französischen Revoluti¬ 
on: Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit 
(französisch Liberte, Egalite, Fraterni- 
te). Er rief auf für eine bessere Welt zu 
kämpfen. 

Anne berichtete von der Zeit, die sie 
mit Peter in Paris verbrachte. Sie zitierte 
ihn: „Das Leben ist kurz, es gibt viel zu 
tun. Ihr müsst in Bewegung bleiben, ihr 
müsst euch organisieren.“ 

Sie appellierte auch mit den Flücht¬ 
lingen respektvoll und menschlich um¬ 
zugehen. Der Antikommunismus sollte 


endlich ein Ende haben, denn der Kapi¬ 
talismus werde weitere Kriege mit sich 
bringen. 

Die vierköpfige Musikgruppe 
„Grenzgänger“ stellte Lieder aus dem 
Widerstand vor. So spielten sie das Lieb¬ 
lingslied von Sophie und Hans Scholl 


„Schließ Aug’ und Ohr“ und Hanns Eis¬ 
lers und Bertold Brechts „Einheitsfront¬ 
lied“, zu dem viele Anwesende mitsan¬ 
gen. 

Als Esther Bejarano, Vorsitzende 
des Ausschwitz-Komitees in der BRD, 
die Bühne betrat, wurde es wieder au¬ 
genblicklich still in der großen Halle. 
Sie hatte Peter, ihrem Freund, zu sei¬ 
nem 100. Geburtstag einen Brief ge¬ 
schrieben, den sie vortrug. Bewegend 
und rührend, zuweilen heiter und herz¬ 
lich authentisch. 

Juri Czyborra, Enkel von Etti und 
Peter, überlegte sich, dass es im Zeital¬ 
ter der vielen Handys, Smartphones und 
Nutzer mit ihren unendlichen Möglich¬ 
keiten, für jede Gelegenheit Apps run¬ 
terladen zu können, dass es eine Peter- 
Gingold-App geben sollte, die den Ju¬ 
gendlichen und anderen Nutzern den 
richtigen Weg zeigen sollte. 

Peter Christian Walter, VVN - BdA, 
hielt das Schlusswort, in welchem er die 
Arbeit und Unterstützung von Mathi¬ 
as Meyers und Bruni Freyeisen betonte 


und sich herzlich bedankte, ohne deren 
Fleiß es diese Matinee nicht gegeben 
hätte. 

Alle Akteure sammelten sich zum 
Schluss auf der Bühne und sangen ge¬ 
meinsam ein Lied mit Esther. 

Martina Lennartz 
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Du hast uns an die Hand genommen 
und die Schönheit des Lebens gezeigt. 

Wir haben mit Dir gesungen, 
das machte unser Leben reich. 

Wir lernten von Dir den Faschismus hassen, 
und träumten von einer besseren Zeit. 

Lange wollten wir mit Dir noch kämpfen 
für ein Leben in Frieden und ohne Leid. 

Nach einem Leben voller Liebe und Fürsorge entschlief unsere 
geliebte Mama und Schwiegermama, Oma und Uroma und Genossin 

27.9.1928 - 13.3.2016 

Wir sind traurig. 

Kinder, Enkel und Urenkel 

Die Trauerfeier zur Urnenbeisetzung findet am Freitag, den 24.03.2016 
um 10.00 Uhr in der Andachtshalle des Friedhofes Hagen-Haspe statt. 





17 . - 20 . 
März 
2016 


Leipziger 

Buchmesse 


Besucht uns am UZ-Stand: 
Halle 5, Stand Nr. E405, 
Messegelände Leipzig 


Ich danke allen, die anlässlich meines 70. Geburtstags 
an mich gedacht haben. 

Walter Herbster, Solingen 



www.uzshop.de . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel: 0201 - 177889-23, Fax: -28 


wir wollen eure Mäuse! 


Süße Mäuse, selbst gehäkelt, 
zur Unterstützung des UZ-Pressefestes! 
Ca. 11 cm hoch, grau oder hellbraun. 
Je Stück 5,- Euro + 2,- Porto. 
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Geraer Bücherfrühling 2016 

Gespräche über Kuba 
Buchvorstellung und Diskussion 
mit Hans Modrow 



positiom 

□ 

z 1 

•5 


OEM KLASSENSTANDPUNKT 



DEIM SOZIALISTISCHES 

T 1 

feiÜÜl 

jUGEUOMAGAZIH 

“ 1 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 


Über Monate führten der Journalist Volker Hermsdorf aus Ham¬ 
burg und der ostdeutsche Politiker Hans Modrow intensive Ge¬ 
spräche, in deren Zentrum die karibische »Insel der Hoffnung« 
stand. »Amboss oder Hammer« gibt einen Teil davon wieder. 

Das Buch ist zugleich Zeitdokument, Momentaufnahme und eine 
wertvolle Informationsquelle. Im Rückblick auf seine Kuba-Erfah¬ 
rungen der letzten 45 Jahre reflektiert Modrow immer auch die 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede in der Entwicklung Kubas 
und der DDR. Gemeinsam analysieren die Autoren den gegen¬ 
wärtigen Aktualisierungsprozess des kubanischen Sozialismus. 

Eintritt frei (Über eine Spende für unsere Solidaritätsprojekte 
würden wir uns freuen) 

5. April 2016,17.00 Uhr 

Stadt- und Regionalbibliothek Gera, Puschkinplatz 7 

www.cuba-si-gera.de 


Grundlagenschulungen an der Karl-Liebknecht-Schule 

Die Grundlagenschulungen an der Karl-Liebknecht-Schule 
in Leverkusen richten sich an die Leitungsmitglieder und 
weitere interessierte Genossinnen der Grundorganisatio¬ 
nen der DKP. 

• 9./10. April 2016: Seminar zur Organisationspolitik. 

Neben den Organisationsprinzipien der DKP soll vor allem 
praktische Hilfestellung für die Gruppenarbeit vermittelt 
werden. Behandelt werden u. a. Politikentwicklung, Aktions¬ 
tätigkeit und Bildungsarbeit der Gruppen sowie die Arbeit 
mit der UZ und Fragen der Buchhaltung/Kassierung. Es re¬ 
ferieren Wera Richter, stellvertretende Vorsitzende der DKP, 
und Klaus Leger, Bundeskassierer der DKP. 

• 26. - 29. Mai und 1.-4. Oktober: Einführungskurse: 

„Die Grundlagen unserer Politik (nicht nur) für Anfänger" 
zu den Themen: 

• Marxistische Philosophie * Politische Ökonomie * 
die Lehre vom Klassenkampf * 

• Und vor allem: Warum wir uns mit dieser Theorie 
beschäftigen und wie wir sie in organisierte Politik 
umsetzen * 

Es Es referiert Jürgen Lloyd, 

Leiter der Karl-Liebknecht-Schule. 

Weitere Informationen und Anmeldung unter: 
http://www.karl-liebknecht-schule.org, 
kls@karl-liebknecht-schule.org, Tel: 0214/45418 
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Frühling in der Toskana. Unser 
kleiner Biohof nähe Meer hofft 
auf nette Helfer/innen bei den 
Frühlingsarbeiten. 
www.toskana-biohof.de 
E-Mail: imogen.guben@online.de 


Toskana, nah am Meer 




Ckchof im Olivenhäin r 
weitet Blick, Stille; 
große helle Zimmer; 
viele gute Bücher, 
Haus oder FläLsctien; 
kinderparadie*. 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Die Zentrale Bildungskommission der DKP lädt alle 
Bildungsverantwortlichen und Interessierten ein zum 

bundesweiten Vorbereitungsseminar für den 

kommenden Bildungsschwerpunkt 2016: 

Wie überwinden wir den Kapitalismus? 
Zur Strategie und Taktik der DKP 

Programm 

1. Grundlagen unserer antimonopolistischen Strategie 

2. Workshops 

a. Wie gestalte ich einen Bildungsabend zum Bildungs¬ 
schwerpunkt? 

b. Welche Bedeutung hat die antimonopolistische Strategie 
für die kommunistische Bewegung heute? 

c. Antimonopolistische Strategie oder Transformations¬ 
strategie? 

Sonntag, 3. 4. 2016,10 -16 Uhr im Frankfurter Gewerk¬ 
schaftshaus, Wilhelm-Leuschner-Straße 69 - 77, 

60329 Frankfurt am Main. 

Anmeldung sowie weitere Informationen unter 
www.dkp-hessen.de/bildungskommission 


FÄUSTELS ANTIQUARIAT 
BÜCHER & PLATTEN &&& 



Antiquar]uL Ehäs^i 1 Str. 8a Baun - Bad (itHJöl)tr^ 

(Einfahrt Fa, Härter)/Ll-Hahn WnnrerslrJ Kn* 612 
Frfilay 13— 18 & SamMuy 12— 16 l lir& inidii Vereinbarung 


Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs¬ 
kerzen. Anfrage bei: Imkerei 
Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 

\_2 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Wir gratulieren unserer Genossin 

Ilse Witthuhn 

ganz herzlich zum 80. Geburtstag. 

Ein langes und bewegtes Leben liegt hinter Dir. Diese Jah¬ 
re waren nicht nur mit der Erziehung Deiner Kinder ausge¬ 
füllt. Als Kommunistin hast Du viele Aufgaben übernom¬ 
men, die Du mit Freude und Leidenschaft ausgeführt hast. 
Du sagtest uns vor Jahren, die Partei hat mich geprägt, mir 
Kraft und Selbstbewustsein gegeben. 

Friedensarbeit - Pionierarbeit - Elternarbeit - Zusammen¬ 
arbeit mit den Christinnen für den Frieden - waren nur 
einige Aufgaben in Deinem Leben. 

Liebe Ilse, wir wünschen Dir noch manches Jahr mit den 
Kindern und besonders mit Deinen Enkelkindern, und 
auch weiterhin Freude an Deinem Hobby, der Malerei. 
Vielen Dank für alles. 

Deine Genossinen und Genossen der DKP Bremen 


Danke... 

Für die UZ-Anzeigen, die Mails, die Anrufe, 
Karten und Geschenke. 

Die große solidarische Feier gibt Kraft! 
Klarer Kurs und immer ein Handbreit 
Wasser unter dem Kiel! 

Rote Grüße Heinz Stehr 


r 
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1591 $ 1685 *■ 1759 * 1839 
Fom. Heimes^Müller 
57392 Schmallenberg-Grafschaft 
Tel. 02972/97800 - Fox 02972/97 8097 

1591 425 Jahre 2016 

Arbeit und Familie 


Peter im Speyer war die erste Generation von vierzehn. 
Bis 1808 waren wir Leibeigene der Klostergrafschaft. 

So wohnten und arbeiteten im Hause Bäcker, Brauer, 
Brenner, Bauern, Schmiede, Holzhändler und Gastwirte. 
Männer und Frauen waren abwechselnd Hofbesitzer. 
Heute sind unsere Tätigkeitsfelder Hotel-Restaurant 
und Obstbrennerei. So bieten wir im Jubiläumsjahr ein 
monatlich wechselndes Menue an. 

Als Zugabe gibt es einen süßen Abschluss oder Kaffee aus 
Medebach oder einen Hausbrand Apfel-Birne. 

Irmgard und Hans-Georg Müller 


Restaurant: Dienstag Ruhetag 
Wir freuen uns auf Siel Gasthof-Heimes-Team 
w ww. q ast h of-h e i m es .de 


SUCHE / BIETE: 

Biete 1/2 Praxissitz für Psychotherapie (VT) in Frankenberg, Nord¬ 
hessen. Viele mittlere bis größere Betriebe, keine strukturschwa¬ 
che Region, Mentalität: nett und verbindlich, aber spießig. DIE 
LINKE ist im Kreistag. 35 km bis Marburg. Reichlich Neuanmel¬ 
dungen pro Woche. Wünsche mirfortschrittliche/n Nachfolger/in, 
Genossinnen bevorzugt. Fon: 0157 808 99 103 


XXL Internationale 

Rosa Luxemburg 

Konferenz 

Beiträge u.a. von: 

Sahra Wagenknecht, Esther Bejarano, Alpidio Alonso 
Grau, Aydin £ubuk$u, Gerardo Hernändez, 

Natascha Strobl, Alexej Markow, Mumia Abu-Jamal, 
Tino Eisbrenner. 

Podiumsdiskussion mit: 

Esther Bejarano, Ellen Brombacher, Lena Kreymann 
und Arnold Schölzel (junge Welt) 

Verlag 8. Mai GmbH, Broschüre, zahlr. Illustrationen, 

76 Seiten, 3,90 € 

Bestellungen auch unter: www.rosa-luxemburg-konferenz.de/broschuere-bestellen 




U l ,*^^fn1oreich steuern 


st b-Tftaff nhe r £ «e 


vv ww 






























































Freitag, 18. März 2016 


m 


unsere zeit 


Anzeige / Termine / Impressum 


Termine zum Ostermarsch 2016 



Fluchtursachen erkennen 
Verantwortliche benennen 

Kriegsursachen 

beseitigen! 

Rüstungsexporte stoppen 
Atomwaffen ächten 

Zivile Lösungen 
schaffen! 


SONNTAG, 20. MÄRZ 


Potsdam 

15. Potsdamer Ostermarsch „Für eine friedliche und 
sozial gerechte Welt“, Auftakt: 14 Uhr, Luisenplatz vor 
dem Brandenburger Tor, anschl. Demo durch die In¬ 
nenstadt. 


FREITAG, 25. MÄRZ 


Chemnitz 

27. Chemnitzer Ostermarsch 2016, Eröffnungsveran¬ 
staltung: 10 Uhr, Neumarkt (vor dem Rathaus), 10.30 
Uhr. 

Dortmund 

Mahngang von der Kirchhörder Straße zum Mahnmal 
für die Opfer der Karfreitag-Morde (politische Gefan¬ 
gene und Widerstandskämpfer) im April 1945 in der 
Bittermark,Treffpunkt: 14.30 Uhr, Eingang Bittermark 
an der Kirchhörder Straße. 

Gronau 

Ostermarsch Gronau 2016 „Für eine friedliche und 
atomkraftfreie Zukunft-Urananreicherung und Waf¬ 
fenexporte sofort stoppen!“,Start: 12 Uhr, Urananrei¬ 
cherungsanlage (UAA) Gronau, Röntgenstr.4, (als Auf¬ 
takt der NRW-Ostermärsche). 

Stuttgart 

Auftakt des Ostermarsch BaWü 2016 vor dem 
AFRICOM in S-Möhringen, Fotoaktion, 12 Uhr, Plieni- 
gner Straße 150. 


SAMSTAG, 26. MÄRZ 


Berlin 

Berliner Ostermarsch 2016 „Krieg ist Terror! Damit 
muss Schluss sein!“, Auftakt: 12 Uhr, Hermannplatz 
(Bln-Neukölln), anschl. Demo zur Abschlusskundge¬ 
bung. 

Bielefeld 

Ostermarsch Ostwestfalen-Lippe 2016 in Bielefeld 
(Themen: Krieg in Syrien mit dem Bundeswehreinsatz, 
Flüchtlingsfrage, Verbot von Rüstungsexporten), Auf¬ 
takt: 12 Uhr, Kesselbrink (am „grünen Würfel“), anschl. 
Demo durch die Innenstadt. 

Bremen 

Ostermarsch in Bremen 2016 „Gegen jeden Krieg Ge¬ 
meinsam für Frieden und eine neue Entspannungs¬ 
politik“, Auftakt: 11 Uhr, Hauptbahnhof, anschl. Demo 
durch die Innenstadt. 

Duisburg 

Ostermarsch Ruhr 2016 „Fluchtursachen erkennen - 
Verantwortliche benennen - Kriegsursachen beseiti¬ 
gen! Rüstungsexporte stoppen, Atomwaffen ächten, 


zivile Lösungen schaffen!“, 1.Tag: Auftakt in Duisburg, 

10.30 Uhr, Kuhstraße/Ecke Kuhlenwall. 

Düsseldorf 

Ostermarsch Rheinland 2016 in Düsseldorf „Flucht¬ 
ursachen erkennen - Verantwortliche benennen - 
Kriegsursachen beseitigen! Rüstungsexporte stop¬ 
pen, Atomwaffen ächten, zivile Lösungen schaffen!“, 
Auftakt: 14 Uhr, Hbf. Düsseldorf. 

Gummersbach 

Ostermarsch Oberberg 2016 „Fluchtursachen erken¬ 
nen. Verantwortliche benennen. Kriegsursachen be¬ 
seitigen!“, Auftakt: 11 Uhr, am alten Bahnhof in (GM-) 
Niederseßmar. 

Hannover: 

Ostermarschaktion 2016 „Kriege stoppen - Fluchtur¬ 
sachen beseitigen - geflüchtete Menschen aufneh¬ 
men!“, ab 11.30 Uhr, Steintor. 

Heilbronn/Stuttgart 

Gemeinsame Zugfahrt zum Ostermarsch BaWü 2016 
in Stuttgart,Treffpunkt, Hbf. Heilbronn, (fahrt mit BW- 
Ticket),VA: Heilbronner Friedensbüro 

Kiel 

Ostermarsch Kiel 2016 „Fluchtursachen erkennen- 
Kriegsursachen beseitigen!“, Auftaktkundgebung: 11 
Uhr, Asmus-Bremer-Platz (Kl-Vorstadt). 

Düsseldorf/Köln: 

Auftaktveranstaltung in Köln zum Ostermarsch Rhein¬ 
land 2016 in Düsseldorf „Fluchtursachen erkennen, 
Verantwortliche benennen, Kriegsursachen beseiti¬ 
gen! Rüstungsexporte stoppen, Atomwaffen ächten, 
zivile Lösungen schaffen!“, 12-13 Uhr, Bahnhofsvor¬ 
platz, anschl. gemeinsame Zugfahrt nach Düsseldorf 
zum Ostermarsch Rheinland. 

Leipzig 

Ostermarsch 2016 in Leipzig,10-14 Uhr, Nikolaikirchhof. 

München 

Ostermarsch 2016 in München „Für eine Welt ohne 
Krieg, Ausbeutung und Rassismus“, Auftaktkundge¬ 
bung: 11 Uhr, Stachus. 

Münster: 

Oster-Friedensradtour 2016 „Ostern für den Frieden“, 

13.30 Uhr, Ausstaffieren der Fahrräder am Schloßplatz, 
14 Uhr, Start der Friedensfahrradtour durch Münster. 

Saarbrücken 

Ostermarsch Saar 2016 „Aufstehen für den Frieden! 
Gegen Krieg und Terror!“, Auftakt: 11 Uhr, Demo ab 
Johanneskirche, anschl. Demo durch die Innenstadt. 

Stuttgart 

Ostermarsch BaWü 2016 in Stuttgart „Fluchtursache 
Krieg bekämpfen! Kriegseinsätze sofort beenden!“, 
Auftakt: 12 Uhr, Karrierezentrum der Bundeswehr (vor¬ 
mals Kreiswehrersatzamt). 


SONNTAG, 27. MÄRZ 


Essen/Bochum 

Ostermarsch Ruhr 2016 „Fluchtursachen erkennen, 
Verantwortliche benennen, Kriegsursachen beseiti¬ 
gen!“, 2.Tag: Fahrradetappe von Essen nach Bochum, 
Auftakt: 9.30 Uhr, Willy-Brandt-Platz. 

Frankfurt (Oder) 

Ostermarsch 2016 in Frankfurt/Oder,Start: 14 Uhr, Frie¬ 
densstele Am Anger (Themen: Fluchtursachen, Flücht¬ 
linge). 


MONTAG, 28. MÄRZ 


Bochum/Dortmund 

Ostermarsch Ruhr 2016 „Fluchtursachen erkennen, 
Verantwortliche benennen, Kriegsursachen besei¬ 


tigen!“, 3. Tag, Demo von BO nach DO; 10 Uhr, Frie¬ 
densgottesdienst, Ev. Kirche Bo-Werne; Auftakt: 11 Uhr, 
Brühmannhaus, Kreyenfe Id Straße. 

Büchel 

Ostermarsch 2016 in Büchel „Stopp der atomaren Auf¬ 
rüstung in Deutschland und weltweit!“, Start/Beginn: 
14 Uhr, im Gewerbegebiet Büchel, anschl. Demo um 
den Fliegerhorst. 

Frankfurt 

Ostermarsch Frankfurt 2016 „Fluchtursachen beseiti¬ 
gen - Menschenrechte umsetzen“, dezentrale Auftak¬ 
te und Sternmarsch: 10.30 Uhr, Rödelheim, Bahnhof. 

Hamburg 

Ostermarsch 2016 in Hamburg„Keine Bundeswehrein¬ 
sätze im Ausland - Syrieneinsatz beenden! Rüstungs¬ 
exporte stoppen! Flüchtlinge aufnehmen - Fluchtur¬ 
sachen bekämpfen!“, Auftakt: 12 Uhr, Bei der Erlöser¬ 
kirchejungestraße 7 (Berliner Tor). 

Kassel 

Kasseler Ostermarsch 20i6„Schluss mit Krieg und Ter¬ 
ror!“, Auftakt(e): Route i: 10.45 Uhr, Bebelplatz, 11.30 
Uhr, Gedenken am Mahnmal, Route 2:10.45 Uhr, Ha¬ 
litplatz (Ecke Holl.-/Mombachstraße). 

Krefeld 

Ostermarsch Krefeld 2016 mit dem Fahrrad Start/ 
Treffpunkt: 14 Uhr,Theaterplatz. 

Landshut 

Ostermarsch Landshut 2016, Auftaktkundgebung: 14 
Uhr, Rathaus, anschl. Demo durch die Innenstadt. 

Magdeburg/Haldensleben 

Autocorso zum Ostermarsch Sachsen-Anhalt 2016 in 
Haldensleben, Start: 9.30 Uhr, Domplatz; Fahrradtour 
von Magdeburg nach Haldensleben, Start: Magde¬ 
burg, Alter Markt ab 8 Uhr. 

Müllheim 

Ostermarsch 20i6„Fröhlich und entschieden: Für eine 
Welt in Frieden! in Müllheim: Für Frieden und sozialen 
Fortschritt! Für ein lebenswertes Dreyeckland in einer 
friedlichen Welt!“, Auftakt:i4 Uhr, Robert-Schumann- 
Kaserne. 

München/Schrobenhausen 

„Ostermarsch draußen 2016“, Friedenswanderung im 
Münchner Umland, zur Rüstungsfirma MBDA (Lenk¬ 
flugkörper, gehört zur Airbus Group) in Schrobenhau- 
sen,Treffpunkt: 10 Uhr, Hbf. München, Abfahrt: 10.04 
Uhr, Start in Schrobenhausen: 11.30 Uhr. 

Nürnberg 

35. Ostermarsch Nürnberg 2016 „Wir stimmen gegen 
Krieg“, Auftakt-Veranstaltung(en): 13.15 Uhr,Olof-Pal- 
me-Platz (Vorbereitung: Friedensinitiative Nbg-Nord- 
ost); 14 Uhr, Kopernikusplatz, (Nbg-Süd), anschl. Demo 
in die Innenstadt zur Abschlußkundgebung: vor der 
Lorenzkirche). 

Offenbach/Frankfurt: 

Ostermarsch 2016 in Offenbach (als Auftaktveranstal- 
tungfürden Ostermarsch Frankfurt), Auftaktkundge- 
bung:io Uhr, Stadthof, Aliceplatz (Rathaus), ab 11 Uhr. 

Romanshorn (CH) 

Bodensee-Ostermarsch (= Friedensweg) „Krieg äch¬ 
ten - Frieden schaffen“-Wer Waffen sät, wird Flücht¬ 
linge ernten!“, Start: 10.30 Uhr, Begrüßung, auf dem 
Bahnhofplatz. 

Sassnitz 

Rügener Osterspaziergang 2016, Auftakt: 10 Uhr, Mo¬ 
lenfuß, Sassnitzer Hafen,VA: Rügener Friedensbündnis 


Weitere Termine auf http://www.ostermarsch-info. 
de/ 


Termine@unsere-zeit.de 


Duisburg: „Wie umgehen mit der AfD?“ 
Vortrag und Diskussion mit Markus Bern¬ 
hardt, Autor der „jungen Welt“ und der 
„UZ“. Internationales Zentrum der Volks¬ 
hochschule, Flachsmarkt 15,19.00 Uhr. 


SO ★ 20. MÄRZ 


Hagen: Ehrung der März-Gefallenen. 
Treffpunkt Remberg-Friedhof, 11.00 Uhr. 

Dinslaken: Kranzniederlegung der DKP 
Kreis Wesel/Kleve und DKP Duisburg für 
die Opfer des Kapp-Putsches. Kommunal¬ 
friedhof an der B8 in Dinslaken, 12.00 Uhr. 


DO ★ 24. MÄRZ 


Fellbach: Bildungsabend der DKP zur 
marxistischen Krisentheorie. Lokal zom 
Schiller, Schillerstraße 24,18.00 Uhr. 

Wochenendseminar 
an der KLS 

„Ethik und Moral“, Wochenendse¬ 
minar an der Karl-Liebknecht-Schu- 
le, Leverkusen mit Hans Christoph 
Stoodt und Jürgen Lloyd. 19. und 
20. März 2016. Weitere Informati¬ 
onen und Anmeldung unter www. 
karl-liebknecht-schule.org 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehö¬ 
ren auch in die UZ! Bitte so schnell 
wie möglich, spätestens am Freitag 
eine Woche vor dem Erscheinungs¬ 
termin der entsprechenden Ausga¬ 
be der UZ, möglichst auch mit An¬ 
gabe desThemas der Veranstaltung 
an termine@unsere-zeit.de oder 
UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18, 
45127 Essen. 



Spenden für das 
UZ-Pressefest - 
Volksfest der DKP 


bitte auf folgendes Konto des DKP- 
Parteivorstands bei der GLS-Bank 
überweisen. 

IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 oi 
BIC: GENODEMiGLS 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 



Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 



Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* □vierteljährlich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bei SEPA Einzug möglich 


- EJ Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 
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„Ich komme zum 19. UZ-Pressefest, weil 
das größte Fest der Linken ein aufbau¬ 
ender Kontrast zum kapitalistischen All¬ 
tag ist. Während Krieg, Flucht und Ar¬ 
mut immer weiter um sich greifen, stehen 
das Pressefest und seine Besucher für 
eine Kultur des Widerstands. Ich freue 
mich insbesondere auf Debatten um die 
Perspektiven der Friedensbewegung, 
Musik von und für Aktivistinnen und 
den generationenüb er greifenden Aus¬ 
tausch über die Kämpfe unserer Zeit.“ 


Paul Rodermund , Bundesvorsitzender 
der SDAJ y Tübingen 


PapyRossa Verlag | Luxemburger Str. 202 | 50937 Köln 



Andreas Wehr 

DER KURZE GRIECHISCHE FRÜHLING 

Das Scheitern von SYRIZA und seine Konsequenzen 

Mit der Hinnahme des von Berlin durchgesetzten Spardiktats 
wurde nicht nur Syriza, sondern der gesamten europäischen Lin¬ 
ken eine schwere Niederlage beigebracht. In der Konsequenz 
hält Andreas Wehrein »demokratisches und soziales Europa« 
unter den Bedingungen des Euro und der EU für eine Illusion. 

191 Seiten - 13,90 Euro 



Jürgen Leibiger 
WIRTSCHAFTSWACHSTUM 

Mechanismen, Widersprüche und Grenzen 

Jürgen Leibiger zeigt, was Wachstum ist und worin seine Trieb¬ 
kräfte bestehen. Er erläutert, warum es im Kapitalismus stets 
krisenhaft verläuft und wie es sich verteilt. Sodann behandelt er 
die Grenzen des Wachstums und das Verhältnis von Wachstum 
und menschlicher Emanzipation. 

Basiswissen - 138 Seiten - 9,90 Euro 



Marcus Schwarzbach 
WORK AROUND THE CLOCK? 

Industrie 4 . 0 , die Zukunft der Arbeit & die Gewerkschaften 

Industrie 4.0 ist keine Science-Fiction, längst hält sie Einzug 
in die Betriebe. Neue Arbeitsweisen und Zwänge münden in 
die Frage: Entscheidet der Roboter oder der Mensch? Welche 
Anforderungen sich daraus für Gewerkschaften und Betriebs¬ 
räte ergeben, zeigt Marcus Schwarzbach. 




138 Seiten - 11,90 Euro 


Tel .:(02 21)44 85 45 | www.papyrossa.de | mail@papyrossa.de 


Systematisches Doping in der 
alten Bundesrepublik 

... und wie es vertuscht wird 


Nichts gegen ehrenwerte Kollegen, 
aber einige von haben sich auf das 
Thema Doping „spezialisiert“ und 
verdienten damit gutes Geld, denn 
über Doping in der DDR konnte man 
jeden Tag schreiben und fand meist in¬ 
teressierte Abnehmer. 


Genug der Vorrede und hin zum 
jüngsten Dopingfall: Die russische 
Tennisspielerin Maria Scharapowa - 
stellte man unlängst fest - hat sich mit 
Meldonium gedopt und muss demzu¬ 
folge mit einer Sperre von vier Jahren 
rechnen. Für die Ahnungslosen unter 
den Lesern: Diese Maria hatte von de¬ 
nen, für die sie Werbung betrieb, und 
das war eine stattliche Schar, nach 
behutsamen Schätzungen jährlich um 
die fünf Millionen Dollar kassiert. Da¬ 
mit soll Schluss sein, aber einer von 
diesen Konzernen - der nämlich, der 
ihre Schläger produziert - hat ange¬ 
kündigt, den Vertrag mit ihr zu verlän¬ 
gern. Der Firmenname ist dem Unter¬ 
nehmen selbst dann Werbung genug, 
wenn sie in Tennisstadien nur noch in 
der ersten Zuschauerreihe sitzt. Selbst 
Russlands Außenminister Lawrow, 
der doch von Konferenztisch zu Kon¬ 


ferenztisch hetzt, hatte noch Zeit ge¬ 
nug, nebenbei für die Tenniskünstlerin 
zu werben. 

Extrem anders liegt der Fall in 
Freiburg, das bekanntlich in der Bun¬ 
desrepublik liegt und wo die pil¬ 
lenschluckenden Stars faktisch den 


Schutz der Obrigkeit genießen. An¬ 
geblich, um ihre Schuld zu ermitteln 
hatte man dort eine Experten-Kom- 
mission gebildet, um aufzuklären, wer 
in der alten Bundesrepublik und den 
alten Bundesländern gegen die Do¬ 
pingregeln verstoßen hatte. 

Aber nun ist die Kommission über 
Nacht zurückgetreten. Eines der Mit¬ 
glieder, der Professor für Zell- und 
Molekularbiologie am deutschen 
Krebszentrum Heidelberg, Werner 
Franke, sprach Klartext: „Die Uni hat 
immer ein dreckiges Spiel getrieben. 
Sie hat Akten versteckt, in Landes¬ 
archiven, irgendwelchen Schränken 
oder in Privatwohnungen von Mitar¬ 
beitern. Da sind groteske Sachen pas¬ 
siert. Natürlich ist der Hintergrund, 
dass das volle Ausmaß der Dopingver¬ 
gangenheit nicht an die Öffentlichkeit 
gelangen soll.“ Eine Sportnachrichten¬ 


agentur dazu: „Der Fakt ist, dass der 
Sumpf in Freiburg tief ist und das gan¬ 
ze Ausmaß auch durch die Kommissi¬ 
onsarbeit wohl nicht mal ansatzweise 
sichtbar wurde.“ 

Der „Spiegel“ (3.8.2013) hatte die 
„Süddeutsche Zeitung“ zitiert, die 
enthüllt hatte, wie mit dem „Gutach¬ 
ten“ umgegangen worden war: „Die 
Ursprünge systematischen Dopings: 
Gezieltes, systematisches Doping 
in der Bundesrepublik habe seinen 
Ursprung im Oktober 1970 mit der 
Gründung des BISp genommen. Das 
Institut habe weitreichende Tests ver¬ 
anlasst - die Rede ist von mindestens 
516. Getestet wurden demnach ein¬ 
zelne Präparate auf ihre leistungsför¬ 
dernde Wirkung. Eignete sich ein Mit¬ 
tel zum Dopen, sei es zur Anwendung 
gekommen. Etwaige Nebenwirkungen 
sollen den Sportlern verschwiegen 
worden sein. 

Politiker forderten offenbar den 
Dopingeinsatz: Die deutsche Politik 
soll Doping nicht nur toleriert, son¬ 
dern dessen gezielten Einsatz gefor¬ 
dert haben: ,Von Ihnen als Sportme¬ 
diziner will ich nur eins: Medaillen in 
München 4 (Austragungsort der Olym¬ 
pischen Spiele 1972 - d. Red.).“ 

Dopingkontrollen sollen gezielt 
umgangen worden sein: Mit unter¬ 
schiedlichen Strategien sollen Insti¬ 
tutionen wie das BISp, der Deutsche 
Sportbund oder das Nationale Olym¬ 
pische Komitee verhindert haben, 
dass gedopte Athleten enttarnt wur¬ 
den. 

Minderjährige sollen gedopt wor¬ 
den sein: „Nicht nur Spitzenathleten 
sollen illegale Substanzen eingenom¬ 
men haben, auch Nachwuchssportlern 
wurden demnach Dopingmittel verab¬ 
reicht. Von Förder- und Sportklassen 
voller Minderjähriger ist die Rede, die 
als Forschungsobjekte gedient haben 
sollen. Das Ziel: Den Einfluss des Al¬ 
ters auf die Wirkung von Dopingmit¬ 
teln zu testen.“ 

Über die auf 800 Seiten zusam¬ 
mengetragenen Details wird man 
nach dem Rücktritt der Kommission 
nun aber wohl nichts mehr erfahren. 

Klaus Huhn 



Greif zur Schaufel & grabe, wo du stehst! 

Zur historischen Arbeit vor Ort; zum Schreiben von Geschichtserzählungen 


Eine Aufgabe der Geschichtspropagan¬ 
da kann darin bestehen, über die Do¬ 
kumentation regionaler Geschichtsfor¬ 
schung, die kulturelle Hegemonie der 
herrschenden Klasse, aufzubrechen, 
realistischer eingeschätzt zumindest 
anzukratzen. Der Arbeitskreis Regio¬ 
nalgeschichte der Geschichtskommis¬ 
sion beim Parteivorstand der DKP hat 
es sich zum Ziel gesetzt, die historische 
Arbeit vor Ort zu fördern und deren 
Ergebnisse auch in der Form von Ge¬ 
schichtserzählungen aufarbeiten zu 
helfen. 

i. Die Geschichtswerkstatt 

Vor Jahren stand ich in einer kleinen 
Stadt des Westerwaldes vor einem 
Denkmal für die Opfer des 1. Welt¬ 
krieges. Ich las: „Den gefallenen Hel¬ 
den unserer Gemeinde.“ Hörte ich ne¬ 
ben mir ein etwa 15-jähriges Mädchen 
sagen: „Da steht, dass sie gefallen sind. 
Das ist doch nicht schlimm, ich bin 
schon öfter gef allen.“Dar auf die Frau 
neben ihr, ich nahm an, dass es seine 
Mutter war: „Das heißt, sie sind gestor¬ 
ben.“ - „Stimmt“, sagte das Mädchen, 
„in der Schule hat uns der Lehrer einen 
Film gezeigt, ,1m Westen nichts Neues 4 , 
da konnte man sehen, dass Soldaten 
von Granaten zerrissen wurden. War¬ 
um steht das hier nicht so?“ - „Ja, war¬ 
um eigentlich nicht? 44 fragte die Mutter. 

Später dachte ich über das Gehörte 
nach. Mit der Sprache lässt sich einiges 
verschleiern wurde mir wieder einmal 
bewusst. 


Eine Aussage Lenins fiel mir ein: 
„Die Menschen waren in der Politik 
stets die einfältigen Opfer von Betrug 
und Selbstbetrug, und sie werden es im¬ 
mer sein, solange sie nicht lernen, hinter 
allen möglichen moralischen, religiösen, 
politischen und sozialen Phrasen, Erklä¬ 
rungen und Versprechungen die Interes¬ 
sen dieser oder jener Klasse zu suchen.“ 

In der Volksrepublik China hat man 
vor vielen Jahren eine Methode entwi¬ 
ckelt, Geschichte von „unten“ zu erfor¬ 
schen. „Grab die bittren Wurzeln aus“, 
nannte man es dort. In Schweden wurde 
daraus: „Grabe, wo du stehst.“ 

Diese Vorgehensweise ermöglicht es, 
dass Geschichtsabläufe im Großen vor 
Ort ein anderes Gesicht bekommen. 
Menschen, ihr Handeln und ihre Erfah¬ 
rungen werden „sichtbar“. Erkennbar 
werden dabei auch Widersprüche wie 
Brüche; die Trägerinnen sozialer Lasten 
treten aus dem Schatten der vermeint¬ 
lich „Großen“ und „Mächtigen“. Ver¬ 
wischte Spuren, Leer- und Blindstellen 
in der Geschichte der eigenen Familie, 
der Stadt und Region werden erkenn¬ 
bar. Der Widerstand einzelner und klei¬ 
nerer Gruppen, aber auch das Hinneh¬ 
men und Mitmachen der Vielen werden 
offensichtlich. 

Wir haben verwischte Spuren sicht¬ 
bar gemacht: Der „Wetzlarer Anzei¬ 
ger“ berichtete in seiner Ausgabe vom 
3. März 1933, dass der damals 65-jähri¬ 
ge Heinrich Mootz einen „Aufruf der 
Reichsregierung an das deutsche Volk 
vom 1. Februar durch Überpinseln un¬ 


kenntlich machte“, wofür er eine Woche 
Gefängnis erhielt. 

Später äußerte Heinrich Mootz 
Kollegen gegenüber: „In Deutschland 
sind die Nazis mit Lug und Trug an die 
Regierung gekommen ...Der Kom¬ 
munismus wird sich durchsetzen, weil 
er die Wahrheit ist, obschon er unter¬ 
drückt wird. Wenn sie alle so gekämpft 
hätten wie ich, wäre es in Deutschland 
heute anders.“ Die Kollegen denunzier¬ 
ten ihn daraufhin bei der Geheimen 
Staatspolizei. Heinrich Mootz wurde 
erneut festgenommen und starb, wie 
es hieß unter ungeklärten Umständen. 

Der Widerstand des kommunisti¬ 
schen Malermeisters Heinrich Mootz 
erfuhr im Februar 2014 eine späte Wür¬ 
digung, als die örtlichen Gruppen von 
DKP und Linkspartei eine Gedenkta¬ 
fel an dessen Wohnhaus in der Rosen¬ 
gasse 11 in der Wetzlarer Altstadt an¬ 
brachten. 2 Ich kann sagen, dass es Spaß 
macht, selbst zu forschen, zu graben. 

2. Die Schreibwerkstatt Geschichte 

Ich beobachte auf dem Buchmarkt 
seit einigen Jahren einen Trend zu so¬ 
genannten historischen Romanen. Oft 
spannend erzählt vermitteln sie dem 
Leser lediglich partielles Wissen über 
die Vergangenheit. Meist sind es Fan¬ 
tasieprodukte ohne Bezug zu tatsäch¬ 
lichen historischen Auseinandersetzun¬ 
gen. Die dort handelnden Personen 
treten nicht als Vertreter sozialer Grup¬ 
pen oder gar Klassen auf. Das Denken 
und Handeln dieser Protagonisten, ihre 


Schicksale und Konflikte sind nicht ty¬ 
pisch für gesellschaftliche Konflikte. 

Mit solchen Storys werden die Köpfe 
der Leserinnen und Leser eher verne¬ 
belt, als dass sie aufklärend wirken. 

Meiner Ansicht nach besteht der 
Sinn der Vermittlung von Vergange¬ 
nem in der Hoffnung, dass wir aus der 
Geschichte lernen, die Gegenwart ver¬ 
stehen, um die Zukunft gestalten zu 
können.Dazu sollen Vertreter sozialer 
Gruppen und Klassen, die auch erfun¬ 


den werden können, in den Mittelpunkt 
der Erzählung gestellt werden. Das 
Denken und Handeln dieser Protago¬ 
nisten, ihre Schicksale und Konflikte, 
müssen typisch für jene gesellschaft¬ 
lichen Kräfte sein. Auch hier sind bei 
der Gestaltung der Story die Ergebnis¬ 
se der eigenen Geschichtsforschung zu 
beachten. So wahrt man die Wissen¬ 
schaftlichkeit der Geschichtserzählung. 

Also Genossinnen und Genossen, 
greift zur Schaufel und „zur Feder“, und 
informiert die Geschichtskommission 
über die Ergebnisse eurer Arbeit oder 
fragt nach, wenn ihr mehr wissen wollt! 

Reiner Kotulla 

pv@dkp-online.de 


Der rote Kanal 


heute-Show 

Das wöchentliche Satire-Flaggschiff 
des ZDF erzeugt komische Effekte in 
der Hauptsache durch Grimassieren 
und spontan wirken sollende Ausru¬ 
fe des Erstaunens oder der gespiel¬ 
ten Empörung. Die Witzchen sind gut 
durchgekaut. Danach schläft sich 4 s 
weder besser noch schlechter. 

Fr., 18.3., 22.30, ZDF 

45 Minuten: Ehrenamt unter Druck 

Der Staat macht sich einen schlanken 
Fuß, indem er - gerne mit Versatzstü¬ 
cken neoliberaler Ideologie begrün¬ 
det - immer mehr seiner Aufgaben 
auf Ehrenamtier abschiebt. Gesell¬ 
schaftliches Engagement, Einsatz¬ 
bereitschaft und Verantwortungsbe¬ 
wusstsein werden missbraucht, um 
strukturelle Defizite zu verschleiern. 
Mo., 21.3., 22.00 Uhr, NDR 


Was von den Kriegen übrig bleibt 

Syrien, Irak, Jemen - in den compu¬ 
tergestützten Kriegen des Imperia¬ 
lismus ist in erster Linie die Zivilbe¬ 
völkerung das Opfer. Zerstört wer¬ 
den Staaten und das soziale Gefüge. 
Der Einsatz von Uranmunition zum 
Beispiel erzeugt eine Last, die über 
Generationen vererbt wird. Eine Re¬ 
portage von Karin Leukefeld (!) und 
Markus Matzel. 

Mo., 21.3., 23.30 Uhr, Das Erste 

Die Anstalt 

Diese Sendung ist das Gegenstück 
zur verschnarchten heute-Show. Die 
Ankermänner Max Uthoff und Claus 
von Wagner holen mit Pfiff die Hin¬ 
tergründe in den Vordergrund. Und 
wenn sie von Kapitalismus reden, ha¬ 
ben sie eine Vorstellung davon. 

Di., 22.3., 22.15 Uhr, ZDF 

















